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Das Buch vermittelt einen Uberblick über den aktuellen Wissensstand von Urn
weltabgaben, deren Realisierung sowie die Mittelverwendung (z.B. Steuersen
kungen oder Verwendung für die AHV). Die neuesten Ergebnisse aus der natio
nalen und internationalen Forschung werden präsentiert. Die Einordnung ökolo
gischer Steuern in die bestehende Finanz- und Steuerstruktur und die laufende
Abgabediskussion werden dargelegt. Vor- und Nachteile von Umweltabgaben
und Rückerstattungen werden thematisiert und Handlungsspielräume eröffnet.

Okologische und wirtschaftliche Effekte von Umweltabgaben werden durch pro
minente Fachleute behandelt: mögliche Effizienzsteigerungen, Chancen des
strukturellen Wandels und Win-win-Effekte. Zudem gelangen die Verteilungs
aspekte in sozialer und zeitlicher Hinsicht zur Sprache. Der Verwendung der Em
nahmen (Zweckbindung, Sozialversicherungen, Okobonus etc.) kommt grosse
Bedeutung zu. Es zeigt sich, dass ökologische und ökonomische Zielsetzungen
harmonisch realisiert werden können. Die gesellschaftliche Wohlfahrt kann ge
steigert werden und positive Beschäftigungseffekte sind zu erwarten. Ansätze
und Möglichkeiten einer ökologischen Steuerreform werden sowohi für die Bun
desebene wie auch für die Kantone diskutiert. Die vielfáltigen Hindernisse beim
Umsetzen von Umweltabgaben werden aus politologischer Sicht dargelegt.
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Vorwort

von Bundesrat Kaspar Villiger und Regierungsratin Don Schaer-Born

Die okologische Steuerreform ist in den letzten Monaten zu einem wichtigen
Thema in der Politik avanciert. Auch wenn sich hinter diesem an sich einfachen
Begriff verschiedenste Konzepte und Vorstellungen verbergen, so haben alle
Uberlegungen eines gemeinsam: Die okologische Steuerreform stelit auf jeden
Fall eine grosse Herausforderung dar für Wirtschaft und Gesellschaft sowie
nicht zuletzt auch für die Politik.

Gerade die Globalisierung der Wirtschaft erweist sich als Chance für die
Durchsetzung der okologischen Steuerreform. In Zukunft werden vor allem jene
Staaten Vorteile aufweisen konnen, weiche den Investoren eine gute
Infrastruktur und Standortqualitat anbieten und gleichzeitig Spitzentechnologien
in diesem Zukunftsmarkt fOrdern können. Zur Standortqualitat gehoren neben
dem Bildungsniveau, der inneren Sicherheit, dem sozialen Frieden und der
politischen Stabilität zweifellos auch die Umweltqualitat und em international
konkurrenzfähiges Steuersystem. Gerade bei den zwei letzten Standortfaktoren
setzt die okologische Steuerreform an und kann zur Starkung der Wettbe
werbsfahigkeit der Schweiz beitragen. Voraussetzung ist allerdings, dass sie
wirtschafts- und sozialverträglich umgesetzt wird.

Sowohl auf Bundesebene wie auch in mehreren Kantonen sind verschiedene
Schritte fUr eine Okologisierung der Steuersysteme geplant. Dies ist erfreulich.
Mit den Reformarbeiten auf Bundesebene soll sowohi em Beitrag an die nach
haltige Entwicklung als auch an die noch ungesicherte Finanzierung der
Sozialversicherungen geleistet werden. Wenn die Kantone bei der Weiter
entwicklung ihrer Steuersysteme neben den Erfordernissen eines international
wettbewerbsf’ahigen Wirtschaftsstandortes den energie- und umweltpolitischen
Anliegen ebenfalls verrnehrt Rechnung tragen, dann wird die Schweiz ihre nach
wie vor grosse Standortattraktivität in einer für die Zukunft entscheidenden
Frage massgeblich verbessern können.
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Mit dieser Botschaft vor Augen wunschen wir der Tagung ,,Oekologische
Steuerreform” vom 5. Juni 1998 viel Erfoig und der vorliegenden Publikation
eine moglichst grosse Verbreitung. Die verschiedenen Beitrage mögen all jenen
als Orientierungshilfe dienen, welche in irgendeiner Form an der Ausarbeitung
von Vorschlagen fUr die okologische Steuerreform in der Schweiz arbeiten. Wir
alle wissen, dass diese Aufgabe nicht einfach zu lösen sein wird. Bei einer
optimalen Ausgestaltung dieser Reform werden aber sowohi die privaten
Haushalte als auch die Unternehmen und der Staat profitieren können.

5. Juni 1998 Kaspar Villiger, Bundesrat

Don Schaer-Bom, Regierungsratin des Kantons Bern



7

Inhaltsverzeichnis

Paul Messerli; Okologische Steuerreform in der Schweiz — eine Einfuhrung 9

1. Steigende Akzeptanz marktwirtschaftlicher Instrumente der Umweltpolitik 10
2. Der Zeitpunkt für eine breite Diskussion ist günstig 11
3. Okologische Steuerreform in der Schweiz zwischen Aufbruch und Umbruch 11
4. Gesichertes Wissen, offene Fragen und politische Entscheidungen 13
Literatur 13

Kurt Gruter: Eme okologische Steuerreform auf nationaler Ebene 29

1. Ausgangslage 29
2. Nachhaltige Entwicklung und Bundesfinanzen 30
3. Finanzpolitische Ziele des Bundes und Perspektiven der Sozialversicherungen 32
4. Projekte und VorstOsse im Bereich der Energiebesteuerung 34
5. Okologische Steuerreformen im Ausland 36
6. Die Stossrichtung einer okologischen Steuerreform aufBundesebene 37
7. Grundsätze einer okologischen Steuerreform 39
8. Zur Frage der Mittelverwendung 42
9. Weiteres Vorgehen 43

Gunter Stephan: Zehn Uberlegungen zur Okologischen Steuerreform 15

1. Globalisierung 16

2. Steuerharmonisierung und Steuerwettbewerb 17

3. Vollzugsdefizit im Umweltschutz 18

4. Prinzipien 19

5. Mittelverwendung 20

6. Okosteuem 21

7. Doppelte Dividende 21
7.1 Steigerung der Umweltqualitat 22
7.2 Steigerung der Wohlfahrt durch Mittelverwendung 23

8. Langfristigkeit 25

9. Strukturwandel 26
10. Altemativen 27
Literatur 28

Arthur Mohr:
Die Bedeutung der ökologischen Steuerreform fur eine nachhaltige Entwicklung 45

1. Umweltpolitik: Von den polizeirechtlichen zu den
marktwirtschaftlichen Instrumenten 46

1.1 Grenzen der bisherigen Umweltpolitik 46
1.2 Anderung des Umweltschutzgesetzes 46
1.3 C02-Gesetz 47
1.4 Marktwirtschaffliche Instrumente und okologische Steuerreform 48

2. Nachhaltigkeitspolitik: Okologische Steuerreform als zentrales Instrument 49
2.1 Nachhaltige Entwicklung als neuer Politikansatz 49
2.2 Strategie Nachhaltige Entwicklung des Bundesrates 49
2.3 Nachhaltige Entwicklung und okologische Steuerreform 50



8 Inhaltsverzeichnis

(A, Mohr: Die Bedeutung der okologisehen Steuerreform für eine nachhaltige Entwicklung)

3. Anforderungen der Umwelt- und Nachhaltigkeitspolitik an eine Okologisehe
Steuerreform 16

3.1 Ziele 16
3.2 Massnahmen 17
3.3 Ausgestaltung und Volizug der Energiesteuer 17
3.4 Mittelverwendung 18

4. Schlussfolgerungen 19

Roif Iten: Okologisehe Steuerreform: Ausgestaltung und Wirkungen 57

1. Der Stand der Diskuss ion 57
2. Auswirkungen einer okologisehen Steuerreform 58

2.1 Welches sind die relevanten Annahmen9 59
2.3 Ergebnisse von Simulationen 61
2.4 ,,Gesicherte” Erkenntnisse 65
2.5 Offene Fragen und LUcken in den Modellanalysen 68
2.6 Fa.zit zu den Simulationsergebnissen 69

3. Ernstzunehmende Einwande 70
3.1 Die Kritik der Optimalsteuertheorie 70
3.2 Beschaftigungswirkungen - Uberwalzungsannahmen spielen Schlusselrolle 71
3.3 Unbestrittene erste Dividende 72

4. Lehren für die Ausgestaltung 73
Literatur 75

André MUller, Stefan Suter: Umweltabgaben auf kantonaler Ebene mit
eiunahmenseitiger Kompensation (MUEK) 79

1. Einleitung 79
2. Stand der Diskussion in andern Kantonen 80
3. Die Umweltabgaben des Systems MUEK 82
4. Verwendungsseite des Systems MURK 89
5. Zwischenfa.zit 93
6. Wirtschaftliche Auswirkungen 93

6.1 Auswirkungen auf die Branchen 93
6.2 Soziale Verteilungseffekte 97
6.3 Gesamtwirtschaftliche Auswirkungen 98

7. Sehlussfolgerungen 105

Hanspeter Kriesi: Politische Umsetzung
Wie kann eine ökologisehe Steuerreform mehrheitsfahig werden9 107

1. Einleitung 107
2. Die Bevolkerungsmeinung zu okologisehen Abgaben im Verkehr 1993 109
3. Meinungsanderungen zu okologisehen Lenkungsabgaben: 1993-1995 116
4. Schlussfolgerungen 120
Literatur 122

Herausgeber und Autoren 123



9

OKOLOGISCHE STEUERREFORM IN DER

SCHWEIZ - EINE EINFUHRUNG

Paul Messerli

Das langfristige Ziel der Umweltpolitik muss eine Entkoppelung des wirtschaft
lichen Wachstums vom weiteren Anwachsen des Umweltverbrauchs und der
Umweltbelastung sein. Eine relative Entkoppelung wie sie im letzten Jahrzehnt
zu beobachten ist, genugt allerdings nicht, weil Grenzwerte weiterhin Uber
schritten werden können. Das umweltpolitische Postulat einer absoluten Ent
kopplung und damit einer Stabilisierung des Umweltverbrauches entspringt dem
Leitbild der Nachhaltigkeit, das die Wohifahrtsentwicklung nicht gegen den
Umweltschutz ausspielt, sondem Umweltvertraglichkeit mit Wohlstandssiche
rung und sozialer Gerechtigkeit verbindet.

Die Schweiz hat mit ihrer Umweltpolitik in den 8Oer Jahren zweifellos eine Pio
nierrolle in Europa gespielt. Ailerdings sind heute die Grenzen einer administra
tiven End-of-the-pipe-Umweltpolitik bekannt, nicht nur wegen der hohen Ko
sten und der demotivierenden Wirkung auf die Wirtschaftsakteure, sondem
ebenso aus der Einsicht, dass eine Umweltpolitik der Grenzwerte und eine Urn
weittechnik des Reinigens die Ressourcenverschwendung nicht eindämmen.

Andere europaische Staaten haben mittlerweilen den Schritt zur okologischen
Grobsteuerung eingeleitet. Beim Input soil der Energie- und Ressourcenver
brauch gelenkt und gesenkt werden. Lenkungsabgaben auf umweltbeiastenden
Stoffen sind im Umweitschutzgesetz 1995 verankert. Doch em weiterer wesent
iicher Schritt in diese Richtung kann mit einer “okologischen Steuerreform” ge
macht werden. In dieser Beziehung sind uns andere europaische Lander voraus;
die Dänen haben sich bisher in Sachen okologische Steuerreform am weitesten
vorgewagt.
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Die Schweiz ist keineswegs untätig geblieben. In den Ietzten Jahren hat sich so
wohi auf Bundes- wie auch auf Kantonsebene em bedeutendes Expertenwissen
akkumuliert, das durch Forschungsprojekte, internationale Zusammenarbeit und
konkrete Falistudien entstanden ist.

1. Steigende Akzeptanz marktwirtschaftlicher
Instrumente der Umweltpolitik

Der verbreiteten Einsicht in die begrenzte Wirkung einer Nachsorgepolitik im
Umweltschutz stand lange eine grosse Skepsis gegen marktwirtschaffliche In
strumente, also die Lenkung des Umweltverbrauchs und der umweltbelastenden
Prozesse mittels Preissignalen entgegen. Der Widerstand war zum einen ideolo
gisch motiviert (intrinsische versus extrinsische Motivation), zum anderen aber
auch dadurch bedingt, dass die Umverteilungseffekte zwischen den Sozialpart
nem und Einkommensklassen zu wenig bekannt und damit auch zu wenig Mar
kommunzierbar waren.

Zu einer verbesserten Akzeptanz einer okologischen Grobsteuerung hat mittler
weilen das Leitbild der nachhaltigen Entwicklung beigetragen, das die Umwelt
politik seit der Rio-Konferenz 1992 aus der moralisierenden Ecke der Gebote
und Verbote befreit und sie in einen umfassenden Entwicklungszusammenhang
gesteilt hat. Seit die Einsicht in die Kopplungsmoglichkeit von Umweltpolitik
und Beschaftigungs- bzw. Sozialpolitik wächst, steigt auch die Zustimmung zur
preislichen Steuerung des Ressourcen- und Energieverbrauchs und zu einer in
strumentellen Realisierung dieser Kopplung über das Steuersystem. War bisher
die Umverteilungsfunktion des Staates von hohen zu tiefen Einkommen und von
reichen zu armen Regionen aligemein akzeptiert, so erweitert sich diese Funkti
on in einem okologisch orientierten Steuersystem zur Umverteilung von Faktor
kosten mit hoher Beschaftigungs- und Innovationswirkung und gleichzeitiger
Entlastung der Umwelt.
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2. Der Zeitpunkt für eine breite Diskussion ist gunstig

Die Finanzknappheit von Bund und Kantonen zwingen den Staat zu einem effi
zienteren Mitteleinsatz. Eine okologische Steuerreform ist unter diesem Vorzei
chen eine durchaus attraktive Perspektive. Die verheissene “doppelte Dividende”
bedeutet ja nichts anderes, als dass Umweltentlastung und Arbeitsbeschaffung
durch okologisch orientierte Innovationsprozesse mit demselben Instrument und
mit denselben Kosten erreicht werden können. Die Notwendigkeit der Reform
unserer Umweltpolitik und die Notwendigkeit zur Schaffung zukunfisfhhiger
Arbeitsplatze und Beschaftigung soliten das Projekt der “okologischen Steuerre
form” besonders konsensffihig machen. Win-win-Strategien lassen sich in der
heutigen Zeit politisch noch am ehesten durchsetzen. Allerdings muss der Staat
auch Mehreinnahmen beschaffen, wenn die Sozialwerke weiterhin finanzierbar
bleiben sollen. Damit aus der “okologischen Steuerreform” keine Mogelpackung
wird, muss diesbezuglich äusserste Transparenz geschaffen werden. Sicher wird
die Erfolgschance einer “okologischen Steuerreform” geschmalert, wenn sie
auch fiskalpolitische Ziele (Mehreinnahmen) verfolgen muss. Allerdings hat das
politische System mit der Agrarreform 2002 bereits den politischen Testfall be
standen, mehr Geld ffir Aufgaben einzusetzen, die umwelt- und sozialpolitisch
Sinn machen. Eine okologische Steuerreform in der Schweiz, die zur Entlastung
der Umwelt, zur Schaffung von Arbeit in zukunftsträchtigen Branchen und zur
Sicherung der Sozialwerke fflhrt, soilte deshaib kommunikations- und akzep
tanzfahig werden.

3. Okologische Steuerreform in der Schweiz
zwischen Aulbruch und Umbruch

Die Diskussion in der Schweiz zielt auf keine radikale Reform des Steuersy
stems. Dies ist schon deshaib nicht zu erwarten, weil die Steuerhoheit beim
Bund und den Kantonen liegt. Vielmehr bewegt sie sich zwischen Erganzungen
zum bestehenden Steuersystem oder einem teilweisen Umbau desselben. Val
lender und Jakobs (1997) verweisen in ihrem Aufsatz “Strategien und Grundsät
ze einer okologischen Steuerreform” zu Recht darauf hin, dass es “die” okologi
sche Steuerreform nicht gibt, sondem eine Reihe von Ansätzen oder Reform
konzepten, die sich typologisch in drei Stossrichtungen unterteilen lassen. Als
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Hilfe zur LektUre dieses Bandes soil die Systematik von Vallender und Jakobs
ilbernommen werden.

Sie unterscheiden zwischen der

- Erganzung des Steuersysterns durch Umweltsteuern,

- Anpassung bestehender Steuem,

- Umbau des Steuersystems.

‘Bei der Erganzung des Steuersysterns geht es urn die EinfUhrung neuer Steuem,
deren Ziel nicht in der Mitteibeschaffung, sondem in der Verhaltenslenkung
durch Anderung der relativen Preise (Internalisierung) besteht. Die Anpassung
bestehender Steuervorschriften unter dern Gesichtspunkt der Umweltpolitik zielt
auf eine Ausrichtung von bisher vorwiegend fiskalisch motivierten Steuern auf
umweltpolitische Ziele. Der Umbau des geltenden, fiskalisch ausgerichteten
Steuersystems kann zum einen im Auswechseln oder in der Gewichtsverände
rung einzeiner Elemente des bestehenden Steuersystems (Bsp. Einffihrung einer
kompensatorischen Energiesteuer) und/oder im Ubergang zu einer konsumori
entierten Einkommens- bzw. Ertragsbesteuerung bestehen.”

Die in diesem Band vorgesteilten Konzepte und Strategien betreffen alle drei
Kategorien. So läuft die Vorstellung des Bundes auf eine Anpassung und einen
schrittweisen Umbau des Steuersystems hinaus. Bei den Kantonen kommt vor
allem der Ergänzung des Steuersystems durch Umweltsteuern im Rahmen der
geltenden Gesetzgebung eine bedeutende Rolie zu. Das von einer Arbeitsgruppe
des Kantons Bern ausgearbeitete Konzept MUEK (Marktwirtschaftliche Urn
weltabgaben mit einnahrneseitiger Kompensation) evaluiert auf systematischer
und breiter Basis die Moglichkeiten kantonaler Umweltabgaben sowie die Wir
kungen verschiedener Kompensationsmodelle. Da das Ziel dieser neuen Urn
weltabgaben nicht die Mittelbeschaffung ist, sondern die umweltvertragliche
Verhaltenslenkung, ist dieses Konzept der ersten Kategorie unserer Systematik
zuzurechnen.

In den Beitragen dieses Bandes fehlt in der Regel em expliziter Bezug zu Steu
errechtsfragen. Dieser Aspekt ruckt zweifellos bei der Frage der politischen
Umsetzbarkeit der hier gemachten Vorschlage in den Vordergrund. Der An
spruch dieser Beitrage liegt bei der Klarung des Zusammenhanges zwischen der
Ausgestaltung euler okologischen Steuerreform und den moglichen Wirkungen.
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4. Gesichertes Wissen, offene Fragen und
politische Entscheidungen

Die Autoren sprechen sich sehr kiar und deutlich uber gesichertes Wissen, offe
ne Fragen und die Notwendigkeit politischer Entscheidungen aus. Die umfang
reichen Studien und internationalen Vergleiche, die hinter den Argumentarien
liegen, ermoglichen es, eine politische Wertung vorzunehmen und eine breite
öffentliche Diskussion zu beginnen. Zu Recht weisen die Autoren auf die Gefah
ren hin, die bei einer blossen Aufpfropfiang einer okologischen Steuerreform auf
das bestehende umweltpolitische Regelungswerk drohen. Die Anforderungen an
einen schrittweisen Umbau der Umweltpolitik sind deshaib hoch. Eine okologi
sche Grobsteuerung muss sich, urn ihrem Namen gerecht zu werden, auf das
Wesentliche beschranken, nachvollziehbar und einfach umsetzbar sein, will sie
politische Akzeptanz erlangen. Niemand gibt sich der Illusion hin, die “grossen
Schritte’ wären schon morgen moglich; allerdings könnte die Finanzierungsluk
ke der Sozialwerke den politisehen Druck auf eine okologische Steuerreform
verstärken.

Literatur:

METER, R., WALTER, F., 1991: Umweltabgaben für die Schweiz. Em Beitrag
zur Okologisierung von Wirtschaft und Gesellschaft. Verlag Ruegger.

MINSCH, J., et a!., 1996: Mut zum okologischen Umbau: Innovationsstrategien
für Unternehmen, Politik und Akteurnetze. Birkhäuser.

STEPHAN, G., AHLFIEIM, M., 1996: Okonomische Okologie. Springer.

VALLENDER, K. A., JAKOBS, R., 1997: Strategien und Grundsätze einer
okologischen Steuerreform. In: STAHELIN-WITT, E., BLOCHLIGER,
H. (Hrsg.): Okologisch orientierte Steuerreform: die fiskal- und aussen
wirtschaftspolitischen Aspekte. Haupt, Bern.
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ZEHN UBERLEGUNGEN ZUR

OKOLOGISCHEN STEUERREFORM

Gunter Stephan

Wo Märkte aus sich heraus eher zu kurzfristiger Orientierung nei
gen, muss der Staat am besten durch marktIwnforme
Preissignale für langfristig orientiertes, dauerhaftes Vorgehen sor
gen. Dass sich der Staat dabei, wie auch in anderen Bereichen,
steuerpolitischer Instrumente bedienen darf steht ausser Frage.

Dieses Zitat aus einer Rede des deutschen Bundespräsidenten Roman Herzog
druckt zartes, politisches Bekennen zu einer Okologisehen Steuerreform aus.
Zwar wird damit nicht der radikale Umbau des bestehenden Steuersystems ge
fordert, doch ist kiar ausgesprochen und fir legitim gehalten, dass okologische
Aspekte in die Ausgestaltung kunftiger Steuersysteme einbezogen werden müs
sen.

Tatsächlich ist nicht nur in der Wissenschaft, sondern auch bei einem Teil der
Politikerinnen und Politiker die Erkenntnis gereift, dass eine Okologisierung der
bestehenden Steuersysteme zur gleichsam wundersamen Losung eines scheinbar
unlösbaren Konfliktes beitragen kann; eines Konfliktes, der heute besteht zwi
schen den Forderungen, einerseits die Umwelt zu entlasten und schonend mit
den naturlichen Ressourcen umzugehen, sowie andererseits den Wohistand zu
sichem und Beschäftigung zu schaffen.

Auch ich trete im folgenden fUr diese Botschaft em. Jedoch beschranke ich mich
auf einen Uberblick und werde daher eher grundsatzlich argumentieren. Detail
liertere Analysen aus ökonomischer und politologischer Sicht bieten die nach
folgenden Beitrage dieses Bandes. Eine generelle Problematisierung der schwei
zerischen Umweltpolitik findet sich unter anderem bei Kirchgassner (1997).
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Beginnen will ich aber mit zwei Aspekten, die als Stichworte auf den ersten
Blick wenig mit einer Okologischen Steuerreform, beziehungsweise einer Oko
logisierung des Steuersystems gemein haben: Globalisierung zum einen und
Vollzugsdefizit in der Umweltpolitik zum anderen.

1. Globalisierung

Viele fiihlen sich durch die zunehmende Globalisierung der Wirtschaft bedroht.
Sie befUrchten, dass die Entstehung multinationaler Firmen und die fortschrei
tende Liberalisierung des Welthandels den sozialen Frieden und einen nachhal
tigen Schutz unserer natürlichen Umwelt gefährden. Denn multinationale Unter
nehmungen sind dem Einfluss nationaler Politik und damit der heute funktionie
renden Form demokratischer Kontrolle entzogen. Zudem lässt die zunehmende
internationale Verflechtung der Wirtschaft einen beschleunigten Anstieg des
globalen Handels- und Verkehrsaufkommen verbunden mit euler Erosion natio
naler Umweltschutzbestimmungen erwarten.

Diese Gefahren lassen sich nicht vollstandig von der Hand weisen. Insbesondere
machen sie die Grenzen der nationalen Selbstbestimmung in der Umwelt-, Sozi
al- und Wirtschaftspolitik deutlich. Dennoch bin ich mit der Mehrzahl meiner
Kolleginnen und Kollegen der Auffassung, in der Globalisierung der Wirtschaft
liege eine grosse Herausforderung und eine grosse Chance.
Die Chance besteht darin, dass Globalisierung zu mehr Wettbewerb und damit
zu Innovation, Investitionen und wirtschafthichem Aufschwung fiihren kann.
Langfristig liegt hierin auch eine Hoffnung fUr die Umwelt. Empirische Unter
suchungen belegen einen engen Zusammmenhang zwischen Wohlstand und
Umweltschutz. Urn so wichtiger wird es, die Probleme der Ubergangsphase zu
meistern und langfristig tragfahige Strukturen zu entwickeln. Dass dabei auf der
Ebene der Nationalstaaten die Steuersysteme eine Rolle spielen, gehort zu den
Herausforderungen der Globalisierung.
Heute werden die Ersparnisse eines Landes mehrheitlich immer noch in die ei
gene Volkswirtschaft investiert. Dies wird in Zukunft nicht mehr der Fall sein.
Vielmehr wird sich Kapital zunehmend global die attraktivsten Standorte su
chen. Nur wer potentiellen Investoren eine entsprechende Infrastruktur und
Standortqualitat bietet, kann von den wirtschaftlichen Effekten der Globalisie
rung profitieren. Zu diesen Qualitaten gehoren neben einem entsprechenden Bil
dungsniveau, innerer Sicherheit, sozialem Frieden und einer hinreichenden poli
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tischen Stabilität insbesondere auch Umweltqualitat und em international kon
kurrenzfàhiges Steuersystem (siehe dazu Gordon und Bovenberg, 1996).

2. Steuerharmonisierung und Steuerwettbewerb

In Europa werden heute wie schon vor hundert Jahren Staatseinnahmen haupt
sächlich Uber eine Besteuerung der Produktionsfaktoren Kapital und Arbeit er
zielt. Djese Dominanz der direkten Steuern hat im wesentlichen historische
GrUnde. Em stabiles Steueraufkommen ist für jeden Staat Voraussetzung für ei
ne rationale und planbare Politik. Dazu bedarf es einer einfach kontrollierbaren
Steuerbasis einerseits und sicherer Einnahmequellen andererseits. Tm spaten
l9ten und frUhen 2Oten Jahrhundert waren die Faktoren Kapital und Arbeit in
ternational kaum mobil, so dass sich in der Entstehungsphase der Nationalstaa
ten Kapital und Arbeit als ideale Bemessungsgrundlagen für eine Steuererhe
bung anboten.

Beide Produktionsfaktoren werden in Zukunft verstärkt mobil. Unterschiede in
der Besteuerung von Kapital und Arbeit können deshaib zu Wanderung von
Faktoren und zur Verlagerung von Wirtschaftsstandorten, somit zu regionalen
Verzerrungen fUhren. Mit Sicherheit können soiche aus einer Steuerentziehung
resultierenden Effekte nur vermieden werden, wenn ausschliesslich immobile
Faktoren wie etwa der Boden besteuert werden. Dass dies unrealistisch ist, muss
ich nicht erklären. In beschranktem Umfang bietet jedoch die Besteuerung von
Umweltqualitat beziehungsweise Umweltverbrauch eine Alternative.

Sie werden einwenden, eine solche Politik flihre im Alleingang zu internationa
len Wettbewerbsnachteilen und sei somit politisch kaum durchsetzbar. Dem
möchte ich zwei theoretische und em empirisches Argument entgegenhalten.
Erstens soilten Steuem auf Umweltfaktoren und Energie die Wirtschaft und die
Haushalte nicht zusatzlich belasten. Vielmehr mUssen diese durch Abbau ande
rer Steuern und den Wirtschaftsstandort verteuernden Kosten kompensiert wer
den.

Zweitens ware die Volkswirtschaft der Schweiz auth mit dem bestehenden
Steuersystem langfristig nicht gegen Standortnachteile gefeit. Denn zum einen
wissen wir seit den Untersuchungen von Harberger (1966), dass Steuem auf Ka
pitaleinkommen in jedem Fall zu einer ineffizienten Allokation und damit zu
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Wohlfahrtsverlusten fUhren. Zum zweiten bewirkt die zunehmende Mobilität
von Kapital eine internationale Anpassung der Produktivität von Kapital. Das
heisst, Kapital wird aus den Landem mit niedriger Grenzproduktivität in Regio
nen mit einer hohen Verzinsung fliessen. Da heute in der Schweiz die Rentabi
lität von Investitionen und die Verzinsung von Kapital unter dem intemationa
len Durchschnitt liegen, ist langfristig mit einem Abfluss von Kapital und damit
negativen Einfluss auf die Entwicklung der schweizerischen Volkswirtschaft zu
rechnen.

Es ist also theoretisch höchst urnstritten, oh eine Steuerharmonisierung auf na
tionaler oder gar internationaler Ebene uberhaupt nötig und erwünscht ist. Zu
sätzlich sprechen auch empirische Fakten dagegen. Weder in der EU noch auf
Eidgenössischer Ebene sind die Steuersysteme vollstandig harmonisiert. Trotz
verschiedener Vorstösse, eine Steuerharmonisierung innerhalb der EU anzustre
ben, hat em soiches Ansinnen wenig Chancen auf Realisierung. Steuerhoheit
geniesst bei den Mitburgem und Mitburgerinnen immer noch einen hohen Stel
lenwert und em Versuch, diese Souveram t abzubauen, beziehungsweise auf
andere Gebietskorperschaften zu verlagern, durfte auf heftigen politischen Wi
derstand stossen. Zusätzlich wtirde durch eine Harmonisierung auch em Politik
parameter aufgegeben; die Moglichkeit nämlich den Wettbewerb von Steuersy
stemen systernatisch auszunutzen, urn Standorte attraktiv zu machen und die
Wohlfahrt einer Geselisehaft zu erhöhen.

3. Vollzugsdefizit im Umweltschutz

Ohne Zweifel hat der Umweltschutz in der Schweiz einen hohen Stand erreicht.
Doch trotz der enormen Anstrengungen, durch Gebote, Verbote und Verordnun
gen die Umwelt zu schützen und den Naturverbrauch einzudämmen, ist es in
vielen Fallen nicht gelungen, die Zielvorgaben in konkrete Massnahmen umzu
setzen. Man kann obne Ubertreibung sagen, dass der Umweltschutz in der
Schweiz in em Vollzugsdefizit geraten ist.

Em Grund daffir liegt in der Flut von Einzel- und Spezialverordnungen, die fir
die Betroffenen kaum noch oder nur noch mit hohen Kosten nachzuvollziehen
sind. Em weiterer Grund mag darin liegen, dass nach zwanzig Jahren Umwelt
schutz die entscheidenden Belastungen von vielen kleinen, haufig mobilen und
diffus verteilten Quellen ausgelost werden, die ordnungsrechtlich nur schwer zu
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kontrollieren sind. Schliesslich wird der Perfektionismus der Regulierung mehr
und mehr als Gangelung empfunden, was die individuelle Bereitschaft, etwas fIr
die Umwelt zu tun, eher behindert denn fOrdert. Der Gesetzgeber hat dies er
kannt und den verstarkten Einsatz von marktwirtschaftlichen Instrumenten ins
besondere von Lenkungsabgaben in der Umweltpolitik empfohlen.

4. Prinzipien

Seit Jahren treten Okonomen fir Lenkungsabgaben im Umweltschutz em. Ihre
zentralen Argumente lauten dabei (fUr eine ausfUhrliche Diskussion siehe etwa
Stephan und Ahlheim, 1996):

Erstens, Lenkungsabgaben sind effizient und ermoglichen damit Umweltschutz
zu niedrigeren Kosten als andere Instrumente.

Zweitens, Umweltabgaben belassen die Entscheidungssouveranitat bei den Ver
antwortlichen und lahmen nicht die Eigeninitiative. Im Gegenteil, da sie Ver
halten nicht vorschreiben, gewahren sie Handlungsspielraum, belohnen aber
gleichzeitig mit einer Verringerung der Abgabenlast jede Anstrengung, durch
Technologie- und Verhaltenswechsel die Umwelt zu entlasten.
Drittens, Lenkungsabgaben stimulieren den technischen Fortschritt und eröffnen
wirtschaftliche Entwicklungspotentiale. Zugleich fördem sic über den moneta
ren Anreizrnechanismus einer Verteuerung umweltbelastenden Verhaltens lang
fristig die Okologisierung der Wirtschaft.

Die genannten Vorzuge von Lenkungsabgaben zum Schutz der Umwelt können
jedoch nur genutzt werden, wenn zwei zentrale Prinzipien beachtet werden: Er
stens soliten Lenkungsabgaben sparsam und auf das wesentliche konzentriert
eingesetzt werden. Zweitens müssen sic flexibel handhabbar, transparent, em
fach nachvollziehbar und umsetzbar scm. Das bedeutet insbesondere, dass die
Zusammenhange zwischen Instrumenteneinsatz, der Bemessungsgrundlage, und
dem Lenkungsziel eindeutig und offensichtlich sind.
Diesen Prinzipien widerspricht die heute gepflegte Praxis, Lenkungsabgaben
dem bestehenden System dichter und intransparenter Umweltregulierungen em
fach aufzupfropfen ebenso wie der Versuch, fir jede noch so spezielle Umwelt
belastung eine eigene Lenkungsabgabe einzufUhren. Vielmehr geht es darum,
die Kosten des Umweltschutzes zu senken und em ausgewogenes System aus
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ordnungsrechtlichern Umweltschutz, freiwilligen Vereinbarungen und Len
kungsabgaben zu entwickeln.

Ich bin daher der Auffassung, dass es unter Beachtung der genannten Prinzipien
im wesentlichen nur drei Arten von Abgaben geben soilte: Abgaben auf den
Verbrauch von fossilen Energietragern und Energie zum ersten, Abgaben auf
den Verbrauch von Wasser beziehungsweise auf Abwasser zum zweiten, und
Abgaben auf den Verbrauch von Boden und Abfälle zum dritten.
Konzentriert man sich nur auf diese drei Arten von Umweltabgaben, dann ent
stehen relative grosse Abgabenaufkommen. Beispielsweise haben wir ausge
rechnet, dass eine C02-Abgabe, die hinreichend hoch ist, urn die schweizeri
schen Emissionen an Kohlendioxid iangfristig auf dem Niveau von 1990 zu sta
bilisieren, im Jahre 2010 em Abgabenaufkommen VOfl Ca. 3% des Bruttosozial
produkts erzeugen wtirde (siehe dazu Stephan und Imboden, 1995). Bei einem
soichen Aufkornmen stelit sich in natürlicher Weise die Frage nach einer sinn
vollen Mittelverwendung.

5. Mittelverwendung

Tatsächlich ist das Problem, wie Aufkornmen aus Lenkungsabgaben zu verwen
den sind, aus drei Grunden von Bedeutung (fUr eine Diskussion siehe auch Ste
phan und Ahiheirn, 1996):

Erstens können diese nicht einfach dern Staatshaushalt zugeschlagen werden.
Die folgende Aufblahung des Staatshaushaltes und die damit verbundene Erhö
hung der Staatsquote wären politisch wenig akzeptabel.
Zweitens werden Lenkungsabgaben haufig als unsozial angesehen. Empfänger
niedriger Einkommen werden im ailgemeinen durch Urnweltabgaben starker
belastet als Haushalte mit hohen EinkUnften. Die regressive Wirkung von Len
kungsabgaben muss daher durch entsprechende Massnahmen kompensiert wer
den.

Drittens Iösen Lenkungsabgaben Uber ihre Verteilungseffekte mehr als nur so
ziale Konflikte aus. Die Art und Weise, wie das Abgabenaufkommen verwendet
wird, bestimmt auch die volkswirtschaftlichen Kosten von umweltpolitischen
Eingriffen, beeinflusst die Allokation knapper Faktoren und Mittel und damit
die langfristige Entwicklung einer Volkswirtschaft (siehe Stephan und Imboden,
1995).
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Es ist unter dieser Perspektive nur verständlich, wenn sich die Betroffenen ge
gen Lenkungsabgaben wehren. Insgesamt Iiegt sogar die Vermutung nahe, der
politisehe Widerstand, der in der Schweiz beispielsweise gegen eine C02 Abga
be aufgebaut wurde, gelte nicht dem Allokationsziel einer Reduktion bezie
hungsweise Stabilisierung der schweizerischen Kohiendioxidemissionen. Politi
scher Widerstand besteht vielmehr wegen der Verteilungseffekte einer soichen
Lenkungsabgabe und deren Ruckwirkungen auf die Wirtschaftlichkeit des
Standortes Schweiz. So gesehen sind Okosteuern auch als der Versuch zu sehen,
dank einer sozial und wirtschaftlich sinnvollen Verwendung von Einnahmen die
poiitische Akzeptanz von Lenkungsabgaben zu erhöhen.

6. Okosteuern

Steuem haben primar eine Fiskalfunktion. Sie werden erhoben, urn die vielfhlti
gen Aufgaben des Rechtsstaates zu finanzieren. Dass dabei auch eine Len
kungswirkung eintreten kann, wird in der Regel ungern in Kauf genommen; ins
besondere dann, wenn sich dadurch das Steueraufkommen verkleinert. Anders
sieht es bei Lenkungsabgaben aus. Dies sind Instrumente der staatlichen Politik,
mit denen das Verhaltens von Wirtschaftssubjekten monetar gesteuert werden
soil. Okosteuern verheiraten diese beiden Funktionen. Sie könnten daher ais
Lenkungsabgaben mit Fiskaifunktion dank spezieller Mittelverwendung defi
niert werden.

7. Doppelte Dividende

In der Literatur wird üblicherweise davon ausgegangen, Okosteuern seien Urn
weltabgaben, deren Aufkommen dazu verwendet wird, Einkommen aus anderen
Steuerquellen zu ersetzen. Erganzt oder ersetzt man sogar Teile eines bestehen
des Steuersystem in dieser Weise durch Okosteuern, so gehen von einer soichen
Innovation - zumindest in der Theorie - zwei positive Effekte aus (für eine aus
führliche Diskussion siehe Goulder, 1995):
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7.1 Steigerung der Umweltqualität

Die erste Dividende besteht in einer Wohlfabrtssteigerung durch Verbesserung
der Umweltqualitat. Denn das Ziel von Okosteuem ist ja gerade, einen monetä
ren Anreiz zu setzen, die Umwelt weniger zu belasten.

Preis

Abgaben
satz

Abbildung 1: Die erste Dividende

Externer
Effekt
(Grenzkosten)

optimale Grenzwert Umwelt
Nutzung

Dazu wird im Idealfall eine Abgabe so erhoben, dass die Nachfrage (Zahlungs
bereitschaft) flr die Nutzung der Dienstleistungen der Umwelt gerade mit den
dadurch verursachten externen Effekten Ubereinstimmt (siehe Abbildung 1). So
wird übrigens das Verursacherprinzip durchgesetzt. Denn diejenigen, die durch
ihr Verhalten Umweltbelastungen auslösen, mtissen eine Abgabe entrichten, die
diesen Kosten gerade entspricht.

Auch wenn in der Realität Abgabesatze selten ideale Werte erreichen, dürfte die
erste Dividende dennoch auch in der Praxis kaum umstritten sein. Denn solange
der Preis flr die Dienstleistungen der Natur, also die Umweltsteuer, kleiner oder
gleich den externen Kosten der Umweltbelastung ist, profitieren alle von Urn
weltabgaben.
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7.2 Steigerung der Wohlfahrt durch Mittelverwendung

Die zweite Dividende liegt in einer Wohlfahrtssteigerung durch eine geeignete
Mittelverwendung. Wie bereits erwähnt, hangen die wirtschafflichen Auswir
kungen einer okologischen Steuerreform sowohi kurz- als auch langfristig vom
Verwendungsschema ab. Deshaib steilt sich bei Okologisierung des Steuersy
stem durch Einbezug von Lenkungsabgaben das Problem, wie das Abgabenauf
kommen in sinnvoller Weise zu verwenden sei.
Drei Moglichkeiten, positive Wohlfahrtseffekte durch Mittelverwendung aus
zulösen, werde ich kurz diskutieren: Rückverteilung nach dem Okobonusprinzip
zum ersten, Beseitigung von verzerrenden Steuern zum zweiten und Senkung
von Lohnnebenkosten zum dritten.

7.2.1 Okobonusprinzip

Bei einer Ruckverteilung nach dem Okobonusprinzip wird das gesamte Auf
kommen aus einer Okosteuer in konstanten pro-Kopf Betragen an die privaten
Haushalte zuruckerstattet. Technisch lasst sich em soiches System in Form von
Steuerfreibetragen instrumentalisieren.

Insgesamt werden von einem soichen System positive Effekte in doppelter Hin
sicht erwartet. Erstens kommt es zu einer leichten Umverteilung zu Gunsten
einkommensschwacher Haushalte. Vermogende Haushalte konsumieren in der
Regel mehr Dienstleistungen der Umwelt als ärmere, erhalten aber nur dieselben
Betrage zuruckerstattet wie letztere. Dadurch wird die regressive Wirkung von
Okosteuem kompensiert.

Zweitens kompensiert die Ruckverteilung den negativen Effekt einer Einkom
mensabschopfung, was sich positiv auf die Binnennachfrage und die Spartatig
keit auswirkt. Letzteres ist unter einer langfristigen Perspektive besonders wich
tig. Die wirtschaftliche Entwicklung einer Volkswirtschaft wird entscheidend
von ibrer Kapitalbildung, also den Investitionen getrieben. Da in der Schweiz
heute und auch in der Zukunft trotz der Internationalisierung der Kapitalmärkte
Investitionen im wesentlichen durch die Binnenerspamis finanziert werden, er
klart sich so em weiterer positiver Effekt des Okobonusprinzips (siehe dazu Ste
phan und Imboden, 1995).
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7.2.2 Beseitigung verzerrender Steuern

Direkte Steuern verzerren, wie schon mehrfach erwahnt, die Allokation der Pro
duktionsfaktoren Kapital und Arbeit. Neben dem Effekt, dass Steuern auf Lohn
und Kapitaleinkunfie die Arbeit verteuern und die Rentabilität von Investitionen
verringern, erzeugen sie auch Effizienzverluste. Generell soliten Faktoren nach
ihrer Produktivität entlohnt werden. Diese Regel wird aber durch Besteuerung
durchbrochen. Entsprechend einsichtig ist, dass em Abbau dieser Steuem Wohi
fahrtsverzerrungen beseitigen und die Attraktivität eines Wirtschaftsstandortes
langfristig erhöht (siehe dazu Abbildung 2).

Lohn

Angebot mci.
Lohnnebenkosten

/gebot:xc

/Nachfrage

Beschaffigung Nebenkosten- Arbeit
induzierter
Beschaftigungs
ruckgang

Abbildung 2: Wohlfahrtsverluste durch Lohnnebenkosten

Für die Schweiz soliten die Wirkungen eines teilweisen Ersatzes von bestehen
den Steuern durch Okosteuern j edoch nicht überschätzt werden. Einerseits sind
die Steuersätze auf KapitaleinkUnfte im europaischen Vergleich ohnedies bereits
relativ niedrig. Andererseits kennt man in der Schweiz im Gegensatz zu
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Deutschland beispielsweise keine Quellenbesteuerung. Deshaib hat eine Sen
kung der Lohnsteuer hier keinen Einfluss auf den Nominallohn, also jenen
Lohnsatz, den Unternehmungen ibren Mitarbeiterinnen zahien. Entsprechend ist
auch nur em äusserst geringer direkter Effekt auf das Beschaffigungsniveau zu
erwarten.

Indirekt und deshaib nur langfristig könnten aber dennoch positive Auswirkun
gen zu beobachten sein. Da geringere Steuem zu höheren verfügbaren Einkom
men fiihren, müsste dies wie bei einer Ruckerstattung nach dem Okobonussy
stem die Konsum- und Spartatigkeit in der Volkswirtschaft der Schweiz stei
gem.

7.2.3 Senkung der Lohnnebenkosten

Einen wichtigen Effekt auf das Beschaftigungsniveau haben die Lohnnebenko
sten. Die generelle Aussage, Arbeit sei zu teuer, muss differenziert betrachtet
werden. Aus der Sicht eines Arbeitgebers wird in unseren Volkswirtschaften mit
ihrem hochentwickelten sozialen Sicherungssystemen der Preis des Faktors Ar
beit nicht nur durch den Nettolohn bestimmt, was der eigentlichen Entlohnung
von Arbeitsleistungen entspricht, sondem auch durch die Arbeitgeberbeitrage zu
den Sozialversicherungen.

Tm Ailgemeinen wird nicht behauptet, der Nettolohn sei zu hoch. Empirische
Untersuchungen zeigen denn auch, dass Nettolöhne im wesentlichen der Ar
beitsproduktivitat entsprechen. Was Arbeit so teuer macht, sind neben institutio
nellen Regulierungen und mangeinder Flexibilität vor allem die Lohnnebenko
sten. Eine Reduktion derselben und eine Finanzierung der Sozial- und Altersver
sicherung durch die Einnahmen aus Okosteuern könnte somit direkt einen, wenn
auch geringen, Beschaftigungseffekt auslösen (siehe dazu wiederum Abbildung
2).

8. Langfristigkeit

Em zentrales Problem unserer sozialen Sicherungssysteme ist ihre Finanzierbar
keit. Soliten Lohnnebenkosten oder gar bestehende Steuern durch Einnahmen
aus Okosteuern ganz oder teilweise ersetzt werden, muss sichergestelit sein, dass
Okosteuem langfristige und berechenbare Einnahmequellen sind. Wenn aber mit
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einer okologischen Steuerreform die erste Dividende eingefahren werden soil,
muss es über die Bepreisung der Umweltnutzung zu einer Verringerung der
Umweltbelastungen kommen. Also zerstört eine Okosteuer ihre eigene Bemes
sungsgrundlage.

Em Ausweg aus diesem Dilemma besteht darin, Okosteuern von Anfang an als
reine Finanzierungsabgabe zu spezifizieren, oder aber die Abgabensatze schritt
weise zu erhohen. Letzeres ist aber aus zwei Grunden nur begrenzt moglich. Er
stens wird so die Glaubwurdigkeit der Lenkungsfunktion in Frage gestelit. Und
zweitens kommt es spätestens dann zu Wohlfahrtsverlusten und Verzerrungen,
wenn die Abgabensatze die extemen Effekte uberkompensieren. Dann nämlich
leistet sich die betreffende Gesellschaft ineffizienten, weil zu hohen Umwelt
schutz.
Das Argument einer potentiellen Erosion darf aber nicht Uberbewertet werden.
Einerseits beobachten wir bei alien Steuersystemen langfristig die Gefahr einer
Erosion. Illegale oder sogar legale Steuerhinterziehung sind ailgernein aner
kannte Probleme bestehender Steuersysteme. Andererseits wird bei Okosteuern
im Gegensatz zu den direkten Steuem der mundige Staatsburger direkter ange
sprochen. Jeder kann Uber sein Verhalten sein Steuervolumen mitbestimmen!

9. Strukturwandel

Das Problem der Erosion von Einnahmen tritt in der eben genannten Form nicht
auf, wenn die Einnahmen aus Okosteuem nach dem Okobonusprinzip rtickver
teilt werden. Allerdings beinhaltet dieser Vorschiag ebenfalls Problenie. Tm Fall
von C02 Abgaben mit Ruckerstattung haben meine Mitarbeiter und ich erhebli
che Veranderungen in der Wirtschaftsstruktur der Schweiz ausgemacht (siehe
dazu wieder Stephan und Imboden, 1995). Zu den Gewinnem einer soichen
C02 Steuer gehort der Dienstleistungsbereich, insbesondere der Banken- und
Versicherungssektor, aber auch die Nahrungsmittelindustrie, sowie gewisse Be
reiche des Maschinenbaus. Zu den Verlieren zahlen die energieintensiven Bran
chen, die Verstromer, die Zement- und die Chemische Industrie.

Diese Effekte sind aber auch nicht uberraschend. Okosteuem ftihren zu einer
Okologisierung der Volkswirtschaft. Dies bedeutet unausweichlich auch den
strukturellen Wandel. Natürlich kann man durch flankierende Massnahmen die
se Effekte mittelfristig kompensieren und so den Betroffenen Zeit ffir Anpas



27

sung schaffen. Langfristig lassen und sollen sich soiche Effekte jedoch nicht
vermeiden lassen, es sein denn, das politische Handein ist bewusst gegen die
Lenkungsziele einer okologischen Steuerreform gerichtet, die Grundlagen fUr
Leben, Wirtschaften und Wohistand in einer intakten Umwelt zu schaffen.

10. Alternativen

Existieren wirklich Alternativen zu einer okologischen Steuerreform? Obwohl
ich insgesamt nicht so optimistisch bin wie andere, glaube ich dennoch sagen zu
müssen: wohi kaum. Einerseits ist mit einem verstärkten Einsatz von marktwirt
schaftlichen Instrumenten im Umweltschutz die Frage nach der Verwendung der
Abgabeauflcommen nicht zu umgehen. Andererseits sind die bestehenden Fi
nanz- und Steuerinstrumente langfristig nicht mehr geeignet, den Erfordemissen
eines Nationalstaates in einer globalisierten Welt zu genUgen.
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EINE OKOLOGISCHE STEUERREFORM

AUF NATIONALER EBENE

Kurt Grüter

1. Ausgangslage

Ende 2006 lauft die in der Bundesverfassung verankerte Kompetenz des Bundes
zur Erhebung der direkten Bundessteuer und der Mehrwertsteuer
(Finanzordnung) ab. Der Bundesrat muss rechtzeitig die Vorarbeiten fir die
Verlangerung dieser Kompetenz an die Hand nehmen. Gleichzeitig will er die
verfassungsrechtlichen Voraussetzungen fir eine stärkere Ausrichtung des
Steuersystems auf okologische Erfordemisse schaffen. Dabei sollen die Stand
ortvorteile fir die Wirtschaft insgesamt nicht verschlechtert werden, urn die
Wettbewerbsfahigkeit nicht zu gefahrden. Eine Koppelung mit den beiden Bun
dessteuem bedeutet nicht, dass eine okologische Steuerreform erst im Jahr 2007
in Kraft treten kann. Erfahrungsgemass bergen Steuervorlagen in Volksabstim
mungen em erhebliches Risiko des erstmaligen Scheiterns. Dies war in der Ver
gangenheit regelmassig der Fall. Für die Ablosung des letzten Steuerregimes auf
Ende 1994 beispielsweise leitete der Bundesrat bereits 1987 em Vernehm
lassungsverfahren em, ubrigens unter anderem mit einem konkreten Proj ekt
einer Energieabgabe. Der Zeitpunkt des Inkrafttreten hangt vom Ergebnis der
Volksabstimmung ab.

Der Bundesrat hat im Dezember 1997 beschlossen, die Arbeiten an einer öko
logischen Steuerreform beschleunigt voranzutreiben. In seiner Planung fUr das
laufende Jahr hat er sich zum Ziel gesetzt, Grundlagen fir eine soiche Reform
zu erarbeiten, damit 1999 eine Vemehmlassung mit den notwendigen Verfas
sungsgrundlagen und einem ausformulierten Gesetzesentwurf eröffnet werden
kann.
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2. Nachhaltige Entwicklung und Bundesfinanzen

Eine okologische Steuerreform - Entlastung des Produktionsfaktors Arbeit bei
gleichzeitiger Belastung der Beanspruchung von Umwelt - bildet em zentrales
Element einer Politik der nachhaltigen Entwicldung. Auf eine nachhaltige
Entwicklung ausgerichtete Bundesfinanzen durfen sich indessen nicht auf die
Frage einer okologischen Steuerreform reduzieren. Nachhaltige Entwicklung
greift weiter. Der Bundeshaushalt weist Einnahmen von 40 Milliarden Franken
und Ausgaben von 45 Milliarden Franken auf. Steuerpolitik und Subven
tionspolitik des Bundes sind heute nicht in alien Teilen umweltvertraglich. Eine
auf Nachhaltigkeit bedachte Finanzpolitik hat mit anderen Worten auf eine ko
härente Politik insbesondere im Verkehrs- und Landwirtschaftbereich zu achten.

Energie wird bereits heute in der Schweiz durch verschiedene Abgaben belastet.
Auf Bundesebene sind es die Mineralolsteuem auf Treibstoffen und Brennstof
fen sowie die Mehrwertsteuer auf Energieträgem. Aus der Besteuerung der
Energie fliessen Einnahmen von schatzungsweise fiber ftinf Milliarden Franken,
was 14 Prozent der Bundeseinnahmen oder 1,4 Prozent des Bruttoinlandproduk
tes entspricht. Auf Kantons- und Gemeindeebene gibt es keine nenrienswerten
Steuern auf Energietragern. Hingegen fallen Einnahmen aus Regalien und Kon
zessionen im Energiebereich von gegen 400 Millionen Franken pro Jahr an. Die
weitaus bedeutendsten Abgaben dieser Art sind die sogenannten Wasserzinsen.



Abbildung 1: Ergebnisse der Finanzrechnung 1989 - 2000
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Der Bundesrat will den schwer defizitaren Bundeshaushalt fiber Ausgabenkurz
ungen ins (leichgewicht bringen. Mehreinnahmen sieht er fir die Finanzierung
der Al-TV und die Eisenbahngrossprojekte (Balm 2000, NEAT) vor. Eine
okologische Steuerreform soil nieht primär der Finanzierung des
Bundeshaushaltes dienen, muss aber einen Beitrag an die Sozialversicherungen
leisten. Hier zeichnen sich enorme finanzielle Engpasse ab. Eine
verwaltungsinteme Expertengruppe rechnet his 2010 mit einem ungedeckten
Finarizierungsbedarf des heutigen Versicherungssystems von 6,8
Mehrwertsteuerprozent-Aquivalenten oder 15 Milliarden Franken. Selbst wenn
Soziaileistungen gekurzt werden, verbleibt eine betrachtliehe Finanzierungs
lucke.

89 90 91 92 93 94 95 V96B V976 F9SPF F99PF P2000P
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3. Finanzpolitische Ziele des Bundes und Perspektiven
der Sozialversicherungen

Gesunde öffentliche Finanzen sind eine wichtige Voraussetzung fUr die lang
fristige Leistungsfahigkeit eines Staates. Die soziale, wirtschaftliche und politi
sche Stabilität hangt untrennbar mit einer verlässlich gesicherten Finanzierung
von Sozialwerken, qualitativ hochstehenden Bildungs- und Forschungsinstitu
tionen und Infrastrukturen zusammen. Dies gilt auch für die Bereiche Gesund
heitswesen, innere und äussere Sicherheit sowie die Wahrung schweizerischer
Interessen im Ausland. Mit zerrütteten Finanzen verliert der Staat seine politi
sche Handlungsfahigkeit. Gesunde Finanzen sind damit nicht Selbstzweck, son
dern eine staatspolitische Kemaufgabe. Sie zeichnen sich durch

• eine Finanzierung der Ausgaben durch laufende Einnahmen (weitgehend
schuldenfrei finanzierte Staatsquote) sowie

• eine tragbare Steuerbelastung fUr Private und die Wirtschaft (Fiskaiquote)
aus.

Eine verantwortungsvolle Finanzpolitik strebt mit anderen Worten den Bud
getausgleich an - nicht jährlich, aber innerhaib eines Konjunkturzyklus. Sie sorgt
fUr die Mitteizuteilung auf die verschiedenen Aufgaben und setzt die richtigen
Anreize fUr einen effizienten Mitteleinsatz. Eine diesen Grundsätzen ver
pflichtete Finanzpolitik kann als nachhaltig bezeichnet werden. Sie verringert
die Zinslasten sowie die Verschuldungsquote und stärkt damit die Handlungs
fähigkeit des Staates.

Das Haushaltsziel 2001 ist die Antwort auf die anhaltenden, äusserst besorgnis
erregenden Haushaltsprobleme des Bundes. Der Verfassungsartikel setzt kiare
Ziele und verpflichtet Bundesrat und Parlament auf einen konsequenten finanz
politischen Kurs. Das Haushaltsziel 2001 entspricht damit gewissermassen
einem ,,contrat financier” fUr einen gesunden Bundesstaat als Grundlage fUr
seine gesellschaftliche und wirtschaftliche Weiterentwicklung.

Em wichtiges Element des finanzpolitischen Konzepts des Bundesrates betrifft
den Bereich der Sozialversicherungen. Diese sind ebenfalls in rote Zahien abge
rutscht. Die Rechnungen von Arbeitsiosenversicherung, AHV und IV sind de
fizitär. Aufgrund der bevorstehenden demographischen Veranderungen und der
aktuellen Wirtschaftslage stehen die Sozialversicherungen vor einer grossen
Belastungsprobe. Die langerfristigen finanziellen Perspektiven der Sozialversi
cherungen bildeten Gegenstand der Arbeiten einer interdepartementalen Ar-
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beitsgruppe des Bundes. Letztere schätzte den Mehrbedarf zur Finanzierung des
heutigen Leistungsniveaus der Sozialversicherungen im Jahre 2010 auf 6,8
Mehrwertsteuerprozent-Aquivalente, was einem Finanzierungsbedarf von rund
15 Milliarden Franken entspricht. Davon entfallen 2,5 Mehrwertsteuerprozent
Aquivalente auf die AHV, 1,3 auf die IV und 3,4 auf die Krankenversicherung.

Abbildung 2: Kumulierte Defizite von AHV, IV und ALV, 1997—2001
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Nach Jahrzehnten des stetigen Ausbaus steht in Zukunft die Konsolidierung der
Sozialwerke im Vordergrund. Ausgehend von den erarbeiteten langfristigen Fi
nanzierungsperspektiven der Sozialversicherungen hat der Bundesrat alternative
Szenarien uber ihre kunftige Entwicklung sowie ihre Finanzierung erarbeiten
lassen. Basierend auf diesen Abklarungen wird Uber den künftigen Finanzie
rungsrahmen sowie den damit verbundenen moglichen Leistungsabbau zu ent
scheiden sein.

Mitteifristig sehen sich aber auch bei Verzicht auf Leistungsausbau und trotz
Stabilisierungsbemuhungen sowohi die Sozialversicherungen wie auch die of
fentliche Hand mit dem Problem der nicht fmanzierten Mehrbelastungen aus der
Demographie konfrontiert. Für diese kommenden Mehrbelastungen muss die
Finanzierung sichergesteilt werden konnen. Theoretisch kommen dabei nur die
Mehrwertsteuer, zusatzliche Lohnprozente, eine Energiesteuer oder Kopf
beitrage in Frage.

1997 1998 1999 2000 2001
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4. Projekte und Vorstösse im Bereich der
Energiebesteuerung

Am 21. Marz 1995 wurden die eidgenossischen Volksinitiativen ,,Für die Be
iohnung des Energiesparens und gegen die Energieverschwendung (Energie
Umwelt-Initiative)” und ,,FUr einen Solarrappen (Solar-Initiative)” eingereicht.

Die Energie-Umwelt-Initiative will den Verbrauch der nicht-erneuerbaren

Energien innert acht Jabren stabilisieren und anschliessend während 25 Jahren
im Durchscbnitt urn em Prozent pro Jahr vermindem. Spatestens drei Jahre nach
Annahme der Vorlage soil eine Lenkungsabgabe auf den nicht-erneuerbaren
Energien und auf Elektrizität aus grösseren Wasserkraftwerken erhoben werden.
Der Ertrag soil sozialvertraglich und staatsquotenneutral an die Haushalte und
Betriebe zuruckbezahit werden. Für energieintensive Betriebe sind befristete
Sonderregelungen rnoglich. Zur Finanzierung von Lenkungssubventionen für
die Sonnenenergienutzung und die effiziente Energienutzung will die Solar
Initiative während 25 Jahren eine zweckgebundene Abgabe auf den nicht-er
neuerbaren Energien erheben. Der Abgabesatz soil in den ersten fünf Jahren von
0,1 auf 0,5 Rappen pro Kilowattstunde steigen. Tm Jahr 2010 wDrden schät
zungsweise 880 Millionen Franken zur Verfugung stehen. Mindestens die Hälfte
der Einnahmen ware für die Forderung der Nutzung erneuerbarer Energien zu
verwenden. Der Bundesrat lehnt beide Initiativen als zu weitgehend ohne
direkten Gegenvorschlag ab.

Schliesslich will die Volksinitiative ,,FUr eine sichere AHV - Energie statt Ar
beit besteuern” das Steuersystem okologisch und sozialvertraglich umbauen. Die
menschliche Arbeit soil von Abgaben entiastet und die Energie starker besteuert
werden. Die Einftihrung einer Energieabgabe soil durch einen Verfas
sungsartikel abgesichert werden. Der Steuerertrag ist für die Finanzierung der
aliflulligen Herabsetzung des Rentenalters sowie die sozialvertragliche Reduk

tion der Sozialversicherungsbeitrage zu verwenden. Die Forderung nach einer
Herabsetzung des Rentenalters wird mit der parallelen Initiative der Grunen
Partei der Schweiz ,,Fur em flexibles Rentenalter ab 62 für Mann und Frau”
unterstrichen. Der Bundesrat lehnt auch diese beiden Initiativen aus fmanz- und
sozialpolitischen GrUnden ohne Gegenvorschlag ab.

Trotz der Ablehnung der Initiativen will der Bundesrat die Arbeiten für eine
okologische Steuerreform aufnehmen, Massnahmen zur Verbesserung der
Energieeffizienz in allen Sektoren und bei alien Energietragern verstärken sowie
die Forderung der Nutzung erneuerbarer Energie in kiar begrenztem Umfang

ausbauen. Grundlagen dazu sind eine Energiesteuer, die Energie- und C02-
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Gesetze sowie die beabsichtigte Weiterentwicklung des energiepolitischen Pro
gramms für die Zeit nach der Jahrtausendwende. Das C02-Gesetz gilt als mdi
rekter Gegenvorschlag zur Energie-Umwelt-Initiative.

Der Bundesrat hat am 17. März 1997 die Botschaft zu einem Bundesgesetz über
die Reduktion der CO-Emissionen zuhanden des Parlaments verabschiedet. Das
Gesetz legt em C02-Ziel von minus zehn Prozent für den Zeitraum bis 2010
gegenuber 1990 fest. Dieses Ziel soil mit freiwilligen Massnahmen und mit den
C02-wirksamen Massnahmen des Bundes erreicht werden (u.a. Energiegesetz,
Weiterentwicklung von Energie 2000, ieistungsabhangige Schwer
verkehrsabgabe). Die Entwicklung derC02-Emissionen wird regelmassig evalu
iert. Nur werm diese Ziele mit den anderen Massnahmen nicht erreicht werden,
ist dieC02-Abgabe einzufiihren.

Tm Gesetzesentwurf ist der Maximalsatz von 210 Franken pro Tonne C02-
Emissionen enthalten. Die Perspektiven für dieC02-Emissionen zeigen, dass es
zur Zielerreichung aus heutiger Sicht keine Abgabe auf Brennstoffen brauchen
wird. Die alifalligen Einnahmen aus der C02-Abgabe von schatzungsweise 2,5
bis 3,0 Milliarden Franken pro Jahr (bei maximaiem Abgabesatz von 210 Fr./t
CO2 für Treibstoffe und von 30 Fr./t CO2 für Brennstoffe) sollen auf Bevölke
rung und Wirtschaft nach Massgabe der von ihnen entrichteten Abgaben zu
ruckverteilt werden.

Weitere Lenkungsabgaben sieht das revidierte Umweltschutzgesetz vor. Der
Bund hat eine Abgabe auf Heizöl ,,Extraieicht” mit einem Schwefeigehait von
mehr als 0,1 Prozent zu erheben. Die entsprechende Verordnung wurde vom
Bundesrat Ende 1997 verabsehiedet. Erträge aus dieser neuen umweltpoiitischen
Lenkungsabgabe werden sich erstmals ab Mitte 1998 ergeben. Im Finanzplan
1999-2001 sind jährliche Betrage von 20 Millionen Franken eingestellt. Die
Einnahmen werden gemass Umweltschutzgesetz an die Bevolkerung
zuruckerstattet. Vorgesehen ist eine RUckverteilung Uber den administrativen
Kanal der Krankenkassen durch eine Anrechnung an die Prämien der Versicher
ten.

Zu erwähnen sind zudem die verschiedenen Vorschlage zur EinfIihrung einer
Energieabgabe im Rahmen der Beratungen des Energiegesetzes. In der Som
mersession 1997 hat der Nationairat einer Energieabgabe von 0,6 Rappen pro
Kiiowattstunde auf nicht erneuerbaren Energieträgem knapp zugestimmt, deren
Mittel zur Forderung von emeuerbaren Energietechnologien und Energiespar
massnahmen verwendet werden sollen. Der Ständerat hat diese Abgabe aller
dings aus dem Energiegesetz gestrichen. Die vorberatenden Kommissionen
(Kommissionen für Umwelt, Raumplanung und Energie: UREK) beider Rate
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wollen die Frage der Einffihrung einer Energieabgabe weiterverfolgen. Die
Gebirgskantone verlangen eine ähnliche Energieabgabe auf nicht-erneuerbaren
Energien, urn unter anderern die Konkurrenzfähigkeit der Wasserkraftwerke
nach der Strommarktliberalisierung aufrecht zu erhalten. Die Verwendung der
finanziellen Mittel beim Vorschlag der Gebirgskantone unterscheidet sich inso
fern von der beschlossenen Energieabgabe des Nationairates, als wahrend einer
Obergangsphase em Drittel der Mittel zur Senkung der Lohnsteuern vorgesehen
sein soil. Nach Ablauf der Obergangsphase soil der gesamte Ertrag durch Bei
tragssenkungen (AHV, IV, EO, A1V) an Bevolkerung und Wirtschaft zurUcker
stattet werden.

5. Okologische Steuerreformen im Ausland

In semen Arbeiten wird sich der Bundesrat auch von den Erfahrungen in andern
Ländern leiten lassen. Im Zeitalter der Globalisierung können für em export
orientiertes Land die Absichten des Auslandes nicht gleichguitig sein. Sie stek
ken den Rahmen für eine starkere Belastung der Energie ab.

Irn Rahmen der OECD sind Bestrebungen irn Gange, eine nachhaltige Entwick
lung in den Mitgliedstaaten zu untersti.itzen. Eine verstärkte Besteuerung der
Energie wird dabei eine wichtige Rolie spielen. Daruberhinaus befasst sich die
OECD seit Jahren mit den Auswirkungen einer stärkeren Energiebesteuerung
auf die Wirtschaft. Auch in der Europaischen Union ist die Einfithrung einer
Energieabgabe seit Beginn der neunziger Jahre em wichtiges fiskal- und urn
weltpolitisches Thema. Bisher konnten sich allerdings die verschiedenen Richt
linienvorschlage der EG-Kommission im Ministerrat nicht durchsetzen.

Auch in einer Reihe von OECD-Landern sind Schritte in Richtung einer Oko
iogisierung der Steuersysteme gemacht worden. Diese reichen von der EinfUh
rung einzelner Okosteuern etwa auf Dungemittel, Verpackungen oder Batte
rien bis zu umfassenderen und komplexeren okologischen Steuerreformen mit
einer wesentlichen Umstrukturierung und Umschichtung von Steuern. Die
skandinavischen Lander sowie die Niederlande haben die Okologisierung ihrer
Steuersysteme am weitesten vorangetrieben. In Dnemark und Schweden sowie
in den Niederlanden wurden Okosteuern im Rahmen weitreichender Steuerre
formen eingefiihrt.
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Die bisher im Ausland realisierten okologischen Steuerreformen lassen trotz
Unterschieden einige Gemeinsamkeiten erkennen. Auch wenn es verschiedene
Arten von Umweitabgaben gibt, so spielt die Energiebesteuerung doch eine
zentrale Rolle bei den Reformen. Dabei kommen unterschiedliche Arten von
Energieabgaben zur Anwendung. Was die Bedeutung und das Gewicht der An
derungen im Steuersystem betriffi, so kann festgestellt werden, dass die Ertrage
im Verhaltnis zu den Einnahmen der öffentlichen HaushaLte und zum Bruttoin
Iandprodukt bisher insgesamt als eher bescheiden bezeichnet werden müssen.

Uber die gesamtwirtschafflichen und okologischen Auswirkungen der durchge
ffihrten okologischen Steuerreformen lassen sich noch keine verlässlichen Aus
sagen machen. Der Erfahrungshorizont ist daflir noch zu kurz. Okologische
Steuern werden in einem grosseren Ausmass erst seit Mitte der neunziger Jahre
erhoben. Zudem haben die meisten Okosteuern ihre voile Wirkung noch nicht
entfaltet, weil die Steuersatze - diese werden in der Regel tiber mehrere Jahre
hinweg kontinuierlich angehoben - ihre Plafonds noch nicht erreicht haben.

6. Die Stossrichtung einer okologischen Stenerreform
auf Bundesebene

Im Rahmen der Strategie ,,Nachhaitige Entwicklung in der Schweiz” hat der
Bundesrat im FrUhjahr 1997 den Auftrag erteilt zu prüfen, inwieweit in der Fi
nanz- und Abgabenpoiitik positive Anreize fir die Forderung der Beschaftigung
und zur Erreichung energie- und umweltpolitischer Zieisetzungen geschaffen
werden können. Dabei seien mogliche Verschiebungen der Belastung vom
Faktor Arbeit zur Energie aufzeigen, die wirtschafts-, soziai- und energiepoliti
schen Auswirkungen darzustellen und auch auf die intemationale Entwicklung
einzugehen. Verschiedene parlamentarische Vorstösse haben den Bundesrat nun
aber veranlasst, semen Fahrpian zu ändern, urn das Heft in der Hand zu behal
ten. Zu erwähnen sind insbesondere die Motionen der Kommission Wirtschaft
und Abgaben (WAK) und der UR.EK sowie die Motionen Iten und Vallender.

Die WAK des Nationairates hat am 18. November 1997 im Rahmen der Bera
tungen Uber die Standesinitiative des Kantons Luzern fir eine zugige Durchflih
rung einer okologischen Steuerreform eine Motion beschlossen, weiche eine
Botschaft zu einer Steuerreform mit okologischer Ausrichtung bis zum Jahr
2001 veriangt. Auch die UREK des Nationairates verlangt in einer Motion, dass
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der Bundesrat eine Botschaft zu einer aufkommensneutralen okologischen
Steuerreform unterbreitet. Der Nationairat hat dieser Motion in der Dezember
session 1997 zugestimmt.

Eine gleiche Stossrichtung weisen die beiden Einzelmotionen auf. Weil der
Bundesrat gegenuber der geforderten Aufkommens- und Fiskalquotenneutralitat
erhebliche Bedenken anmelden musste, hat er sich am 9. März 1998 lediglich
bereit erklärt, die Motionen Iten und Vallender als Postulate entgegenzunehmen.
In semen Zielen fUr das Jabr 1998, welche der Bundesrat am 25. November
1997 verabschiedete, hat er festgehalten, dass eine aufkommensneutrale
okologische Steuerreform angesichts der Haushaltsprobleme des Bundes und der
dUsteren Finanzperspektiven der Sozialversicherungen nicht in Frage kommen
kann.

A uJkommens- und Fiskalquotenneutralität
Staats- und Fiskalquoten sind finanzpolitische Kennzahlen. Sie sind
Indikatoren fUr den staatlichen Einfluss auf Wirtschaft und Gesellschaft.
Bescheidene Staatsquoten und eine moderate gesamtwirtschaftliche
Steuerbelastung (Fiskaiquote) werden gemeinhin als Voraussetzungen für
em nachhaltiges Wirtschaftswachstum und die Entwicklungsfahigkeit einer
Gesellschaft bezeichnet. Allerdings gibt es keine objektiven Grenzen fUr
den staatlichen Einfluss. Dieser ist vielmehr eine wirtschafts- und
gesellschaftspolitische Option. Entscheidender als die Höhe der
Staatsquote ist die Zusammensetzung der staatlichen Ausgaben (z.B.
Militär versus Bildung) und die Qualitat der staatlichen Leistungen. Die
Staatsquote bringt die Ausgaben des öffentlichen Sektors in Beziehung
zum Bruttoinlandprodukt.

Die Fiskaiquote drUckt die Steuereinnahmen und
Sozialversicherungsbeitrage in Prozenten des Bruttoinlandproduktes aus.
Eine okologische Steuerreform ist nur auficommens- und
fiskalquotenneutral, wenn mit den Erträgen aus der Energiebesteuerung
andere Steuem oder Lohnprozente gesenkt werden. Sobald beispielsweise
em Teil der Steuererträge für die Finanzierung neuer Aufgaben (z.B.
Forderung der Sonnenenergie oder emeuerbarer Energietrager) verwendet
wird, ist dieses Kriterium nicht mehr erftillt. Neue staatliche Aufgaben
erhöhen nämlich die Staatsquote und fUhren bei einer Finanzierung mit
Steuergeldern zu einem Anstieg der Fiskaiquote.
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Die Grundlagen für eine okologische Steuerreform werden im laufenden Jahr
erarbeitet. Aufgrund der bereits getroffenen Vorentscheide des Bundesrates 1st
unschwer zu erkennen, dass die Verfechter der reinen Lehre einer okologischen
Steuerreform enttäuscht sein werden. Eine rein aufkommensneutrale und fiskal
quotenneutrale Steuerreform kann nur bei ausgeglichenen Bundesfinanzen und
finanzieli gesicherten Sozialwerken in Frage kommen. Immerhin soil mit den
Steuerertragen em weiterer Anstieg der Lohnnebenkosten abgebremst werden.
Zudem ist denkbar, dass in begrenztem Umfang Altemativenergien gefordert
werden. 1999 soil eine Vernehmlassung durchgefuhrt werden. Die Botschaft zur
okoiogischen Steuerreform soil dem Parlament spätestens im Jahr 2001 unter
breitet werden. Selbstverständlich muss die Mittelverwendung neu diskutiert
werden, wenn die Sozialversicherungen und der Bundeshaushalt saniert sind.

Der Bundesrat wird unter anderem noch zu entscheiden haben, ob die okologi
sche Steuerreform in die neue Finanzordnung - Verlangerung von Mehrwert
steuer und direkter Bundessteuer - eingebettet werden soil. Semen Entscheid
wird er auch von den Arbeiten des Pariamentes abhangig machen. Die Einbet
tung der okologischen Steuerreform in die neue Finanzordnung hat den Vorteii,
dass erstens falsche Anreize im bestehenden Steuersystem beseitigt und zwei
tens wettbewerbs- und verteilungspoiitischçn Erfordemissen besser Rechnung
getragen werden kann, Eine Okoiogisierung des Steuersystems liesse sich mit
anderen Worten wirtschafts- und sozialvertraglicher umsetzen.

7. Grundsätze einer okologischen Steuerreform

Mit der okologischen Steuerreform soil das Steuersystem langerfristig so aus
gestaitet werden, dass es einen substantiellen Beitrag zur nachhaltigen Entwick
lung ieisten kann. Angesichts der prekaren Situation des Bundeshaushaltes und
der sich abzeichnenden Finanzierungsbedflrfnisse bei den Sozialversicherungen
hat die okoiogische Steuerreform aber neben den okologischen, wirtschafts- und
sozialpolitischen Zieien auch die finanzpo]itischen Ziele zu beachten:

Das okologische Ziel iiegt in der Schonung von Umwelt und Ressourcen.
Entscheidend sind dabei die Schaffung von Anreizen fUr den Einsatz von er
neuerbaren Energien und für die Verbesserung der Energieeffizienz, die
Vermeidung von Emissionen und Abfäilen sowie die Schonung von Natur
und Landschaft.
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• Das wirtschaftspolitische Ziel besteht in der Steigerung der Wettbewerbsfä
higkeit unserer Volkswirtschaft durch einen effizienteren Einsatz von Res
sourcen und durch Innovationen sowie in der Schaffung von Arbeitspiatzen
durch eine fiskaiische Entlastung des Produktionsfaktors Arbeit. Dabei darf
die Standortattraktivität der Schweiz insgesamt nicht verschlechtert werden.

• Das sozialpolitische Ziel liegt vor aliem darin, dass die Sozialversicherungen
auf eine finanzieli gesunde Basis gesteilt werden können. Wichtig ist auch
eine soziaivertragliche Ausgestaitung der okoiogischen Steuerreform.

• Das finanzpolitische Ziel schliesslich besteht darin, das strategische Steuer
potential der Energietrager auch fUr die Teilfinanzierung der Sozialversiche
rungen sowie in zeitlich und betragsmässig begrenztem Umfang fUr die
Energie- und Kiimaschutzpoiitik ausnützen zu können. Darnit können em
Anstieg der Soziaiversicherungsbeitrage in der Zukunft vermieden und die
okologischen Wirkungen der Steuerreforrn verstarkt werden.

Zentraler Pfeiler der okologischen Steuerreform wird die starkere Besteuerung
der Energie sein. Langerfristig sind Anderungen und Anpassungen bei beste
henden Steuem und auch bei Steuererleichterungen und Beihilfen mit falschen
okologischen Anreizen denkbar. Tm Vordergrund steht die Erganzung des Steu
ersysterns, allenfails erweitert urn gezielte Anpassungen bestehender Steuern.
Em grundiegender Umbau des Steuersystems ist in der komplexen schweizeri
schen Steuerordnung nicht denkbar. Der Steuerfbderaiisrnus mit seiner engen
Verzahnung von eidgenossischen und kantonalen Steuerhoheiten setzt hoch
fliegenden Reforrnplanen enge Grenzen.

Bei den Arbeiten an einer okologischen Steuerreform werden die folgenden
Grundsätze wegleitend sein:

• Einer starkeren Besteuerung sollen insbesondere die nicht-erneuerbaren
Energietrager wie Erdöi, Gas, Kohie und die Kemenergie sowie die Wasser
kraft unterliegen. Dabei sind fUr neue emeuerbare Energien und gegebenen
falls auch fUr kieinere Wasserkraftwerke Steuerbegunstigungen vorzusehen.

• Urn die neue Steuer mogiichst einfach und effizient erheben zu können, soil
die Steuerpflicht soweit als rnoglich im Rahmen der bestehenden Steuersy
steme geregeit werden.

• Beim Steuersatz ist zu berucksichtigen, dass der vorhandene Spielraum in
zweierlei Hinsicht begrenzt ist. Eine höhere Besteuerung der Treibstoffe
wUrde erstens unter den heutigen Preisverhältnissen zum angrenzenden Aus
land zu unerwünschtern Tanktourismus fUhren, weicher nicht nur die Umweit
belasten, sondern auch zu spurbaren Einnahrnenausfäilen beim Bund fuhren
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wUrde. Auch bei der Besteuerung der ubrigen Energietrager sind im Hinblick
auf die Wettbewerbsfahigkeit der schweizerischen Wirtschaft Grenzen ge
setzt. Zweitens darf das heutige Steuerpotential zur Finanzierung der Ver
kehrsinfrastrukturen nicht gefährdet werden. Insbesondere ist auf die Treib
stoffbelastung und die Verkehrsabgaben Rucksicht zu nehmen. Angesichts
der zahireichen Projekte fUr neue Steuem wird es keine leichte Aufgabe sein,
dern Steuerzahler und der Steuerzahlerin die Zusammenhange kiar und trans
parent darzulegen. Bundesrat und Parteien werden hier noch viel Uberzeu
gungsarbeit leisten müssen.

• Eine berechenbare und transparente Steuerpolitik ist fUr die Untemehmen und
die privaten Haushalte von entscheidender Bedeutung. Nur mit kiar de
finierten und langerfristig ausgerichteten Zielen sowie einer schrittweisen
Erhohung der ,,okologi schen Steuerbeiastung” werden lnvestitionsentscheide
der Unternehmen und das Konsumverhalten der privaten Haushalte in die
gewunschte Richtung gelenkt.

• Urn die Wettbewerbsf’ahigkeit der Wirtschaft, insbesondere der energieinten
siven Branchen, nicht zu beeintrachtigen, sind je nach der Ausgestaltung der
Besteuerung Sonderregelungen zwingend notwendig. Insgesarnt soliten die
Standortvorteile fUr die Untemehmen nicht verschlechtert werden. Die kon
krete Ausgestaltung solcher Regelungen ist noch offen. Eines ist indessen
kiar: man kann das Fell nicht waschen, ohne es nass zu machen. Selbstver
stUndlich rnüssen vernunftige Ubergangsfristen gefunden werden.

Schliesslich wird der Bericht auch auf die Frage der Auswirkungen einer Ener
giebesteuerung antworten müssen. Im Mittelpunkt stehen die Auswirkungen auf
das Wirtschaftswachstum, die Beschäfligung, die WettbewerbsfUhigkeit und die
Teuerung. Und selbstverstUndlich sind die umwelt- und energiepolitischen Kon
sequenzen beziehungsweise der Lenkungseffekt auszuleuchten. Dabei ist den
intemationalen Aspekten und dem Stand der Diskussionen in Europa besondere
Beachtung zu schenken.
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8. Zur Frage der Mittelverwendung

Die Vorteile einer aufkommensneutral ausgestalteten Energiesteuer mit einer
Senkung der Lohnnebenkosten wie beispielsweise der AHV-Beitrage liegen auf
der Hand. Für die Wirtschaft entsteht insgesarnt keine Mehrbelastung und die
Senkung der Arbeitskosten sorgt fUr dringend erwunschte wirtschafts- und be
schaftigungspolitische Impulse. Das finanzpolitische Umfeld, die hohen Bud
getdefizite des Bundes und der sich abzeichnende Finanzierungsbedarf der So
zialversicherungen erlauben es im Moment wie bereits erwähnt nicht, eine auf
kommensneutrale okologische Steuerreform mit einer Reduktion der Lohnpro
zente anzustreben.

Solange jedern ausgegebenen Franken nur 90 Rappen Steuereinnahmen gegen
Uberstehen und den Sozialversicherungen Defizite in Milliardenhöhe drohen, ist
es unrealistisch, neue Steuem zu erheben, urn sie gleich wieder zurtickzuerstat
ten. Auch hat eine Energiesteuer die direktdemokratischen Hurden zu nehmen.
Bereits heute mutet der Bund dern Stimmburger und der Stimmbürgerin eine
Vielzahl von Abgabeprojekten zu. Erwähnt seien insbesondere dieC02-Abgabe,
die neuen Mehrwertsteuerprozente und die Abgaben fUr die Finanzierung der
Verkehrsinfrastrukturen.

Urn die internationale Wettbewerbsfahigkeit der schweizerischen Wirtschaft
nicht zu gefahrden, können die direkten Steuern oder die Lohnprozente nur sehr
begrenzt, wenn uberhaupt, erhöht werden. Auch mit Buck auf die kantonalen
Steuersubstrate ist kaum Spielraum vorhanden. Für die Finanzierung des Bun
deshaushaltes und der defizitären Sozialversicherungen stehen mit anderen
Worten nur die Mehrwertsteuer und die Ertrage aus der Energiebesteuerung zur
VerfUgung. Gegentiber einer Senkung der Sozialversicherungsbeitrage haben die
Haushaltssanierung und mit Buck auf die 11. AHV-Revision die Sicherstellung
der Finanzierung der Sozialversicherungen zeitlich kiare Prorität.

Die Frage der politischen Urnsetzung ist eine Schlusselfrage. Zu entscheiden ist
insbesondere, ob die Frage des Systemwechsels von der Frage der Mittelver
wendung getrennt werden soil. Wenn glaubhaft dargelegt werden kann, dass fUr
die Sicherung der Sozialversicherungen auf jeden Fall neue Abgaben erforder
lich sind, soilte es moglich sein, Mehrheiten für eine Energiesteuer zu finden.
Und weshaib soil nicht die Energie starker belastet werden, urn einen weiteren
Anstieg der Lohnnebenkosten vermeiden zu können? Lohnprozente konnen
damit zwar nicht reduziert werden. Es kann aber verhindert werden, dass diese
Belastungen nicht noch weiter ansteigen. Da die Sozialversicherungen zwingend
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auf eine neue finanzielle Basis zu stellen sind, soil das Fundament auf eine
urnwelt- und wirtschaftsvertragiiche Art und Weise gebaut werden. Lenkungs
und Fiskaiziel widersprechen sich nicht.

Urn tragfähige Koaiitionen zu schrnieden, sollen die zeitlich befristete und be
tragsmässig eng begrenzte Forderung neuer Energien nicht zum vorneherein
ausgeschiossen werden. Innovativen und ressourcensparenden Technoiogien soil
so zurn Durchbruch verholfen werden. Subventionierung und Höhe des
Steuersatzes verhaiten sich dabei kompiernentar: je höher der Steuersatz, umso
starker das Preissignai und umso geringer die Subvention. Die Forderung mUsste
sich deshalb vor allem auf die Einflihrungsphase rnit noch relativ bescheidenen
Belastungen der Energie konzentrieren. Zweckbindungen sind indessen aus
grundsatzlichen finanzpolitischen Uberiegungen abzulehnen. Sie engen den
Handlungsspielraum unnötigerweise em und konnen alienfalls ffir weit gefasste
Aufgabenbereiche in Frage kommen.

9. Weiteres Vorgehen

Der Bundesrat wird im Veriaufe des Sommers die verschiedenen Grundsatzfra
gen uber die Ausgestaitung der Energiebesteuerung zu entscheiden haben. Dabei
wird er die Arbeiten des Parlarnentes berucksichtigen.

Die nationalratliche UREK behandelt das Energiegesetz im Rahmen der Diffe
renzbereinigung. Zentraler Streitpunkt ist Artikel l4bis mit den Antragen von
Nationalrat Suter und der Gebirgskantone zu einer Energieabgabe. Bei der
UREK des Ständerates liegen das C02-Gesetz, die Solar-Initiative, die Energie
Umweit-Initiative sowie die Motionen der nationalrätlichen UREK und von
Standerat Iten. Mit Ausnahme des C02-Gesetzes handelt es sich urn Geschäfte,
die auf Verfassungsstufe behandelt werden müssen. Die Kommission hat ent
schieden, die Diskussionen der Schwesterkomrnission nicht abzuwarten. Sie will
keine neuen Vorschlage auf Gesetzesstufe erarbeiten, sondem ihre Arbeiten auf
die Verfassungsebene konzentrieren. Nach Ansicht der ständerätlichen UREK
bilden die beiden Volksinitiativen und die beiden Motionen den Rahmen für
weiterflihrende Diskussionen, weiche sich entsprechend dem Tenor der
ständeratlichen Energiegesetzdebatte, den Abstirnmungsresultaten in der
Herbstsession und den Parteiprogrammen der Bundesratsparteien auf die Erar
beitung eines Gegenvorschlages zu den beiden Volksinitiativen auf Verfas
sungsstufe konzentrieren können. Zur Diskussion steht em Vorschlag, weicher
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eine offene Grundnorm in der Verfassung als Gegenvorschlag zur Energie
Umwelt-Initiative und Ubergangsbestimmungen als Gegenvorschlag zur Solar
Initiative vorsieht. Diese Verfassungsbestimmungen sollen noch vor den Som
merferien durch die Kommission verabsehiedet werden, urn anschliessend eine
Vernehmlassung durchführen zu können.

Wenn die Gegenvorschlage zu den beiden Initiativen genugend offen formuliert
sind und den Absichten des Bundesrates nicht widersprechen, kann sich die
Vemehmlassung auf em Bundesgesetz beschränken. Diese Frage wird der Bun
desrat zusammen mit den erwähnten Grundsatzfragen zu entscheiden haben.
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DIE BEDEUTUNG DER OKOLOGISCHEN

STEUERREFORM FÜR EINE

NACHHALTIGE ENTWICKLUNG

Arthur Mohr

Einleitung

Die Umwelt- und Nachhaltigkeitspolitik der Schweiz misst der okologischen
Steuerreform eine grosse Bedeutung zu. Für die Umweltpolitik ist die okologi
sche Steuerreform em weiterer wichtiger Schritt von den polizeirechtlichen hin
zu den marktwirtschaftlichen Instrumenten. Für die Nachhaltigkeitspolitik ist die
okologische Steuerreform die zentrale Massnahme auf dem Weg zu einer zu
kunftsf’ahigen Schweiz.

Tm ersten Teil meiner AusfIihrungen gehe ich auf die Umweltpolitik, im zweiten
Teil auf die Nachhaltigkeitspolitik em. Der dritte Teil 1st den Anforderungen an
die okologische Steuerreform aus der Sicht der Umwelt- und Nachhaltigkeits
politik gewidmet. Mit den Schlussfolgerungen werde ich meine Ausfithrungen
abschliessen.
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1. Umweltpolitik: Von den polizeirechtlichen zu den
marktwirtschaftlichen Instrumenten

1.1 Grenzen der bisherigen Umweltpolitik

In der Vergangenheit ist die Umweltpolitik der Schweiz auf Gebote und Verbo
te, teilweise auch auf Subventionen und Beitrage abgestutzt gewesen. Mit dieser
Politik wurden beachtliche Erfolge erzielt. Mehr und mehr stösst aber diese Po
litik an Grenzen: Die Kosten zusätzlicher Gebote und Verbote nebmen zu. Die
Akzeptanz zusätzlicher Gebote und Verbote nimmt ab. Die Budgetdefizite der
öffentlichen Hand zwingen zu einem Abbau von Subventionen und Beitragen,
namentlich ftir Standardanlagen im Gewasserschutz- und Abfallbereich. Damit
hat die Stunde marktwirtschaftlicher Instrumente geschlagen.

1.2 Anderung des Umweltschutzgesetzes

Am 21. Dezember 1995 haben National- und Ständerat die Anderung des Urn
weltschutzgesetzes von 1983 gutgeheissen. Neue wichtige Instrumente sind un
ter anderem Lenkungsabgaben, Technologieforderung und die Kooperation mit
der Wirtschaft.

Lenkungsabgaben sind em Instrument der Integration ökonomischer und ökolo
gischer Anliegen. Mit der Anderung des Umweltschutzgesetzes sind zwei Len
kungsabgaben in die schweizerische Umweltpolitik eingefiihrt worden:

- eine Lenkungsabgabe auf fluchtigen organischen Verbindungen (Volatile Or
ganic Compounds, VOC)

- eine Lenkungsabgabe auf Heizöl ,,Extraleicht” mit einem Schwefelgehalt von
mehr als 0,1 Prozent

Die Erträge der Abgaben werden an die Bevolkerung zurtickerstattet.

Der Bundesrat hat die entsprechenden Verordnungen am 12. November 1997
beschlossen und auf den 1. Januar 1998 in Kraft gesetzt. Die erstmalige Erhe
bung der Abgaben wird am 1. Januar 1999 bzw. am 1. Juli 1998 erfolgen. Die
Vorbereitung des Volizugs läuft auf vollen Touren.
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Die Erfolge der traditionellen Umweltpolitik sind ohne Umwelttechnik nicht
denkbar. Auch in Zukunft sind neue, ressourcen- und umweitschonende Tech
nologien von zentraler Bedeutung. Die Stufe der Entwickiung ist em wichtiges
Bindeglied zwischen den Forschungsergebnissen und der Marktreife neuer Ver
fahren. Mit der Anderung des Umweltschutzgesetzes hat das Parlament dieses
Bindeglied verstarkt. Der Bund kann neu Pilot- und Demonstrationsanlagen für
umweltfreundliche Technologien finanziell unterstützen. Uberdies soil der Bund
der Wirtschaft vermehrt auch bei der Verbreitung und beim Absatz der Urn
weittechnoiogien auf den Ausiandmärkten zur Seite stehen. Der weitweit wach
sende Umweltschutzmarkt ist für die Wirtschaft eine Chance; diese gilt es zu
nutzen.

Bei der Umweltpolitik der Zukunft geht es letztlich urn eine neue Qualitat der
Zusammenarbeit zwischen Behörden und Wirtschaft. Dabei sollen die Behorden
Ziele setzen, Rahmenbedingungen schaffen und ökonornische Anreize für urn
weitreievantes Verhalten geben. Die Umsetzung soil aber viel mehr als bisher
von der Wirtschaft selbst an die Hand genonimen werden. Mit der Anderung des
Umweltschutzgesetzes ist diese neue Umweltpolitik verankert worden. Der neue
Artikel über die Zusammenarbeit mit der Wirtschaft stärkt das Kooperati
onsprinzip. Er verpflichtet die Behörden, vor dern Erlass neuer Vorschriften zu
prufen, ob sich em Umweltprobiem nicht mit freiwilligen Massnahmen lösen
iässt.

1.3 C02-Gesetz

Das C02-Gesetz, das der Ständerat am 28. April 1998 als Erstrat einstimmig
gutgeheissen hat, setzt das Ziel, die C02-Emissionen urn 10 Prozent zu senken.
Es nennt dazu eine innovative Kombination von verschiedenen Massnahmen.

- C02-wirksame Massnahmen des Bundes: Das C02-Gesetz stützt sich mass
geblich auf bereits bestehende und ohnehin geplante Massnahmen des Bun-
des. Von zentraler Bedeutung ist dabei die Energiepolitik mit Energiegesetz
und Aktionsprogramm Energie 2000, das für die fossilen Energien das C02-
Ziel übemommen hat. Besonders wichtig im Verkehrsbereich ist die Iei
stungsabhangige Schwerverkehrsabgabe. Der Beitrag dieser Massnahmen zur
C02-Reduktion wird im C02-Gesetz berUcksichtigt.

- Freiwillige Massnahmen: Der Wirtschaft wird die Chance eingeräumt, mit
freiwilligen Massnahmen zur C02-Verminderung beizutragen.
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- C02-Abgabe: Die C02-Abgabe ist em subsidiäres Instrument. Sie wird vom
Bundesrat nur dann eingeftihrt, wenn die periodische Evaluation ergibt, dass
das Ziel mit den beiden ersten Massnahmengruppen nicht erreicht werden
kann. Der Ertrag wird an Bevolkerung und Wirtschaft zuruckerstattet.

- Verpflichtungen: Unternehmen und Untemehmensgruppen werden von der
C02-Abgabe befreit, wenn sie sich verpflichten, ihre C02-Emissionen zu be
grenzen. Emissionsverminderungen, die im Ausland durchgefUhrt werden,
sollen im Sinne der Joint Implementation zumindest teilweise angerechnet
werden.

Das C02-Gesetz ist gut auf die internationale Entwicklung abgestimmt. Be
kanntlich ist es der Staatengemeinschaft an der Klimakonferenz von Kyoto im
Dezember 1997 gelungen, sich auf einen ersten verbindlichen Verminderungs
schritt bei den Treibhausgasen zu verstandigen.

Mit der subsidiären C02-Abgabe und mit der Moglichkeit, Verpflichtungen em
zugehen, nimmt das C02-Gesetz RUcksicht auf die Wettbewerbsfdhigkeit der
Wirtschaft. Negative wirtschaftliche Auswirkungen sind vom C02-Gesetznicht
zu erwarten.

1.4 Marktwirtschaftliche Instrumente und ökologische Steuerreform

Die okologische Steuerreform ist em weiterer wichtiger Schritt von den polizei
rechtlichen hin zu den marktwirtschaftlichen Instrumenten. Dabei sind die Len
kungsabgaben des Umweltschutzgesetzes und die C02-Abgabe keine Konkur
renzprojekte zur okologischen Steuerreform. Die Lenkungsabgaben des Urn
weltschutzgesetzes sind erste Ansätze, die in das System der okologischen Steu
erreform ubergefuhrt werden können. Die C02-Abgabe wiederum 1st em subsi
diäres Instrument, das nur dann eingeflihrt wird, wenn die Massnahmen in ande
ren Bereichen nicht zum gewunschten Erfoig ifibren. Mit der okologischen
Steuerreform vermindert sich die Notwendigkeit der C02-Abgabe bzw. zumin
dest deren Höhe. In diesem Sinn gibt es keine Kumulation der beiden Vorhaben.
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2. Nachhaltigkeitspolitik:
Okologische Steuerreform als zentrales Instrument

2.1 Nachhaltige Entwicklung als neuer Politikansatz

Immer mehr wird deutlich, dass die Umweltprobleme nicht isoliert, sondem nur
im Gleichschritt mit den wirtschafthichen und sozialen Problemen gelost werden
können. Nachhaltige Entwicklung ist damit zur Richtschnur der modernen Urn
weltpolitik geworden.

Nachhaltige Entwicklung verstehen wir als Entwicklung, die gewahrleistet, dass
die Bedurfnisse der heutigen Generation befriedigt werden, ohne die Moglich
keiten kunftiger Generationen zur Befriedigung ihrer eigenen BedOrfhisse zu
beeintrachtigen. Sie entsteht durch die VerknUpfung der drei Dimensionen wirt
schaffliche Effizienz, gesellschaftliche Solidarität und schonender Umgang mit
der Umwelt.

Der neue Aspekt, der mit der nachhaltigen Entwicklung in die Politik einge
bracht worden ist, ist die Einsicht, dass ökonomische, soziale und okologische
Ziele letztlich gleichwertig sind und langfristig nicht auf Kosten der jeweils an
deren Ziele erreicht werden können. Dabei werden sich in der Praxis laufend
Zielkonflikte stellen. Nachhaltige Entwicklung ist deshaib em Prozess, bei dem
wirtschaftliche Effizienz, gesellschaftliche Solidarität und schonender Umgang
mit der Umwelt immer wieder neu integriert und ausbalanciert werden mUssen.

2.2 Strategic Nachhaltige Entwicklung des Bundesrates

Wichtige Weichenstellungen hat der Bundesrat in seinem Bericht vom 18. März
1996 über die Legislaturplanung 1995-1999 vorgenommen. In diesem Bericht
bestatigte der Bundesrat, dass er die Erfordemisse einer nachhaltigen Entwick
lung in alien politischen Bereichen berucksichtigen woile.

Zahireiche Berichte, Programme und Projekte des Bundesrates tragen bereits
heute zu einer nachhaltigen Entwicklung bei. Dazu gehoren der Bericht uber die
Nord-Sud-Beziehungen der Schweiz in den neunziger Jahren, das Aktionspro
gramm Energie 2000, das Energiegesetz, das Konzept Uber die Finanzierung des
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öffentlichen Verkehrs, die leistungsabhangige Schwerverkehrsabgabe und die
Agrarreform. Wesentlichen Anteil an der Forderung der nachhaltigen Entwick
lung hat auch die neue Umweltpolitik mit ihren marktwirtschaftlichen Instru
menten.

Am 9. April 1997 hat der Bundesrat den Bericht ,.Nachhaitige Entwicklung in
der Schweiz, Strategie” gutgeheissen. Der Bericht ist em weiterer wichtiger
Schritt auf dem Weg zu einer zukunftsf’ähigen Schweiz. Er setzt sich aus acht
Aktionsfeldern zusammen: Internationales Engagement, Energie, Wirtschaft,
Konsumverhalten, Sicherheitspolitik, Okologische Steuerreform, Bundesausga
ben, Umsetzung und Erfolgskontrolle. Zu den jeweiligen Massnahmen hat der
Bundesrat den federfUhrenden Departementen konkrete, mit einem Termin ver
sehene Auftrage erteilt.

2.3 Nachhaltige Entwicklung und ökologische Steuerreform

Das zentrale Aktionsfeld bildet die okologische Steuerreform. Dabei will der
Bundesrat einerseits den Verbrauch nicht emeuerbarer Energien sowie die Bela-
stung der Umwelt besteuern und andererseits die Arbeit entlasten. Damit sollen
in der Finanz- und Abgabenpolitik positive Anreize ifir die Forderung der Be
schaftigung und zum Erreichen energie- und umweltpolitischer Ziele geschaffen
werden. Die Arbeiten an der okologischen Steuerreform sind aufgenommen.
Das BUWAL wirkt aktiv mit. Bereits 1999 soil nach den Vorstellungen des
Bundesrates die Vemebmiassung stattfinden.
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Nachhaltige Entwicklung: Die Strategie des Bundesrates

Internationales Engagement:
Die Schweiz steilt sich der globalen Herausforderting. Sie verstärkt ihr interna
tionales Engagement und orientiert ihre Aussenbeziehungen vermehrt auf die
Erfordernisse der nachhaltigen Entwicklung.

Energie:
Die Schweiz stabilisiert den Verbrauch (Basis 1990) fossiler Energietrager bis
zurn Jahr 2000 und reduziert ihn bis zum Jahr 2010 urn 10 Prozent.

Wirtschaft:
Der Bund bewirkt mit geeigneten Rahmenbedingungen, dass die Wirtschaft
die externen Kosten im okologischen und im sozialen Bereich vermehrt berUck
sichtigt.

Konsumverhalten:
Die Schweiz flirdert mit einer national und international verbesserten Produkte
information em Konsumverhalten im Sinne der nachhaltigen Entwicklung.

Sicherheitspolitik:
Die Schweiz ist sich bewusst, dass neben den Gefahren machtpolitischer Em
wirkungen Gefahren irn wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen Bereich die
Sicherheit des Landes je langerje mehr in Frage stellen können. Sic wird die
Grundlagen ihrer Sicherheitspolitk zu gegebener Zeit uberprufen.

Okologische Steuerreform:
Der Bund besteuert einerseits den Verbrauch nicht erneuerbarer Energietrager
sowie die Belastung der Umwelt und entlastet andererseits die Arbeit.

Bundesausgaben:

Der Bund nutzt die Lenkungswirkung seiner Ausgaben fUr die Forderung der
nachhaltigen Entwicklung.

Umsetzung und Erfolgskontrolle:
Die Schweiz unterstelit ihre Nachhaltigkeitspolitik in regelmhssigen Abstanden
einer Erfolgskontrolle. Sic setzt einen hochkaratigen, unabhangigen Rat fUr
nachhaltige Entwicklung em.
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Die okologische Steuerreform ist Musterbeispiel für die Forderung der nachhai
tigen Entwicklung. Mit der okologischen Steuerreform werden wirtschafts-, so
zial- und umweltpolitische Ziele gemeinsam verfolgt. Mit einer rationalen Aus
gestaltung kann dabei die vielzitierte doppelte bzw. dreifache Dividende reali
siert werden. Allerdings ist dem Schaffen eines politischen Konsenses ganz be
sonderes Augenmerk zu schenken.

Ansätze zu einer okologischen Steuerreform sind auch in der Europaischen Uni
on vorhanden. Verschiedene Lander, namentlich die skandinavischen Staaten
und die Niederlande, haben in den letzten Jahren okologische Steuerreformen
realisiert. Die bisherigen Analysen der Reformvorhaben (z.B. durch die OECD)
sind mehrheitlich positiv. Der Energieverbrauch bzw. der Schadstoffausstoss
konnte messbar gesenkt werden. Hinweise für die Beeintrachtigung der interna
tionalen Wettbewerbsfahigkeit liegen nicht vor.

3. Anforderungen der Umwelt- und Nachhaltig
keitspolitik an eine okologische Steuerreform

3.1 Ziele

Das bestehende Steuersystem enthält nur wenig Anreize, urn die nachhaltige
Entwicklung zu ftSrdem. Die Energie ist zu billig, die Arbeit zu teuer. Der Anteil
direkter Steuem ist im internationalen Vergleich hoch.

Mit der okologischen Steuerreform ist das Steuersystem so umzugestalten, dass
es einen substantiellen Beitrag zur nachhaltigen Entwicklung leisten kann. Dabei
ist den drei Dimensionen der nachhaltigen Entwicklung Rechnung zu tragen.

- Wirtschaftspolitisches Ziel: Mit der okologischen Steuerreforrn soil der Em
satz der Ressourcen effizienter werden. Die Wettbewerbsfahigkeit soil erhal
ten bzw. gesteigert werden (Innovation neuer Umwelt- und Energietechnolo
gien, ,,first mover advantages”). Die Schaffung neuer Arbeitsplatze soil er
leichtert werden.

- Sozialpolitisches Ziel: Mit der okologischen Steuerreform solien Arbeitsplat
ze gesichert bzw. geschaffen werden (Arbeitsplatze in ausreichender Zahl als
Voraussetzung für den sozialen Frieden und als Beitrag, urn Leistungen und
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Finanzierbarkeit der Sozialwerke zu sichern). Die okologische Steuerreform
soil sozialvertraglich ausgestaitet werden (Beachtung der Verteilungswirkun
gen).

- Umweltpolitisches Ziel: Mit der okologischen Steuerreform soilen Anreize
fir emeuerbare Energien und fir eine bessere Energieeffizienz gesetzt wer
den. Umweit und Ressourcen, Natur und Landschaft soilen geschont, Emis
sionen und Abfälle vermieden werden.

3.2 Massnahmen

Wichtigster Teil der okologischen Steuerreform ist die Energiesteuer. Ausser
dem zu untersuchen und ailenfalls in einer zweiten Reformphase zu reaiisieren
sind Anderungen bestehender Steuern bzw. Subventionen mit falschen Anrei
zen.

3.3 Ausgestaltung und Volizug der Energiesteuer

Als Objekt der Energiesteuer sind die nichterneuerbaren Energietrager (Erdöl,
Gas, Kohie, Kernenergie) heranzuziehen. Bei der Bemessung ist der Umweitbe
zug pragmatisch herzustellen. Wasserkraft und andere emeuerbare Energien
sind zu bevorzugen.

Was die Höhe und die Ausgestaitung der Energiesteuer anbeiangt, gilt es, die
intemationale Entwickiung und die Erhaltung der Wettbewerbsfahigkeit der
Wirtschaft zu beachten. Der Bundesrat wird die Steuer so ausgestaiten, dass die
Auswirkungen positiv ausfalien werden. Dazu sind eine stufenweise und vorher
sehbare Einfuhrung sowie Sonderregelungen fir energieintensive Prozesse un
eriässiich. Tm Zusammenhang mit der Offlung des Stromrnarktes und den nicht
amortisierbaren Investitionen ist die Energiesteuer auf nichtemeuerbare Energi
en der marktgerechte Weg, urn die Wettbewerbsposition der erneuerbaren Ener
gien, vor aliem der Wasserkraft, zu stärken.
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3.4 Mitteiverwendung

Bei der Mittelverwendung sind vier Arten von Bedurfnissen vorhanden:
- Senkung der Lohnnebenkosten

Finanzierung der Sozialwerke

- Ausgleich des Bundeshaushaltes

- Forderung der Solarenergie und des rationellen Energieeinsatzes

Die Vorteile einer aufkommensneutral ausgestalteten Energiesteuer mit Senicung
der Lohnnebenkosten (AHV-Beitrage) liegen auf der Hand. Für die Wirtschaft
entsteht insgesamt keine Mehrbelastung, und die Senkung der Arbeitskosten
sorgt für die erwünschten wirtschafts- und beschaftigungspolitischen Impulse.
Leider ist das finanzpolitische Umfeld aber nicht ideal. Auch Vertreterinnen und
Vertreter der reinen Lehre werden Verständnis dafUr aufbringen, dass der Finan
zierung der Sozialwerke bzw. dem Ausgleich des Bundeshaushaltes eine hohe
zeitliche Priorität zukommt.

Grundsätzlich hat das BUWAL nichts dagegen, wenn em Teil der Einnahmen
aus der Energiesteuer für die Finanzierung der Sozialwerke eingesetzt wird. Al
lerdings müsste noch sorgfültig abgeklart werden, ob dies im Vergleich zur Er
höhung der Mehrwertsteuer wirklich die bessere Alternative ware.

Das BUWAI hat sicher auch Verständnis daflir, dass em Teil der Einnahmen
für Forderungsmassnahmen eingesetzt werden soll. Diese haben neben den be
kannten Risiken (Fehiallokation der knappen Mittel) auch einige Vorteile. Sie
erlauben die gezielte Entwicklung von neuen Märkten und die Beschleunigung
von Investitionen. Fördermassnahmen sind aber zeitlich zu begrenzen. Langfri
stig mUssten die relativen Preise über die Erhebung der Energiesteuer so korri
giert werden, dass die emeuerbaren Energien die besseren Marktchancen haben.

Unser zentrales Anliegen ist allerdings, dass sich zu diesen Losungen em politi
scher Konsens abzeichnet. Die Gefahr, dass eine okologische Steuerreform mit
reiner Finanzierung eher scheitert als eine aufkommensneutrale Variante, ist
nicht von der Hand zu weisen.

Die Art und Weise, wie die okologische Steuerreform auf die erwähnten Be
durfnisse eingeht, ist für die Akzeptanz bzw. den Erfoig entscheidend. Dabei ist
es unumganglich, dass die verschiedenen Akteure ideologische Positionen fal
lenlassen und die Suche nach pragmatischen, konsensfãhigen Losungen in den
Vordergrund stellen. Politik und Verwaltung, Wirtschaft und Wissenschaft sind
bei den weiteren Arbeiten gleichermassen gefordert.
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4. Schlussfolgerungen

Erstens: Die okologische Steuerreform ist em weiterer wichtiger Schritt vom
polizeirechtlichen hin zum marktwirtschaftlichen Umweltschutz.

Zweitens: Die okologische Steuerreform ist die zentrale Massnahme auf dem
Weg zu einer zukunftsfähigen Schweiz. Sie verspricht die Realisierung einer
doppelten bzw. dreifachen Dividende.

Drittens: Die Lenkungsabgaben des Umweltschutzes sind keine Konkurrenz
projekte zur okologischen Steuerreform. Sie sind erste Schritte in Richtung einer
okologischen Steuerreform.

Viertens: Die C02-Abgabe ist ebenfalls kein Konkurrenzprojekt zur oko1ogi
schen Steuerreform. Wenn im Rahmen der okologischen Steuerreform die Ener
giesteuer eingefiihrt wird, werden daraus resultierende C02-Reduktionen ange
rechnet. Damit vermindert sich die Notwendigkeit der C02-Abgabe bzw. zu
mindest deren Höhe.

Funfiens: Die Vorteile einer auflcommensneutral ausgestalteten Energiesteuer
mit Senkung der Lohnnebenkosten liegen auf der Hand. Das BUWAL hat aber
grundsatzlich nichts dagegen, wenn em Teil der Einnahmen fir die Finanzierung
der Sozialwerke sowie zeitlich begrenzt fir Fördermassnahmen im Energiebe
reich eingesetzt wird. Wichtig ist, dass sich dazu em politischer Konsens ab
zeichnet.

Sechstens: Bei der okologischen Steuerreform ist unumganglich, dass die ver
schiedenen Akteure ideologische Positionen fallen lassen und die Suche nach
pragmatischen, konsensfähigen Losungen in den Vordergrund stellen.

Siebtens: Nachhaltige Entwicklung ist em Anliegen, das nicht vom Bund alleine
verfolgt werden kann. Nachhaltige Entwicklung muss die Kantone und Gemein
den genauso fordern. Bei der okologischen Steuerreform ist die UnterstUtzung
durch die Kantone besonders wichtig. Die heutige Tagung ist in diesem Zusam
menhang em wichtiges Signal.
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OKOLOGISCHE STEUERREFORM:

AUSGESTALTUNG UND WIRKUNGEN

Roif Iten

1. Der Stand der Diskussion

Der Umfang der wissenschaftlichen Literatur zu den Auswirkungen unter
schiedlicher Modelle okologischer Steuerreformen ist mittlerweile beeindruk
kend. In einer Vielzahl internationaler und nationaler Studien wurden die ver
schiedensten Szenarien mit theoretischen und empirischen Simulationsmodellen
untersucht. Tm Vordergrund stand meistens die Prufung der These der ,,doppel
ten Dividende”1—, wonach eine okologische Steuerreform nicht nur die Umwelt
entlaste, sondem auch auf die Wirtschaft positiv wirke, wenn u.a. die Erträge fir
den Abbau verzerrender Steuern eingesetzt werden.
INFRAS hat Ende 1996 eine umfassende Studie publiziert2,weiche versucht, die
echten und scheinbaren Diskrepanzen der vorliegenden theoretischen und empi
rischen Ergebnisse zu erklären. Die Haupterkenntnisse dieser Studie sind nach
wie vor zutreffend:

Oft wird auch von einer ,,Triple Dividend” einer okologischen Steuerreform gesprochen:
Die erste Dividende besteht im positiven Umwelteffekt, die zweite in den positiven Wir
kungen auf das Wirtschaftswachstum (Allokationseffizienz) aufgrund des durch die
Steuerumlagerung erzielten Abbaus verzerrender Steuern und die dritte Dividende besteht
aus den positiven Beschaftigungseffekten.

2 In Zusammenarbeit mit ECOPLAN, weiche das ailgemeine Gleichgewichtsmodell zur Be
rechnung der volkswirtschaftlichen Auswirkungen einer okologischen Steuerreform em
setzte (INFRAS/ECOPLAN 1996).
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Bei geeigneter Ausgestaltung der okologischen Steuerreform sind die Aus
wirkungen auf die Umwelt mit Sicherheit positiv. Zudem sind auch positive
Beschaftigungswirkungen und unter Umständen langerfristig auch eine
leichte Steigerung des Wirtschaftswachstums zu erwarten.

Trotzdem wirci die Vorteilhaffigkeit einer okologischen Steuerreform als In
strument zur Bewältigung des notwendigen wirtschaftlichen und technischen
Strukturwandels in Richtung nachhaltiger Entwicklung immer wieder in Frage
gesteilt. Für viele Okonornen ist die These der Double bzw. Triple Dividend
grundsatzlich verdachtig, da sie einer Grundthese der Wirtschaftswissenschaften
— ,,there is no such thing as a free lunch” — zu widersprechen scheint.

In diesem Aufsatz legen wir den Wissensstand uber die Wirkungen von Oko
steuer-Modellen auf Umwelt, Wirtschaftswachstum und Beschaftigung dar. Er
liefert logische und empirische ,,Belege” (nicht mathematische Beweise), dass
diese Bedenken unter bestimmten Voraussetzungen nicht gerechtfertigt sind.
Anschliessend formulieren wir Schlussfolgerungen für eine optimale Ausge
staltung einer okologischen Steuerreform fUr die Schweiz. Dabei wird hier auf
die Ebene Bund fokussiert. Die Moglichkeiten auf kantonaler Ebene werden im
Beitrag von André Muller und Stefan Suter dargesteHt.

2. Auswirkungen einer okologischen Steuerreform

Simulationsmodelle versuchen eine komplexe Realität einzufangen

Die Anwendung von Simulationsrnodellen zur Abschatzung der Auswirkungen
einer okologischen Steuerreform ist nicht unproblematisch — da darf man sich
keine Illusionen machen. Die mathematisch streng formulierten Modelle kom
men naturgemäss nicht urn restriktive Annahmen herum, urn die komplexe
reale Welt für die Zwecke der Modellanalysen zu vereinfachen. Grosse Schwie
rigkeiten bereitet etwa die geeignete Integration dynamischer Phänomene wie
zum Beispiel der Effekt der okologischen Steuerreform auf Innovationen und
technologischen Fortschritt. Angesichts einer Welt, weiche sich laufend veran
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dert und entwickelt, in weicher der immer raschere technologische und wirt
schaftliche Wandel em pragendes Merkmal darstelit, dürfen diese Grenzen bei
der Benutzung der Ergebnisse nicht vergessen werden.
Die Aussagekraft der Modelle und die unterschiedlichen Ergebnisse lassen sich
beurteilen, indem (1) die ergebnispragenden Annahmen herausgearbeitet werden
und (2) die entsprechenden Annahmen mit den verfUgbaren Modellanalysen
verglichen werden. Diese Vorgehensweise wurde in INFRAS/ECOPLAN 1996
gewahlt und fiihrte zu folgenden Ergebnissen:

2.1 Welches sind die relevanten Annahmen?

Drei Gruppen von Annahmen sind ergebnispragend:

a) Exogene Arinahmen uber die ökonomischen Rahmenbedingungen und de
ren zukünftige Entwicklung

b) Annahmen Uber die Ausgestaltung der ökologischen Steuerreform, insbe
sondere auf der Erhebungs- und auf der Mittelverwendungsseite

c) Annahmen in der ModelI-Architektur uber die realen wirtschafflichen Zu
sammenhange, insbesondere Uber die Reaktionen der Haupt-Akteure: Ande
rungen des Investitionsverhaltens der Unternehmen und des Verhaltens der
Tarifpartner bei Lohnverhandlungen.

Figur 1 zeigt eine Ubersicht uber die wichtigsten Einflussparameter:
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Figur 1: Ergebnisprägende Parameter in Auswirkungsanalysen
von ökologischen Steuerreform-Vorschlägen und
Hypothesen zur Wirkungsweise
Queue: basierend aufINFRAS/ECOPLAN 1996

Exogene politische Einflussparameter
Ausgestaltungsseite

Beschäftigung
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2.3 Ergebnisse von Simulationen

Tabelle 1 zeigt die Ergebnisse ausgewahlter Simulationen für verschiedene
Schweizer Okosteuer-Vorschlage .

In der Literaturliste sind weitere ausgewahlte Studien uber Auswirkungsanalysen aufge
flilut
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Figur 2: Ergebnisse für die Wirkungen auf Wirtschaftswachstum,
Beschaftigung und CO2 -Emissionen

_

‘9E__

‘.

I, II bei Meyer zu Himmem 1995 und Prognos 1993 entspricht untersehiedlichen Szenarien
Definitionen (vgl. Tabelle 1)

Ubereinstimmung herrscht ffir die Einschatzung der Umweltwirkungen, die
Auswirkungen auf Wirtschaftswachstum und Beschaftigung werden dagegen
nicht einheitlich eingeschatzt: Tendenziell sind jedoch leicht negative Wachs
tumswirkungen und leicht positive Beschaftigungswirkungen erkennbar.

Meyer zu Meyer zu
Himmern Himmem/
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+5%
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• • H 1:1
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I
H
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2.4 ,,Gesicherte” Erkenntnisse

Eine Reihe von Erkenntnissen können aufgrund der durchgefdhrten Analysen
nationaler und internationaler Simulationsstudien als weitgehend gesichert be
trachtet werden:
• Die Ausgestaltung beeinflusst die Ergebnisse massgebend: Schlusselpara

meter sind die Geschwindigkeit der schrittweisen Einfflhrung und die
auflommensneutrale Verwendung der Mittel. Langsame Energiepreisan
derungen4erzeugen weniger negative Nebenwirkungen.

• Positive Ergebnisse fUr Beschaftigung und allenfalls Wirtschaftswachstum
sind bei schrittweisen (realen) Energiepreiserhohungen von bis zu Ca. 4% pro
Jabr zu erwarten. Bei wesentlich höheren Steuersätzen dürften die Effekte in
die negative Richtung kippen. Eine langfristig stetige Energieabgabepolitik
ist ausserordentlich wichtig, da die Wirtschaft C02- und energiesparende In
vestitionen nur bei genUgender Rechtssicherheit tätigen wird. Die Olpreis
schock-Ereignisse von 1973 und 1979 sind (negative) Belege dafur.

• In einem Vorausgangszenario ist die Kompensation der exportorientierten
energieintensiven Branchen zu beachten. Negative Effekte auf die energie
intensiven Branchen können abgefedert werden. Aus gesamtwirtschafthicher
Sicht ist die Frage der Abfederung allerdings von untergeordnerter Bedeu
tung — zumindest im Fall der Schweiz.

• Unbestritten sind die positiven Umweltwirkungen: Für die meisten der un
tersuchten Okosteuer-Modelle werden mehr oder weniger starke Reduktio
nen des Energieverbrauchs und der C02-Ernissionen ausgewiesen. In einzel
nen Studien werden auch die ,,secondary benefits” einer C02-
Emissionsreduktionsstrategie dargesteilt (Reduktionen der NOx-und S02-
Emissionen).’

• Zwischen Beschäftigungs- und Wachstumswirkungen besteht im Alige
meinen em Trade-off: Leicht positiven Beschaftigungswirkungen stehen in
der Regel leicht negative Wirkungen auf das Bruttosozialprodukt gegenuber.

• Positive Beschäftigungseffekte können vor allem dann erwartet werden,
wenn die Steuerertrage zur Senkung der Steuern und Abgaben aufArbeit,
insbesondere der lohnabhangigen Beitrage an die Sozialversicherungen ver
wendet werden. Allerdings kann dies den Strukturwandel bremsen.

Eine Energiesteuer stelit das Kernstuck der meisten Vorschlage fUr eine okologisehe
Steuerreform dar.
vgl. etwa Ekins P. 1996



66 Ausgestaltung und Wirkungen

• Keine oder zumindest geringere positive Beschäftigungswirkungen sind
dagegen zu erwarten, wenn die Ertrage in Form pauschaler Pro-Kopf
Beiträge oder einer Senkung der Mehrwertsteuersätze rückerstattet werden.

• Die Beschaftigungswirkungen können erhöht werden, wenn die Ruckerstat
tung gezielt für die Senkung der Lohnnebenkosten bei weniger qualifizier
ten Arbeitskräften erfolgt.

• Eine Senkung von Kapital- und Gewinnsteuern ftihrt gemass nordamerika
nischen Studien zu positiven Wirkungen auf das Bruttoinlandprodukt, da auf
diese Weise die Investitionstatigkeit gefördert werden kann. Dieses Ergebnis
lässt sich jedoch nicht ,,tel quel” auf Europa Ubertragen. Aufgrund der im
Vergleich hohen Steuer- und Abgabebelastung auf dem Faktor Arbeit sind
hier bessere Ergebnisse für Senkungen der Lohnnebenlcosten oder allenfalls
der direkten Einkommenssteuer zu erwarten.

Diese Ergebnisse werden auch durch zwei neuere Studien für die Schweiz und
die EU bestatigt:

Im Rabmen der IDA FiSo fi-Arbeiten (Interdepartementale Arbeitsgruppe
,,Finanzierungsperspektiven der Sozialversicherurigen”) wurde neben den Fi
nanzierungsaltemativen MWSt und Lohnprozente auch die Variante Energieab
gabe geprüft. Die Simulationen mit dem dynamischen BGM ergaben für eine
Variante mit einer 35-% Abgabe bis zum Jahr 20106 praktisch die gleichen ma
kroökonomischen Auswirkungen (Wirtschaftswachstum und Beschaftigung) wie
für die Referenzaltemative MWSt. Hingegen kann eine deutliche Reduktion der
Energieverbrauche urn 10 % bis 2010 erzielt werden.7INFRAS kommt aufgrund
von parallel im Rahmen der IDA FiSo Il-Arbeiten durehgeflihrten Partialanaly
sen zum Schiuss, dass die Variante Energiesteuer aufgrund der Anreizwirkung
zur Substitution der Produktionsfaktoren Energie/Kapital durch Arbeit zu positi
veren Beschaftigungswirkungen flibren mUsste als die Varianten MWST bzw.

Lohnprozente (JNFRAS/KOF 1998).

Die EU-Umweltkommisssion (DG Xl) hess 1997 die Auswirkungen ihres neu
en Vorschlages für die Besteuerung von Energietrager (Ausweitung und Anhe
bung der Minimalsteuersätze für die Energiebesteuerung in den Mitgliedslan
dern) mit drei unterschiedlichen Modehlen untersuchen: Neben dem HERMES
Modell wurden zwei neue Modelle eingesetzt: Em berechenbares Gleichge
wichtsmodell GEM-E3 und em makroökonomisches Mehrländermodell E3ME.

6 Damit kann sie in der Grössenordnung eines MWSt-% (Ca. 2 Mia Fr/a) an die Finanzie
rung der Sozialversicherungen beitragen.

ECOPLAN 1997
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Tabelle 3 zeigt die wichtigsten Ergebnisse:

HERMES GEM-E3 E3ME

BSP +0.06 % +0.02% +0.20%
Beschaftigung 190’OOO 155’OOO 457’OOO
(EU-i 5 Lander)

C02-Emissionen -1.6% -1.47 % -0.50%

Tabelle 3: Auswirkungen der Einfuhrung von Mindeststeuersätzen auf
Energie in der EU:
Ergebnisse dreier Simulationsstudien für das Jahr 2005.
Der Vorschlag impliziert für die meisten Lander zunachst nur germ
ge Energiepreiserhohungen8.Die Mittelverwendung ist Sache der
einzelnen Mitgliedstaaten. Für die Modelirechnurigen wurde von ei
ner Senkung der Arbeitgeberbeitrdge an die Sozialversicherungen
ausgegangen (Queue: CEC/DG XI, 1997).

Die ,,Double Dividend-These” wird für diese ,,okologische Steuerreform auf ge
ringem Niveau” bestatigt: Die Modeilsimulationen zeigen durchwegs Ieicht po
sitive Effekte auf BSP, Beschaftigung und Umwelt. Auffallend sind die deutli
cher positiven Beschaftigungseffekte, weiche durch das keynesianisch orien
tierte Makro-ModeIl E3ME vorausgesagt werden.

Die vorgeschlagenen Minimalsteuersätze liegen deutlich unter dem Niveau des Kommissi
onsvorschlages fur eine kombinierte CO2lEnergie-Steuer von 1992 (insbesondere bei
Heizol schwer und ElektrizitAt). Die sogenannten High-tax-Lander wie Deutschland oder
Frankreich wurden beispielsweise nicht zu Anderungen ihrer Steuersatze gezwungen, hin
gegen kämen Low-tax-Lander wie Luxernburg, Griechenland, Spanien, Portugal, Irland
(bei Benzin auch Dänemark) nicht urn spurbare Erhohungen der Steuersätze herum (in der
Grossenordnung von 10 bis 20 %).
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2.5 Offene Fragen und Lflcken in den Modellanalysen

Die Antworten auf zwei Fragen scheinen nach der Durchsicht der Modell
ergebnisse nicht eindeutig:

Während die Richtung der Effekte auf Wirtschaftswachstum, Beschaftigung
und Umwelt aufgrund der vorliegenden Modellergebnisse relativ gesichert
ist, besteht über das Ausmass der Effekte eine gewisse Unsicherheit. Insbe
sondere die Beschaffigungswirkungen werden recht unterschiedlich einge
schatzt. Die Unterschiede können dabei teilweise durch unterschiedliche
Modellannahmen erklärt werden (z. B. untersehiedliche Aimahmen uber
Elastizitäten auf dem Arbeitsmarkt, Modellierung unfreiwilliger Arbeitslo
sigkeit). Schwach ist die empirische Evidenz etwa bezuglich der Rücksub
stitution von einer energie- zu einer beschaftigungsintensiveren Produkti
onsweise. Die empirischen Grundlagen belegen primar die Substitution von
Arbeit durch Kapital und Energie. Die ökonomische Gesetzmassigkeit, wo
nach das Spiel der relativen Preise den Faktorensatz beeinflusst, ist jedoch
em eindeutiger Hinweis, dass die Verlagerung der Abgabelast von Arbeit auf
Energie auch entsprechende Substitionswirkungen nach sich zieht.

Die Vor- und Nachteile eines Vorausgangs werden ebenfalls unterschied
lich eingeschatzt: Studien, weiche die Auswirkungen eines Vorausgangs p0-
sitiv beurteilen (fir die Schweiz z. B. Meyer zu Himmem 1997) stehen Stu
dien mit einer negativen Einschatzung der Auswirkungen eines Vorausgangs
gegenuber (Muller 1995). Eine Schlusselrolle spielen hier die Annahmen
und Modellierung der unterschiedlichen Wachstumseffekte in den umlie
genden Ländem und die Annahmen über die Uberwalzungsmoglichkeiten
von inlandischen Preissteigerungen auf das Ausland.

Die eingangs erwähnten Vorbehalte bezuglich der Interpretation der Simulati
onsergebnisse dürfen trotz allem nicht vergessen werden. Insbesondere folgende
Defizite sind bei der Interpretation zu beachten:

• In den Modellen können die dynamischen Auswirkungen der okologischen
Steuerreform auf den technischen Fortschritt nicht oder nur unvollständig
berucksichtigt werden. In der Regel werden — wenn uberhaupt — exogene

Die negative Einschatzung durch Muller lässt sich zumindest teilweise durch die getroffe
ne Annalimen erklären: keine Ruckerstattiing an die Wirtschaft, keine Sonderregelungen,
hohe Einfuhrungsgeschwindigkeit der CO2 -Abgabe, volistandige internationale Kapital

mobilitAt.
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Annahmen Uber den tecbnischen Fortschritt gemacht. Die positiven An
reizwirkungen langsam und zuverlassig steigender Energiepreise in Rich
tung Energie-Effizienzinnovationen (,,Faktor vier”)1° werden mit grösster
Wahrscheinlichkeit unterschätzt. Dieser Aspekt äusserte sich in der Vergan
genheit etwa dadurch, dass die jeweiligen Energienachfrageprognosen nach
unten korrigiert werden mussten)’

In den meisten Modellen wird nur freiwillige Arbeitslosigkeit berucksichtigt.
Diese Annahme ist in der heutigen Zeit mit hohen Arbeitsiosenraten nicht
mehr adäquat. Die Ergebnisse insbesondere fir die Beschaftigungswirkun
gen werden durch diese unvollstandige Abbildung der Vorgange auf dem
Arbeitsmarkt verzerrt. In der von INFRAS und ECOPLAN durchgefihrten
Fallstudie’2fur die Schweiz wurde versucht, unfreiwillige Arbeitslosigkeit in
das ECOPLAN-BGM einzubauen. Die Ergebnisse zeigen, dass dadurch ten
denziell positivere Beschaftigungswirkungen zu erwarten sind.

2.6 Fazit zu den Simulationsergebnissen

Eine okologische Steuerreform kann gleichzeitig positive Umwelt-, Wirtschafts
und Beschaftigungseffekte erzeugen - moglicherweise auch bei einem interna
tionalen Vorausgang. Es müssen allerdings bestimmte Bedingungen bei der
Ausgestaltung eingehalten werden. In einer Situation mit struktureller (unfrei
williger) Arbeitslosigkeit ist nicht damit zu rechnen, dass die Senkung der Ab
gabebelastung durch eine Erhohung der Nettolöhne you kompensiert und damit
die erwarteten positiven Beschaftigungswirkungen verhindert wfurde. Berück
sichtigt man zudem die weitgehende Vernachlassigung dynamischer Aspekte in
den Modellen, so ist die Schlussfolgerung naheliegend, dass die positiven Aus
wirkungen durch die Modellanalysen eher unterschätzt werden.

10 Vgl. Von Weizsacker/Lovins/Lovins 1996

VgI. ItenlMauch 1995
12 Vgl. INFRAS/ECOPLAN 1996
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3. Ernstzunehmende Einwände?

3.1 Die Kritik der Optimalsteuertheorie

Es sind vor allem theoretische Arbeiten, weiche das Zutreffen der Double-
Dividend-These anzweifeln.’3Bezweifelt wird in erster Linie die zweite Divi
dende des erhOhten Wirtschaftswachstums:’4Es wird postuliert, dass der Netto
Wohlfahrtseffekt aus der Steuerumlagerung von Arbeit zu UmweltlEnergie mit
grosser Wahrscheinlichkeit negativ sei. Dies weil die Verlagerung von einer
breiten Steuerbasis zu einer schmalen Steuerbasis die Zusatzlast der Besteue
rung — die sogenannte ,,excess burden” — erhOhe. Damit wären die neuen Ver
zerrungen durch die Abgabe auf Umwelt grosser als die entzerrende Wirkung
der Senkung der Abgaben auf Arbeit. Die Allokationseffizienz werde somit
nicht verbessert — im Gegenteil. Entsprechend seien keine positiven Wirkungen
auf die Gesamtproduktion zu erwarten.15

Ob diese Behauptung zutrifft, ist eine empirische Frage. Aus unserer Sicht ist
diese Frage letztlich nicht zentral. Wichtiger ist, ob mit der Steuerumlagerung
der anvisierte Strukturwandel zu tragbaren volkswirtschaftlichen Kosten erreicht
werden kann. Und dies scheint angesichts der Ergebnisse der Simulationsstudi
en, weiche positive oder allenfalls leicht negative Wirkungen auf das Wirt
schaftswachstum ausweisen, der Fall zu sein. Zudem basiert diese Kritik auf ei
ner eingeschrankten Sichtweise von Effizienz: Die Verlagerung der Abgabelast
von Arbeit auf Umwelt fiihrt zusätzlich zu einer spUrbaren Senkung der externen
Kosten. Würden diese in die Betrachtung einbezogen so wOrde sich die Bilanz
der Wachstumswirkungen zusatzlich verbessern.

13 Die grundlegenden theoretischen Arbeiten stammen von A.L. Bovenberg. Vgl. Boven
berg/dc Mooij (1994) und Bovenberg/Goulder (1996).

14 Vgl. dazu etwa das Gutachten des wissenschaftlichen Beirats beim Bundesministerium der
Finanzen (Bundesministerium der Finanzen 1997)

Bisweilen wurde auch argumentiert, dass die erhoffte Netto-Entzerrungswirkung nicht er
reicht werden kann, da die Ertrage aus der Energiesteuer rasch abnehmen und deshaib kei
ne nachhaltige Senkung der Abgaben auf Arbeit erzielt werden kann (Bovenberg/de Moij
1994). Auch diese Kritik scheint reichlich theoretisch. Empirisehe Studien zu den Preis
Elastizitäten der Energienachfrage zeigen, dass die Nachfrage mit einer gewissen Elastizi
tat reagiert, dass aber trotzdem steigende Ertrage einer schrittweise ansteigenden Energie
steuer zu erwarten sind (vgl. z.B. Mauch eta!. 1995).



71

3.2 Beschäftigungswirkungen - Uberwälzungsannahmen spielen
Schlüsselrolle

Auch die dritte Dividende der positiven Beschaftigungswirkungen wird kriti
siert. Tm Zentrum der Kritik stehen zwei Annahmen Uber die Uberwalzung der
Steuerlasten:

• Bovenberg/de Moij (1994) gehen davon aus, dass die Uberwalzung der
Steuerlast weg vom Produktionsfaktor Arbeit auf andere Produktionsfakto
ren nicht oder nur sehr beschränkt moglich sei. Der Produktionsfaktor Arbeit
sei als einziger immobil, Kapital und Energie werden dagegen international
gehandelt, sind entsprechend mobil und können die gesamte Steuerlast
überwälzen. Auch dieser Kritikpunkt ist sehr theoretisch. In der Realität sind
alle Produktionsfaktoren nur beschrãnkt mobil. Beispielsweise weist auch
Kapital eine beschränkte Mobilität auf, was em Teil der zu beobachtenden
Zinsdifferenzen zwischen Landern erklärt. Eine zumindest teilweise Uber
walzung der Steuerlast weg vom Faktor Arbeit ist deshaib moglich. Weiter
ist auch die bereits von Bovenberg/de Moij aufgezeigte Moglichkeit der
Uberwalzung auf Transfereinkommensbezieherlnnen zu beachten. Auch die
se flihrt in der Realität zu einer zusatzlichen Entlastung des Faktors Arbeit.

• Die zweite Annahme betrifft die Frage, ob Senkungen der Abgaben auf Ar
beit (Senkung der Lohnnebenkosten) durch eine Erhohung der Nettolöhne
(vollstandig) kompensiert werden oder nicht.’6 Bei voller Kompensation
wurde die Steuerumlagerung letztlich zu keiner relativen Senkung der Ko
sten für den Produktionsfaktor Arbeit flihren. Die positiven Beschaftigungs
effekte einer Steuerumlagerung würden ausbleiben. Für die Beurteilung der
Relevanz dieser Kritik muss die Flexibilität des Arbeitsmarktes, d.h. die re
lative Verhandlungsstarke von Arbeitgeber und Arbeitnehmer eingeschatzt
werden. Generell gilt, dass sich bei einem flexiblen Arbeitsmarkt eine Sen
kung der Lohimebenkosten weitgehend in einer Senkung der Arbeitskosten
niederschlagt. Für die Schweiz ist mit grösster Wahrscheinlichkeit die An
nahme eines flexiblen Arbeitsmarktes17realistisch. Entsprechend dürfte sich
zumindest em Teil der Lohnnebenkostensenkungen in einer nachhaltigen

16 Vgl. dazu z.B. Erdmann 1997; auf die weiteren Kritikpunkte von Erdmann an einer ökolo
gischen Steuerreform (Verlust an Wettbewerbsfahigkeit, geringe bis keine Innovationsim
pulse, geringer Stellenwert der verfugbaren Modellanalysen, etc:) gehen wir in diesem
Aufsatz aus Platzgrunden nicht explizit em und verweisen aber auf frühere INFRAS
Arbeiten (INFP.AS/ECOPLAN 1996, INFRAS 1995, Mauch et al. 1995).

17 mit relativ schwachen Gewerkschaften
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Senkung der Arbeitskosten niederschlagen. Dieses Ergebnis wird durch
neuere empirische Schatzungen zum Schweizer Arbeitsmarkt bestatigt.’8
Gemäss diesen Schatzungen fUhrte eine Erhohung der Lohnprozente in der
Vergangenheit kurzfristig zu einer Erhohung der Arbeitskosten — langerfri
stig wurde sie jedoch in Form unterproportionaler Reallohnerhohungen auf
die Arbeitnehmer überwälzt.

Insgesamt scheint deshaib — zumindest ifir die Schweiz — die Annahme reali
stisch, dass durch die Steuerumlagerung eine Entlastung des Faktors Arbeit und
damit positive Beschaftigungswirkungen erreicht werden können. Wie wir gese
hen haben, wird diese Schlussfolgerung auch durch die mit empirischen Daten
gestutzten Simulationsstudien bestatigt, indem diese praktisch durchwegs positi
ve Beschaftigungseffekte ausweisen.

3.3 Unbestrittene erste Dividende

BezUglich der ersten Dividende werden geringe Zweifel geaussert — primär im
Zusammenhang mit einem eventuellen Vorausgang. Es wird kritisiert, dass ne
gative Wettbewerbseffekte und Standortverlagerungen zu beftirchten seien und
damit die anvisierten positiven Umwelteffekte zunichte gemacht würden. Die
gleichen Güter wQrden nur an einem anderen Ort — gegebenenfalls weniger urn
welteffizierit — weiter produziert (leakage effect))9

Gerierell ist diese Beflkchtung nur fUr die energieintensive Produktion relevant.
Für die ubrigen Unternehmen spielen die Energieaufwendungen eine zu geringe
Rolle und gehen in den Ubrigen Kosten- und Standortfaktoren unter. Für die
energieintensiven Untemehmen können Losungen gefunden werden. Negative
Wirkungen auf diese Untemehmen können mittels Kompensationen — zumindest
in einer Ubergangsphase — abgefedert werden.2°Dadurch verringert sich zwar
der (inlandische) Umweltnutzen der okologischen Steuerreform etwas, und der
Strukturwandel wird verzögert. Dafi.ir können aber kontraproduktive Standort
verlagerungen verhindert werden.

18 vgl. INFRAS/KOF 1998
19 Diese Kritik wurde zum Beispiel von Pezzey (Pezzey 1991 und 1992 in: Barker/Jolmstone

1996) vorgebracht.
20 Vgl. z.B. INFRAS/ECOPLAN 1996, INFRAS 1995, BASICS 1996
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4. Lehreu für die Ausgestaltung

Bei der Ausgestaltung sind neben den sogenannt wissenschaftlichen Erkenntnis
sen auch politische Akzeptanz-Aspekte zu berucksichtigen. Davon ausgehend
körmen die zentralen Eckpfeiler für die Ausgestaltung formuliert werden:

• Die Energiesteuer muss unbedingt schrittweise, mit einem vordefinierten
Preispfad eingeftihrt werden. Wichtig ist dabei, dass der Pfad glaubwurdig
kommuniziert und eingehalten wird. Auf diese Weise können sich die Un
ternehmer bei ihren Entscheidungen an sicheren preislichen Rahmenbedin
gungen orientieren und ihre Investionen über die Zeit optimieren. Die Frage
der Bemessungrundlage ist sekundär. Sinnvoll scheint eine moglichst breite
Belastung herkömmlicher Energieträger21,insbesondere urn eine ineffizi
ente Substitution von fossilen durch elektrische Energien zu verhindem.

• Eine aufkommensneutrale Ausgestaltung verspricht die besten wirtschaft
lichen Auswirkungen und damit auch die beste politische Akzeptanz, zumal
individuelle Kosten-Nutzen-Uberlegungen gerade für die unentschlossenen
Stimmburgerlnnen eine nicht zu vernachlassigende Rolle spielen (vgl. den
Beitrag von H.P. Kriesi). Zeitlich und urnfangmassig besehränkte Zweck
bindungen für den Anstoss von technologischen Innovationen können den
Prozess erheblich beschleunigen und die erhöhten administrativen Kosten
vorubergehend rechtfertigen. Aus einer beschaftigungspolitischen Optik
drangt sich die Senkung der Abgaben auf dem Faktor Arbeit — Senkung der
Arbeitgeber- und Arbeitnehmerbeitrage an die Sozialversicherungen — auf.
Diese ffihrt zu deutlich besseren Beschaftigungswirkungen als eine Pro
Kopf-Ruckerstattung. Aus Verteilungssicht sind in diesem Fall die Auswir
kungen auf soziale Gruppen, weiche von einer Senkung der Lohnnebenko
sten nicht profitieren, im Auge zu behalten. Es sind dies insbesondere ärme
re Rentner-Haushalte. Diese sind — beispielsweise unter einer bestimmten
Einkommens- und Vermogensgrenze

— direkt zu kompensieren (gezielte
Anhebung tieferer AHV-Renten oder Ausbau der Ergarizungsleistungen).

• Für die politische Akzeptanz ist es von zentraler Bedeutung, dass die politi
schen Entscheide über die fiskalisch komplett neutrale okologische Steuerre
form einerseits, und fiskalische Massnahmen für zusatzliche Staatsaufgaben
andererseits, vollig und kiar getrennt werden. Alle Erfahrung zeigt, dass jede
Vermischung der beiden Vorhaben in der Volksabstimmung beide scheitern

21 Es soilte keine reine C02-Steuer sein.
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lässt: Die Lenkung und die Mehreinnahmen des Finanzministers. Deshaib
muss über eine okologische Steuerreform nach dern Vorbildmuster der Ab
stimmung über den Wechsel von der WUSt zur MWSt mit zwei unabhangi
gen Fragen abgestimmt werden: Die erste Frage betrifft die fiskalisch neu
trale Lenkungssteuer, mit volistandiger Ruckerstattung der Ertrage. Ob zu
sätzlich gewisse Mittel für die Finanzierung der steigenden Kosten der Sozi
alversicherungen (oder anderes) zu verwenden seien, muss separat entschie
den werden. Das beides genehmigt werden kann, hat die MWSt-Vorlage
bewiesen.

Em zentraler Ausgestaltungsparameter — nicht zuletzt aus AkzeptanzgrUnden
— betrifft schliesslich die Sonder-Behandlung der energieintensiven
Branchen. Es ist unbestritten, dass — in einer Ubergangsphase —. Kompensa
tionsmassnahrnen fUr die Abfederung der negativen Wirkungen auf die
Wettbewerbsf’ahigkeit der energieintensiven Branchen (Papier, Textil, Glas,
Keramik, Steine und Erden, ev. Chernie, etc.) eingefulhrt werden. Es stehen
verschiedene Moglichkeiten offen, urn das Abfederungsziel zu erreichen
(vgl. INFRAS 1995). Damit werden dann aber auch die Einwände gegen ei
nen begrenzten nationalen Vorausgang hinfällig.

Werden diese Haupteckpfeiler beachtet, so sind die Voraussetzungen sehr gut,
dass der notwendige okologischlokonomische Strukturwandel auf eine wirt
schafts- und sozialvertragliche Art bewaltigt werden kann.
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UMWELTABGABEN AUF KANTONALER

EBENE MIT EINNAHMENSEITIGER

KOMPENSATION (MUEK)

André Muller, Stefan Suter

1. Einleitung

Die Diskussion über die Einfuhrung von Umweltabgaben und über die verschie
denen Moglichkeiten der Einnahmenverwendung hat sich in den letzten Jahren
sowohi auf internationaler als auch auf nationaler Ebene stark weiterentwickelt.
Angsichts dieser Entwicklung stelit sich die Frage, weiche weiteren Potentiale
Umweltabgaben auf kantonaler Ebene besitzen und weiche Einnahmenver
wendungsmodelle auf dieser Ebene eingesetzt werden können.

In der Studie ,,MarktwirtschafUiche Umweltinstrumente mit einriahmenseitiger
Kompensation (MUEK)” sind diese Fragen am Beispiel des Kantons Bern de
tailliert abgeklart worden.2Es wurde insbesondere gepruft,

oh auf kantonaler Ebene em Umweltabgabensystem mit Kompensationen auf
der Einnahmenseite aus technisch-praktischer, administrativer und rechtlicher
Sicht uberhaupt machbar ist und

oh em soiches System unter Berücksichtigung der resultierenden positiven
Wirkungen auf die Umweltqualitat einen Beitrag zur Verbesserung der

Bei der Ausarbeitung der Machbarkeitsstudie wurde der Begriff MUEK anstelle des Be
griffs ,,Okologische Steuerreform” verwendet, Damit solite zum Ausdruck gebracht wer
den, dass keine umfassende Reform des kantonalen Steuersystems zur Diskussion stand.

2 Vgl. ECOPLAN (1996), Marktwirtschaftliche Umweltinstrumente mit einnahmenseitiger
Kompensation, Machbarkeitsstudie im Auftrag des Regierungsrates des Kantons Bern.
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Standortgunst des Wirtschaftsraumes Kanton Bern bzw. seiner Wirtschafts
kraft leisten könnte, ohne dass schwerwiegende Umverteilungen resultieren?

Im vorliegenden Referat fassen wir die wichtigsten Erkenntnisse die Machbar
keitsprufung zusammen. Dabei gehen wir wie folgt vor:

U Tm folgenden Kapitel 2 geben wir einen kurzen Uberblick über die Bestre
bungen und Ansätze in anderen Kantonen.

u In Kapitel 3 wird die Umweltabgabenseite des Systems beschrieben. Es wird
gezeigt, wie die verschiedenen Abgaben ausgestaltet sein könnten und weiche
Auswirkungen von den Abgaben auf die Umwelt erwartet werden könnten.

Die Diskussion der denkbaren Modelle zur Verwendung der Einnahmen ent
halt Kapitel 4.

u Aus den Ergebnissen in den vorangehenden Kapitein ziehen wir in Kapitel 5
em Zwischenfazit.

U Die wirtschaftlichen Auswirkungen einer ailfalligen Realisierung des Systems
MUEK sind Thema von Kapitel 6. Die Diskussion geht u. a. auf die Auswir
kungen von MUEK auf die verschiedenen Branchen der Berner Wirtschaft
und auf die Berner Haushalte sowie auf die Standortgunst em.

U In Kapitel 7 ziehen wir schliesslich unsere Schlussfolgerungen.

2. Stand der Diskussion in andern Kantonen

Der Kanton Bern ist nicht der einzige Kanton, weicher erste Schritte in Richtung
einer okologischen Steuerreform auf kantonaler Ebene unternommen hat, wie
die folgenden Beispiele zeigen:

u Der Kanton Basel-Stadt erhebt seit 13 Jahren einen Stromzuschlag von 4%
auf der Stromrechnung. Die jährlichen Einnahmen von rund 9 Mio. Fr. wer
den benutzt, urn sämtliche Tatigkeiten des Kantons im Energiebereich, zu fi
nanzieren:
- Saläre von entsprechenden Personen
— Finanzierung einer Energieberatungsstelle
- Finanzierung von Energiesparmassnahmen (in Form von Staatsbeitragen an

Dritte)
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— Finanzierung von Aktionen (,,das bessere Fenster”, ,,die bessere Luftung
etc.”)

Der administrative Aufwand ifir den Volizug ist äusserst gering, da der Ver
sorgungsperimeter des Elektrizitatswerkes Basel-Stadt exakt dem Kantonsge
biet entspricht. Das Gewerbe beffirwortet den Stromzuschlag, da es über Auf
träge von den ausgelosten Energiesparmassnahmen und Aktionen profitiert.

u Im Kanton Zurich wurden erste Ideen ffir eine okologische Finanzreform
ausgearbeitet und im Sommer 1996 im Rabmen eines Berichts dem Kantons
rat vorgelegt. Die Regierung äusserte sich damals skeptisch zu diesem Kon
zept: zu hohe Erwartungen würden geweckt, die Realisierbarkeit sei aufgrund
des geringen kantonalen Handiungsspielraums kaum gegeben, em Alleingang
würde den Wirtschaftsstandort Kanton Zurich verschlechtem. Trotzdem hat
das Kantonspariament eine Motion fir erheblich erklart, dass die Regierung
bis ungefhhr anfangs 2001 Vorschlage vorlegen soil, wie die Beanspruchung
naturlicher Ressourcen zum Kriterium von Besteuerung und Subventionie
rung gemacht werden kann, ohne dass damit die Staatsquote erhöht wird.

i Ebenfalls im Sommer 1996 ist im Kanton Solothurn die Einfiihrung eines
Abwasser- und Abfallfonds im Kantonsparlament durchgefailen. Mit Hilfe
dieser Fonds soilten die bisher aus aligemeinen Steuermitteln bezahiten Sub
ventionen in diesen beiden Umweltschutzbereichen neu mit den Einnahmen
aus einer Abwasser- bzw. Abfaliabgabe finanziert werden.
Der erhOhte Spardruck ist daftir verantwortlich, dass im Herbst 1998 dem
Kantonsparlament erneut eine Vorlage zu einem Abwasser- und neu einem
Aitlastenfonds vorgelegt wird. Der Abwasser- und Altiastenfonds mUsste a!
lerdings im Kanton Solothurn noch die Hurde einer Volksabstimmung über
winden.

Auch im Kanton St. Gallen wurde vor zwei Jahren die Idee einer okologi
schen Steuerreform auf kantonaler Ebene diskutiert. Alle Plane diesbezuglich
sind aber momentan aufEis gelegt.
Basierend auf einem regierungsratlichen Planungsbericht wurde im Kanton
Luzern vor rund 3 Jahren das Thema okologische Steuerreform im Kantons
parlament diskutiert. Resultat dieser Diskussion war eine Standesinitiative,
die den Bundesrat auffordert, eine okologische Steuerreform zu uberprufen.
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3. Die Umweltabgaben des Systems MUEK

Für folgende Umweltabgaben wurde geprüft, ob sie Teil des Systems MUEK
sein könnten:

- Abfallabgabe - Abgabe auf Beschaftigten- und

- Abwasserabgabe Besucherparkplatzen

— Wasserabgabe - Motorfahrzeugsteuern

- Kiesabgabe - Vignetten / Road Pricing

- Bodenversiegelungsabgabe - Emissionsabgabe bei Feuerugen

— Abgabe auföffentlichen — Elektrizitatsabgabe
Parkplatzen

Bei einzelnen Umweltabgaben war die Ausgestaltung praktisch vorgegeben.
Dies ist z.B. bei Abgaben der Fall, die bereits eingefithrt sind und eine Integrati
on in das Konzept MUEK eigentlich nur bedeuten kann, dass die Abgabenhöhe
urn einen “MUEK-Zuschlag” aufgestockt wird. Bei anderen Abgaben besteht em
grosser Ausgestaltungsspielraum. Urn die Diskussion zu erleichtern und eine
moglichst konkrete Analyse der wirtschafflichen Auswirkungen zu ermoglichen,
wurden bei alien Abgaben zwei Eckvarianten - selbstverständlich wären auch
andere sinnvolie Varianten moglich gewesen — beschrieben, weiche sich in der
Abgabenhohe und u.U. auch in der Ausgestaltung unterscheiden:

— Variante A: Sie orientiert sich an früheren im Grossen Rat des Kantons Bern
oder in der Verwaltung diskutierten Vorschlagen oder lehnt sich an Abgaben
in anderen Kantonen oder Staaten an.

— Variante B: Sie stelit eine obere Variante mit bedeutend hoheren Abgabesat
zen dar, kann aber langfristig dennoch als realistisch eingestuft werden.

In Tabelle I ist fUr jede Urnweltabgabe die Ausgestaltung der beiden Variante
wiedergegeben.
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Tabelle 1: Vorgeschlagene Ausgestaltung der verschiedenen
Umwe!tabgaben

Abgabe Ausgesta!tungsmerkmale Abgabesätze
Variante A Variante B

Abfallabgabe Abgabe pro Tonne Keh- Zusch!ag bei KVA:
richt in Form eines 15 Fr./t 50 FrJt
Zusch!ages aufder Zusch!ag bei Deponien:
bestehenden Abgabe; 25 Fr./t 100 FrJt
Abgabesubj ekte:
Abfallentsorgungsunter
nehmen, Gemeinden

Abwasserabgabe Schmutzfrachtabhangige Zuschlag auf Phosphor:
Abgabe in Form eines 0 Fr./kg 15 Fr./kg
Zuschlages auf der vorge- Zuschlag auf Ammonium:
sehenen Abgabe; 0 Fr./kg 2 Fr/kg
Abgabesubjekt: Zuschlag auf Gesamtstickstoff:
Betreiber von Abwasser- 1.5 Fr./kg 3.5 Fr./kg
reinigungsanlagen Zuschlag auf chemischem

Sauerstoffbedarf:
1.3 Fr./kg 2.3 Fr./kg

Wasserabgabe Abgabe in Form eines Zuschlag auf Trinkwasser:
Zuschlages aufdeni 4 Fr./1 u .Min 13 Fr.!1 u. Mm
Wasserzins; 2.5 Rp./m3 6 Rp./m3
Abgabesubjekt: Zuschlag bei Industrie!Konzessionsnehmer Gewerbe:

4 Fr./1 u. Mm. 10 Fr.!! u. Mm.
2Rp./m3 5Rp.!m3

Zuschlag auf Kuhlwasser:
0.75 Fr.!! u. Mm. 2 Fr.!1 u. M.
l5Rp.!m3 4ORp.!m3

Zuschlag bei Bewässerungen:
0 Fr./Hektare 80 Fr.!Hektare

Zuschlag für Schwimmbder:
3 Fr/I u. Mm. 6 Fr.!! u. Mm.
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Abgabe Ausgestaltungsmerkmale Abgabesätze
Variante A Variante B

Kiesabgabe Abgabe aufdem 6 FrJm3 15 Fr./m3
Kiesabbau;

Abgabesubjekt:
Konzessionsnehmer
(Unterstellung des Kies
abbaus unter das
Bergregal)

Versiegelungs- Abgabe aufNeuversiege- 25 Fr./m2 50 Frjrn2
abgabe lungen des Bodens;

Abgabesubjekt:
Bauherr, Eigentumer

Kantonale Park- Abgabe in Form eines Parkplatzabgaben:
platzabgabe auf kantonalen Anteils (z.B. 1 - 2 Fr./Std. 1.5 - 3 Fr./Std.
öffentlichen 20%) an den kommunalen Parkkartengebuhr
Parkplätzen Einnahmen aus der Park- (Blaue Zone)

platzbewirtschaftung, 360 Fr./Jahr 480 Fr./Jahr
Abgabesubjekt:
Gemeinden

Kantonale Park- Abgabe in Form einer 120 Fr./Jahr 360 Fr./Jahr
platzabgaben auf Jabrespauschalen auf
Parkplatzen von Beschaftigten- und
privaten Unter- Besucherparkplatzen;
nehmen Abgabesubjekt:

Unternehmen

Motorfahrzeug- Abgabe in Form einer Erhohung der Jahressteuer:
steuem Erhohung der Jahressteuer linear urn 10%

pro Gewichtstonne und Reduktion des
Reduktion des Degressionssatzes:
Degressionssatzes; keine 4 %-Punkte
Abgabesubjekt:
Motorfahrzeughalter
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Abgabe Ausgestatungsmerkma1e Abgabesátze
Variante A Variante B

Vignette / Strassenbenutzungsabga- Road pricing Road Pricing
Road Pricing ben in Agglomerationen nur in in den

(denkbar auch auf be- der Region Regionen
stimmten Abschnitten des Bern Bern, Biel,
Kantonsstrassennetzes) Thun
Abgabesubjekt: Richtwerte für die Abgabe:
Motorfahrzeuglenker PW: 14 Rp./Fzkm

LW: 1.1 Fr./Fzkm
Emissionsabga- Abgabe auf den jährlichen 10 Fr./kg NO< 30 Fr/kg NO
be bei Gross- Stickoxidemissionen (NO)
feuerungen von grossen Feuerungen

(Leistung> 1 Megawatt);
Abgabesubjekt:
Anlagenbetreiber

Elektrizitäts- Abgabe aufder Elektrizitat; 0.3 Rp./kWh 1 Rp./kWh
abgabe Abgabesubj ekt:

Elektrizitätsver
sorgungsunternehmen

Damit uberhaupt spurbare einnahmenseitige Kompensationen vorgenommen
werden können, müssen die Abgaben langerfristig em gewisses Einnahmenpo
tential aufweisen. Tabelle 2 enthält eine Grobschatzung dieses Potentials für die
Varianten A und B. Die Angaben sind als Grossenordnungen und nicht als ex
akte Zahien zu verstehen.

Die Schatzungen in Tabelle 2 zeigen, dass die gepruften Umweltabgaben em
substantielles Einnahmenpotential aufweisen. Zum Vergleich: Bei Variante B
machen die geschatzten Einnahmen rund einen FUnftel der gesamten Steuerein
nahmen des Kantons Bern aus.
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Tabelle 2: Grobschatzung des Einnahmenpotentials der verschiedenen
Abgaben, in Mb. Fr. pro Jahr

Abgabe Variante Variante
A B

Abfallabgabe 12 44

Abwasserabgabe 17 38

Wasserabgabe 5.5 15

Kiesabgabe 27 57

Versiegelungsabgabe 40 80

Abgabe auföffentlichen Parkplatzen 20 40

Abgabe auf Beschaftigten- und 30 87
Besucherparkplatzen von Firmen

Motorfahrzeugsteuem 25 35

Vignette I Road Pricing 20 30

Emissionsabgabe auf Grossfeuerungen 6 17

Elektrizitätsabgabe 19 63

Total in Mb. Fr. pro Jahr 222 506

Total in Fr. pro Kopf der Bevolkerung und Jahr 236 538

Die Prufung der Machbarkeit der verschiedenen Umweltabgaben erfolgte an-
hand folgender Kriterien:

u Praktikabilität und Vollzugsaufwand: Bei verschiedenen Abgaben kann auf
dem bestehenden Vollzug aufgebaut werden. Entsprechend ist nur mit einem
geringen Mehraufwand zu rechnen. Bei einzelnen Abgaben fällt hingegen em
mittlerer bis hoher Vollzugsaufwand an. Dabei ist allerdings zu berUcksichti
gen, dass der anfallende Vollzugsaufwand

nicht allein dem Konzept MUEK angelastet werden kann, weil die Abga
ben teilweise unabhangig von einem ailfalligen System MUEK realisiert
werden.

- nicht allein vom Kanton getragen werden muss.
Insgesamt kann der Schluss gezogen werden, dass der Vollzugsaufwand im
Vergleich zu den potentiellen Einnahmen bei keiner Abgabe in einem derart
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ungUnstigen Verhältnis steht, dass von einer Realisierung dieser Umweltab
gabe in einem allfàlligen System MUEK abgeraten werden muss.

Rechtliche Anforderungen3:Die meisten der analysierten Umweltabgaben
können auch aus rechtlicher Sicht auf kantonaler Ebene realisiert werden.
Kritisch ist die Situation bei drei Abgaben zu beurteilen:
- Vignette/Road Pricing: Derzeit verbietet der Bundesverfassungsartikel 37

Abs. 2 die Einffihrung von Strassenbenutzungsgebuhren. Hier bräuchte es
eine Anderung der Bundesverfassung, oder die Bundesversammlung
mUsste für die Einftihrung eines Road Pricing in den relevanten Agglome
rationen eine Ausnahmebewilligung erteilen. Auf Bundesebene sind Dis
kussionen im Gang, weiche Rolle dieses aus ökonomischer Sicht interes
sante Instrument in der kunftigen Verkehrspolitik in Agglomerationen
spielen soil. Entsprechend werden auch die rechtlichen Aspekte diskutiert.

- Emissionsabgabe bei Grossfeuerungen: Uneinigkeit herrscht in der Lehre
bei der Frage, ob ausgehend vom Umweltschutzgesetz gesamtkantonale
Emissionsabgaben zulassig sind, oder ob dies nur in besonders belasteten
Gebieten (“Massnahmenplangebieten”) der Fall ist.

— Eiektrizitatsabgabe: Der Konflikt mit der Mehrwertsteuer steilt moglicher
weise - d.h. im Fall eines entsprechenden Urteils des Bundesgerichts - bei
der Elektrizitatsabgabe em “Killerargument” dar.

In jedem Fall hangen die kantonalen Moglichkeiten davon ab, weiche Abgaben
Teil einer ailfalligen okologischen Steuerreform aufBundesebene sein wurden.

Neben der Machbarkeit steilt sich insbesondere die Frage, welche Erwartungen
aus der Sicht des Umweltschutzes an das System MUEK geknupft werden
können. Der grosste Vorteil des analysierten Systems von Umweltabgaben ist,
dass für praktisch alie belasteten Umweltbereiche machbare Umweltabgaben
gefunden werden konnten. Eine Realisierung des Konzeptes wurde dem markt
wirtschaftlichen Umweltschutz auf kantonaler Ebene auf breiter Front zum
Durchbruch verhelfen. Die marktwirtschaftliche Strategie würde insbesondere
bewirken, dass anhaltende Anreize zur Entlastung der Umwelt gesetzt werden.
Mittel- bis langerfristig tragt MUEK zu einer spurbaren Verminderung der Urn
weitbelastung und der damit verbundenen Folgekosten (“externe Kosten”) bei.
Bestehende Umweltziele (z.B. in der Lufireinhaltung) wären dank der Umset
zung von MUEK leichter zu erreichen.
Vor diesem Hintergrund kann folgende Schlussfolgerung gezogen werden: Die
analysierten Umweltabgaben sind grundsatzlich machbar. Zwischen den ver

Die rechtlichen Anforderungen wurden einerseits von ECOPLAN, insbesondere aber von
der Rechtsabteilung der Volkwirtschaftsdirektion gepruft.
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schiedenen Abgaben bestehen aber erhebliche Unterschiede. Im Sinne einer
groben Unterteilung der Machbarkeit können drei Gruppen von Umweltabgaben
unterschieden werden:

u Gruppe 1 umfasst die relativ leicht realisierbaren Abgaben, die in jedem Fall
Kern eines allfälligen Systems MUEK sein soilten und aus der Sicht der
Machbarkeit empfohlen werden können. Sie umfassen em Einnahmenpotenti
al in der Grossenordnung von 105.5 Mio. Fr. (Variante A) bzw. 252 Mio. Fr.
(Variante B). Zu Gruppe 1 zählen wir die Abfall-, Abwasser-, Wasser-, Kies-,
Elektrizitatsabgabe (die rechtliche Machbarkeit vorausgesetzt) sowie die
Motorfahrzeugsteuern.

u Zu Gruppe 2 gehoren Abgaben, deren Einftihrung zwar lösbare, aber nicht
unerhebliche Probleme vollzugstechnischer oder rechtlicher Natur stelit. Die
Grobschatzung des Potentials dieser Abgaben betragt 96 bzw. 224 Mio. Fr.
Zu Gruppe 2 gehoren die Bodenversiegelungsabgabe, die kantonalen Park
platzabgaben und die Emissionsabgabe bei Grossfeuerungen.

u Die Gruppe 3 umfasst schwierig zu realisierende Abgabetypen. Wir zählen
dazu nur gerade die versehiedenen Formen von Strassenbenutzungsabgaben
(Vignette / Road Pricing), und dies wegen der angesprochenen rechtlichen
Problematik.

4. Verwendungsseite des Systems MUEK

Mit weichen Verwendungsmodellen kOnnen die Einnahmen aus den Umweltab
gaben an die Bevolkerung und an die Wirtschaft zurückerstattet werden? In der
ausführlichen Diskussion der verschiedenen Moglichkeiten von Steuersenkun
gen und direkter Ruckerstattung sind die in Tabelle 3 aufgefiihrten Verwen
dungsmodelle analysiert worden:
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Tabelle 3: Mogliche Verwendungsmodelle auf kantonaler Ebene

Unter Berucksichtigung verschiedener Beurteilungskriterien (z.B. Beitrag zur
Verbesserung der Standortgunst, Sozialvertraglichkeit vgl. Tabelle 4 unten)
kann der Schiuss gezogen werden, dass für em alifalliges System MUEK auf
kantonaler Ebene drei Verwendungsmodelle in Frage kommen:

- Steuersenkungen: Uber eine Reduktion der Steueranlage werden alle di
rekten Staatssteuem wie z.B. die Einkommenssteuer für natürliche Personen
oder die Gewinnsteuer für juristische Personen gesenkt.

- Pausehale pro Kopf, die mit der Steuerrechnung verrechnet wird oder direkt
ausbezahit wird.

- Lohnsummenbonus.

Die Verwendungsmodelle wirken sich sehr unterschiedlich auf die beiden wich
tigsten Beurtei Iungskriterien Verbesserung der Standortgunst” und “Sozialver
traglichkeit” aus. Falls beide Kriterien erfZilIt werden sollen, drangt sich em Mix
von Verwendungsmodellen auf. In Tabelle 4 werden vier denkbare Verwen

Bevolkerung I Haushalte

Steuersenkungen:
- Reduktion der Einkommenssteuer

für naturliche Personen

Wirtschaft I Unternehmen

Steuersenkungen:
- Reduktion der Gewinnsteuer für

juristische Personen
— Reduktion der Kapitalsteuer für

j uristische Personen
Direkte Ruckerstattung:
- Reduktion der Beitrage der

Arbeitnehmer an die
Sozialversicherungen

- Ruckerstattung einer Pauschale
pro Kopf über die Krankenpflege
versicherung

Direkte Ruckerstattung:
- Arbeitsplatzbonus: Auszahlung

eines Pauschalbetrags pro
Arbeitsplatz

- Verrechnung einer Pauschale pro
Kopf mit der Steuerrechnung bzw.
Auszahlung

- Lohnsummenbonus: Rückerstat
tung gemäss AHV-Lohnsumme
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dungsvarianten aufgezeigt, die mit den Einnahmen aus den Urnweltabgaben ‘fl
nanziert” werden könnten.4

Es ist es nicht moglich, aus wissenschaftlicher Sicht die “richtige” Verwen
dungsvariante auszuwählen. Die Wahi hangt davon ab, weiches Gewicht den in
Tabelle 4 aufgefiihrten Beurteilungskriterien beigemessen wird. Bei der Wahi ist
zu beachten, dass der Vollzugsaufwand steigt, wenn mebrere Verwendungsmo
delle realisiert werden sollen. Der geringe Vollzugsaufwand einer Senkung der
Steueranlage macht dieses Verwendungsmodell besonders attraktiv, umsomehr
als es sowohi auf der Seite “Bevolkerung / Haushalte’ als auch auf der Seite
“Wirtschaft / Unternehmen” wirkt. Aus diesem Grund solite eine Senkung der
Steueranlage im Zentrum der Verwendungsseite stehen. Es muss politisch
entschieden werden, ob und mit weichem Verwendungsmodell die Steueran
lagensenkung kombiniert werden soil. Dabei wird zu bedenken sein, dass eine
you sozialvertragliche Ausgestaltung die Kompensationsmoglichkeiten für eine
markante Standortgunstverbesserung schmälert (und umgekehrt).

Annahme: Alle Umweltabgaben der Gruppen I und 2 werden realisiert, die Abgabenhohe
entspricht der Variante B (vgl. Kapitel 3). Werden einzelne Abgaben gestrichen oder die
Abgabensatze reduziert, resultieren nattirlich geringere Einnahmen und damit auch germ
gere Kompensationsmöglichkeiten.
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Tabelle 4: Grobbeurteilung vier verschiedener Verwendungsvarianten

Verwendungsvarianten:

1 2 3 4

Ausgestaltung der einzelnen
Verwendungsmodefle5

- Senkung der Anlage in Steuerzehnteln 2 2 3 4

- Pauschale pro erwachsene Person in Fr. 145 0 145 0

- Pauschale pro Kind in Fr. 75 0 75 0

- Lohnsummenbonus in % der AHV- 0.4% 0.8% 0 0
Lohnsumme

Beurteilungskriterien

- Verbesserung Standortgunst + ++ + +

- Sozialvertraglichkeit + - + -

— Verteilungsneutralitat - + - - - -

- Einfachheit (administrativer Aufwand) - - - + ++

- Flexibilität (Anpassung an Einnahmen- ++ + ++ - -

schwankungen)

Legende zu Tabelle 4:

++ = positive Wirkung/Beurteilung

+ = eher positive Wirkung/Beurteilung
- = eher negative Wirkung/Beurteilung
- - = negative Wirkung/Beurteilung

Em Lesebeispiel zu Tabelle 4: Bei Verwendungsvariante 1 wird die Steueranlage urn 2
Steuerzebntel gesenkt, eine Pauschale pro Kopf von Fr. 145.- für Erwachsene und Fr. 75.-
für Kinder an die Bevolkerung zuruckerstattet (vgl. dazu Abschnitt 6.2 unten) und den
Unternehmen em Lohnsummenbonus von 0.4% auf der AHV-pflichtigen Lohnsurnme ge
währt.
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5. Zwischenfazit

Nach der Analyse der technisch-praktischen, administrativen und rechtli
chen Machbarkeit eines Systems MUEK konnte em positives Zwischenfazit
gezogen werden:
- Em kantonales System MUEK wurde im nationalen und intemationalen

Trend liegen und zumindest mitteifristig keinen bemischen Alleingang dar
stellen.
Auf kantonaler Ebene und im kantonalen Handlungsspielraum gibt es genU
gend praktikable Umweltabgaben mit einem ausreichend hohen Einnahmen
potential.

- Ebenso sind auf kantonaler Ebene machbare Kompensationsmoglichkeiten
vorhanden. Diese weisen sehr unterschiedliche Wirkungen auf.

- Aus umweltpolitischer Sicht wiirde em System MUEK einen Schritt in die
richtige Richtung darstellen.

6. Wirtschaftliche Auswirkungen

6.1 Auswirkungen auf die Branchen

Anhand verfUgbarer Daten ist die Abgabenbelastung ifir die verschiedenen
Branchen pro Arbeitsplatz und in Prozent des Umsatzes ermittelt worden. Die
Datenbasis war teilweise recht dunn, so dass verschiedentlich Annahmen getrof
fen werden mussten. Wenn auch bei einzelnen Abgaben relativ grosse Unsi
cherheiten - vor allem bei der Aufteilung auf die verschiedenen Brancheri - be
stehen, vermag die Gesamtschau em gutes und umfassendes Bild zu geben. Es
ist allerdings festzuhahen: Die wiedergegebenen Belastungen sind durchschnitt
liche Branchenbelastungen - einzelne Betriebe können stark uber oder unter dem
Branchendurchschnitt liegen.

Die Ergebnisse der Analyse in der Machbarkeitsstudie lauten:

u Durchschnittliche Belastung pro Arbeitsplatz: Ohne Berticksiehtigung der
einnahmenseitigen Kompensation ergeben sich durch die Umweltabgaben
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von MUEK in den einzelnen Wirtschaftssektoren Belastungen pro Arbeits
platz (AP) in folgenden Grossenordnungen:

Variante A Variante B

- Landwirtschaft 5OFr./AP 135 Fr./AP

- Industrie/Gewerbe 250 Fr./AP 690 Fr./AP

- Dienstleistungen 180 Fr./AP 470 Fr./AP

Durchschnittliche Beiastung in Prozent des Umsatzes: Wird die Bela-
stung durch die Urnweltabgaben in % des Urnsatzes ermittelt, ergeben sich
folgende Ergebnisse:

Variante A Variante B

- Landwirtschaft 0.04 % 0.10 %
— Industrie/Gewerbe 0.11 % 0.31 %
- Dienstleistungen 0.11 % 0.30%

u In einzelnen Branchen und Unternehmen ist die Belastung derart hoch, dass
em Ermlissigungsmodell eingefuhrt werden muss 6: Wenn die Abgabenbela
stung einen gewissen Schwellenwert uhersteigt, ermässigt sich der darüber
liegende Anteil urn 90%. Für unsere Abklarungen wurden die Schwellenwerte
auf 1000 Fr. (Variante A) und auf 2’OOO Fr. pro Arbeitsplatz (Variante B)
festgelegt.

Bisher wurde vernachlassigt, dass die Einnahmen aus den Umweltabgaben nicht
an den Staat fliessen, sondern zurückerstattet werden sollen. Unter BerUcksich
tigung der einnahmenseitigen Kompensation ergibt sich als Ergebnis das in Gra
fik 5 wiedergegebene Bud der “Gewinner-” und “Verlierer-Branchen”.

6 Dieses Ermassigungsmodell wird bereits heute in Zusammenhang des Abwasser- und Ab
falifonds angewandt.
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Grafik 5: “Gewinner-” und “Verlierer”-Branchen
NettoAbgabenbelastung (Variante B)
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Aus der Grafik 5 kann - kurz zusammengefasst - folgendes Fazit gezogen wer
den: ‘GewiTmer” eines soichen MUEK-Systems ware der tertiäre Sektor. Rund
20% der Beschaftigten (bzw. deren Firmen) werden schlechter gestelit, während
80% davon profitieren. Kritisch wird es fUr die import- bzw. exportsensiblen
Branchen Nahrung/Getranke, Steine und Erden und Giessereien (zusammen
rund 15000 Beschaftigte), die heute schon eine schwache Wettbewerbsposition
aufweisen.

6.2 Soziale Verteilungseffekte

Wie wirken sich die Umweltabgaben auf die Haushalte aus? Wie stark werden
‘ärmere” und reichere Haushalte belastet? Ausgehend von der Verbrauchser
hebung fir die Schweiz ist die Abgabenbelastung in den “ärmeren” und “reiche
ren” Haushalten abgeleitet worden. Die Auswertung hat gezeigt, dass fir die
Haushalte die Abgabe auf öffentlichen Parkplatzen die bedeutendste Abgabe ist,
gefolgt von der Versiegelungsabgabe. Einen relativ geringen Anteil machen
Wasser- und Feuerungsabgabe aus.

Urn die sozialen Verteilungseffekte etwas genauer darzustellen, drangt sich em
Vergleich der Abgabenbelastung mit dern Einkommen der Haushalte auf. Dieser
Frage wurde anhand von “Modellhaushalten” nachgegangen. Tabelle 6 fasst die
Ergebnisse der Berechnungen fir die verschiedenen Modellhaushalte” zu
sarnrnen (Annahme: Variante B bei den Umweltabgaben). In Tabelle 6 ist die
einnahmenseitige Kompensation nicht berUcksichtigt.

Tabelle 6: “Modelihaushafte”:
Einkommen und Abgabenbelastung (Variante B)

Verheiratetes Ehe- “armer” Durchschnitts- “reicher”
paar mit 2 Kindern Haushalt haushalt Haushalt

Einkommen in Fr./Jahr 35000 Fr. 66000 Fr. 120000 Fr.
Abgabenbelastung in

435 595 725Fr./Jahr

Abgabenbelastung in
1.2% 0.9% 0.6%% des Einkommens
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“armer”
Einpersonenhaushalt

Haushalt

Einkommen in Fr./Jahr 1 5’OOO Fr.

Abgabenbelastung in Fr./Jahr 145

Abgabenbelastung in % des Einkommens 0.9%

Die Berechnungen zeigen, dass bei den “ärmeren” Haushalten die Abgabenbela
stung über 1% vom Einkommen in Anspruch nimmt, wahrenddem sie bei den
“reicheren’ Haushalten vie! weniger ins Gewicht f’ällt. Aus der Sicht der Sozial
vertraglichkeit ist folgender Punkt zu beachten: Will man die “armeren” Haus
halte zumindest nicht schlechter stellen als heute, so ist ihnen mindestens 145
Fr./Erwachsenem und 75 Fr./Kind zurückzuerstatten.

Diese Ruckerstattung ist nur mit dem Verwendungsmodell “Pauschale pro
Kopf” realisierbar. Von einer Steuersenkung profitieren die ärmsten Haushalte
nicht, da sie gar keine oder vernachlassigbar tiefe Steuern bezahlen.

6.3 Gesamtwirtschaftliche Auswirkungen

Die Abschatzung der gesamtwirtschaftlichen Auswirkungen einer allfhlligen
Rea!isierung des Konzeptes MUEK auf kantona!er Ebene erfolgte anhand von
vier Fragestellungen:
- Steigert das System MUEK die Effizienz und die Wohlfahrt?
- Weiche Wirkungen hat das System MUEK auf den Strukturwande!?
- Verbessert sich die Standortgunst des Wirtschaftsraumes Kanton Bern, wenn

das System MUEK realisiert wird?
- Schafft das System MUEK Anreize zu Innovationen oder baut es neue

Hemmnisse auf?

6.3.1 Auswirkungen auf Effizienz und Wohlfahrt

Die Auswirkungen wurden mit einem gesamtschweizerischen Aligemeinen
Gleichgewichtsmodell abgeschatzt. Obwohl im Modell bernspezifische Anpas
sungen vorgenommen wurden, konnen aus dieser Analyse nur Trendaussagen
über die Wirkungsrichtung und über die Grossenordnung der Wohlfahrtseffekte
abge!eitet werden. Diese Trendaussagen lauten wie folgt:
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Wohlfahrtsgewinne lassen sich in erster Linie mit dem Verwendungsmodell
“Steuerreduktion” erzielen. Diese werden noch verstärkt, wenn die Umwelt
abgaben zu einer Abnahme der Folgekosten der Umweltbelastung flihren.
Weil diese Kosten in aller Regel nicht von den Verursachern der Umweltbela
stung (z.B. Verkehrsteilnehmerinnen und Verkehrsteilnehmer) getragen wer
den, werden sie ‘externe Kosten” genannt.

Der “Lolmsummeflbonus” schneidet schlechter ab, könnte aber bei BerUck
sichtigung der externen Kosten auch zu leichten Wohlfahrtsgewinnen ffihren.
Aus der Sicht der Wohlfahrt ist die Ruckerstattung der Einnahmen aus den
Umweltabgaben über eine Pauschale pro Kopf am schlechtesten zu bewerten.

u Die Grossenordnungen der Wohlfahrtsgewinne - ohne Berucksichtigung der
externen Kosten - bewegen sich zwischen - 40 bis + 30 Mio. Fr., sind also
relativ bescheiden. Damit wird auch deutlich, dass andere auf intemationaler
und nationaler Ebene ablaufende Entwicklungen und Veranderungen (z.B.
weitergehende Globalisierung und Liberalisierung der Markte, Wechselkurs
schwankungen) die Wohlfahrt im Kanton Bern weit starker beeinflussen wer
den als eine allfällige Realisierung des Konzeptes MUEK.

Berucksichtigt man die zu erwartenden Reduktionen der externen Kosten auf
grund der verbesserten Umweltsituation und den technischen Fortschritt, so
dürfte em System MUEK zu Wohlfahrtsgewinnen ffihren. Am hOchsten sind
diese Gewinne, wenn die Einnahmen aus den Umweltabgaben über Steuersen
kungen zuruckerstattet werden, am geringsten, wenn die Pauschale pro Kopf
realisiert wird.

6.3.2 Auswirkungen auf den Strukturwandel

Die Analyse der Auswirkungen auf den Strukturwandel konzentriert sich auf die
Frage, ob mit einem System MUEK der Branchenstrukturwandel beschleunigt
oder gehemmt wird. Eine Antwort auf diese Frage kann durch eine Gegenuber
stellung von kunftigen Wachstumsbranchen gemass Perspektivarbeiten fi.ir die
Bundesverwaltung und der Abgabenbelastung der Branchen gegeben werden
(vgl. Grafik 7).
Grafik 7 macht deutlich, dass em System MUEK den prognostizierten Struktur
wandel unterstützt (Ausnahmen: Chemie, Landwirtschaft und Bekleidungsindu
strie): Branchen mit hohen prognostizierten Wachstumsraten gehoren zu den
“Gewinnem” eines Systems MTJEK.



98

Grafik 7: Wachstumsbranchen und Abgabenbelastung /
“Gewinner”- und “Verlierer”-Branchen
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Zusätzlich verstärkt sich die Nachfrage nach hochqualifizierten Arbeitskräf
ten, da die Wachstumsbranchen einen uberdurchschnittlichen Bedarf an soichen
Arbeitskräfien aufweisen.

Mit dem Strukturwandel sind aber auch Anpassungskosten verbunden: Die Re
allokation von Arbeitskräften und Kapital zwischen Unternehmen und Branchen
wird nicht friktionslos verlaufen. Und: Es kann nicht mit Sicherheit angenom
men werden, dass die Einbussen in den schrumpfenden strukturschwachen
Branchen durch die wachsenden strukturstarken Branchen wettgemacht werden.
Insofern steilt MUEK nicht nur eine Chance ffir den Kanton Bern dar, sondern
weist auch gewisse Risiken auf.

6.3.3 Auswirkungen auf die Standortattraktivität

Weiche Auswirkungen sind von einem System MUEK auf die Standortgunst des
Wirtschaftsraumes Kanton Bern zu erwarten? Tabelle 8 zeigt, wie die in einer
Umfrage uriter Unternehmen ermittelten Standortfaktoren durch das System
MIJEK beeinflusst werden. Dabei wird zwischen den Verwendungsmodellen
“Steuersenkung” und Lohnsummenbonus’ unterschieden. Die ‘Pauschale pro
Kopf’ wird nicht berucksichtigt, da ihr Einfluss auf die Standortgunst sehr ge
ring ist.
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Tabelle 8: Beeinflussung der Standortfaktoren durch das System MUEK

Einnahmen
Rang verwendung

Durch MUEK positiv beeinllusst QUA BED RB
Steuer- Loimsum

senkung menbonus

Verfiigbarkeit von hochqualifizierten 25. 1. 2. ++

Arbeitskraften

Preis/Leistung von hochqualifizierten 24. 2. 3. + ++

Arbeitskraften

Preis/Leistung von Arbeitskraften mit guter 29. 5. 3. ++

Ausbilciung

Steuerbelastung für hochqualifizierte 37 16 5. +++

Arbeitskrafte

Steuerbelastung für Untemehmen 20. 4. 8. +

Verfugbarkeit von Arbeitskraften mit guter 15. 6. 13. +

Ausbildung

Preis/Leistung von Arbeitskraften obne 21. 25. 20. ++

spezielle Ausbild.

Verfiigbarkeit von Arbeitsflachen 11. 23. 25. + ÷

Lebensqualitat in der Region 1. 9. 23. + +

Qualitat des offentlichen Verkehrs 7. 30. 37. + +

Durch MUEK positiv oder negativ
beeinflusst

Vorausseh-/Berechenbarkeit des 22. 12. 11. +1- +1-
rechtlich-politischen Umfelds

Situation des privaten Verkehrs 26. 28. 20. +1- +1-

Aufwand für die Einhaltung von 34. 18. 9. 1J7)

Umweltvorschriften

Durch MUEK negativ beeinflnsst

Kosten von Arbeitsflachen 32. 19. 12. - -

Energiekosten 27. 24. 17. - - - -

Queue: BAK, QUA: Qualitat der Standortfaktoren BED: Bedeutung der Standortfaktoren
RB: Handlungsbedarf

Kurz- bis mitteifristig: negative Auswirkungen, Iangfristig: positive Auswirkungen.
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Die wichtigsten Schlussfolgerungen aus Tabelle 8 lauten:

MUEK verbessert Standortfaktoren, die einen hohen Handlungsbedarf auf
weisen.

i Je nach Ausgestaltung der Verwendungsseite von MUEK werden unter
schiedliche Standortfaktoren positiv beeinflusst:
- MUEK mit Steuerreduktion: Die Steuerbelastung fir hochqualifizierte Ar

beitnehmer wird sinken. Die Folge davon: Die Verftigbarkeit dieser Ar
beitskräfte steigt. Dies ist eine der wichtigsten positiven Auswirkungen ei
nes System MUEK mit Steuerreduktion. Dies vor allem darum, weil der
kunftige Branchenstrukturwandel zu einer vermehrten Nachfrage nach
hochqualifizierten Arbeitskräften fiihren wird.
Als zusätzlicher Nebeneffekt wird die schon heute tiefe Unternehmensbe
steuerung weiter abnehmen.

- MIJEK mit Lohnsummenbonus: Bei diesem Verwendungsmodell wird in
erster Linie das PreisfLeistungsverhaltnis der Arbeit verbessert.

Wir schätzen, dass die Verffigbarkeit von Arbeitsflächen, die Lebensqualitat
im Kanton und die Qualitat des regionalen öffentlichen Verkehrs durch
MUEK positiv beeinflusst werden.

c Eine Standortverschlechterung wird insbesondere bei den Kosten von Arbeits
flächen und den Energiekosten eintreten. Diese Standortfaktoren werden aber
als weniger bedeutend eingestuft als jene, die durch MUEK verbessert wer
den.

Es ist weiter denkbar, dass MUEK aufgrund der Wirkung der Umweltabgaben
mittel- bis langerfristig zu einer schiankeren und damit billigeren Infrastruktur
v.a. im Bereich von Entsorgungsaufgaben führt, was seinerseits den Wirtschafts
standort Kanton Bern attraktiver macht.

6.3.4 Auswirkungen auf das Innovationsverhalten

Die Abschatzung der Auswirkungen eines Systems MUEK auf das Innovations
verhalten erfolgt anhand des Erklarungsmodells fir die Innovationstatigkeit in
der schweizerischen Wirtschaft der Konjunkturforschungsstelle der ETH Zurich
(KOF). Das Erklarungsmodell unterscheidet zwischen Innovationsdeterminanten
und Innovationshernmnissen.
Die Gegenuberstellung der positiven Wirkungen auf die Innovationsdetermi
nanten und der Wirkungen auf die Innovationshemmnisse hat folgendes Bud
ergeben:
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i Das System MUEK kann Innovationsimpulse auslösen, indem es einzelnen
Innovationsdeterminanten positiv beeinflusst: Es sind dies eine günstigere
Nachfrageperspektive sowie der Anreiz zur Nutzung von firmenexternem
Wissen und zum Eingehen vermehrter Kooperation. U.E. darf der Einfluss
des Systems MUEK aber nicht Uberschatzt werden.

u Positiv zu vermerken ist, dass vor allem Innovationen zugunsten einer urn
weltschonenderen Produktion und Verhaltensweisen ausgelost werden. Das
System MUEK leistet damit einen wichtigen Beitrag zu einem okologischen
Strukturwandel.

u MIJEK baut wichtige Innovationshemmnisse ab. Dies betriffi insbesondere
die sinkende Steuerbelastung und damit verbunden die tendenziell verein
fachte Rekrutierung von qualifiziertem Personal. Mit zusätzlichen Innovati
onshemmnissen oder mit einer Verstarkung bisheriger Innovationshemmnisse
ist allenfalls bei Betrieben, die durch die Abgaben stark betroffen sind, zu
rechnen. Bei diesen Betrieben verknappen die Abgaben u.U. die nötigen fi
nanziellen Mittel zur Finanzierung von Innovationsvorhaben.

6.3.5 Flankierende Unterstlitzungsmassnahmen

Die obigen AusfUhrungen haben gezeigt, dass eine alifallige Umsetzung von
MUEK neben Chancen auch Risiken in sich birgt. Unseres Erachtens können
diese Risiken von MLTEK nicht vernachlässigt werden. Bei einer Realisierung
von MIJEK solite deshaib angestrebt werden, mit ‘flankierenden Un
terstUtzungsmassnahrnen” die Risiken zu mindern. Stichworte zu Moglichkeiten
von Massnahmen bzw. Strategien, die unserer Ansicht nach die Risiken von
MTJEK vermindem und die Chancen erhöhen, sind:
- schrittweise Umsetzung
- Einbettung in eine umfassende wirtschaftspolitische, marktwirtschaftlich aus

gerichtete Strategie
- soweit moglich dank MUEK auf ktinftige oder sogar bestehende Gebote und

Verbote im Umweltschutz verzichten
- Verkurzung der Wege zwischen Forschung, Entwicklung und Produkti

on/Prozess (z.B. durch Massnahrnen im Bereich Technologietransfer)
- Aufbau eines Umweltberatungs-Angebots für stark betroffene Untemehmen
- Prufting und allenfalls Forderung von Contracting-Losungen
- verstärkte Anstrengungen im Bereich Urnwelt-Management-Systern und

Umwelt-Auditing.
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7. Schlussfolgerungen

Weiches sind die wichtigsten Erkenntnisse, weiche aus der Prufung der Mach
barkeit eines kantonalen Umweltabgaben-Systems mit einnahmenseitiger Kom
pensation gezogen werden können?

i Die technisch-praktische, administrative und rechtliche Machbarkeit eines
Systems MUEK auf kantonaler Ebene kann bejaht werden. Zudem würde
MUEK aus umweltpolitischer Sicht einen Schritt in die richtige Richtung dar
stellen, da es die Marktkrafte vermehrt in den Dienst des Umweltschutzes
steilt.

Aus der Sicht der wirtschaftlichen Auswirkungen fallen die Schlussfolgerun
gen weniger eindeutig aus. Trotz der grundsatzlich positiven Ergebnisse der
Auswirkungsanalyse ist zu beachten, dass die Einfiihrung von MIJEK nicht
nur Chancen sondern auch Risiken in sich birgt. Die Risiken liegen vor allem
im prognostizierten Strukturwandel, aber auch in der eher ungUnstigen Aus
gangslage des Kantons Bern (z.B. vergleichsweise hohe Steuerbelastung auch
nach Realisierung von MURK). Bei der Einstufung der Risiken ist allerdings
zu beachten, dass andere auf internationaler und nationaler Ebene ablaufende
Entwicklungen urid Veranderungen die bernische Wirtschaft weit starker her
ausfordern werden, als es eine Umsetzung des Konzeptes MUEK tun wtirde.
Angesichts dieser Tatsache und angesichts der Moglichkeit, MURK im Rah
men einer umfassenden wirtschaftspolitischen Strategie zusammen mit flan
kierenden Umsetzungsmassnahmen zu realisieren, steilt MTJEK trotz der Ri
siken em zukunftstrachtiges Konzept dar.

Mit MUEK könnten die kantonalen Steuern deutlich gesenkt werden. Dies ist
leicht kommunizierbar und wird sich positiv auf die Akzeptanz eines Gesamt
pakets MURK auswirken. Die hohe Anzahl unterschiedlichster Abgaben ma
chen MURK jedoch zu einem nicht leicht fassbaren Paket. Alle Haushalte und
Betriebe sind von mehreren Abgaben mehr oder weniger direkt betroffen. Die
individuelle Betroffenheit ist ifir Haushalte und Betriebe nur schwer nachzu
voliziehen. Dies wird sich nachteilig auf die Akzeptanz eines Gesamtsystems
MURK auswirken.

Selbstverständlich könnten die vorgeschlagenen Abgaben auch einzeln oder
in Teilpaketen realisiert werden. Dabei muss allerdings beachtet werden, dass
die Einnahmen einzelner kantonaler Abgaben deutlich unter 100 Mio. Fr. pro
Jahr liegen, was eine nur geringe Steuerreduktion erlaubt. So fehit z.B. auf
kantonaler Ebene eine umfassende Abgabe aufEnergie.



104 Kantonale Ebene

Schliesslich stelit sich die Frage, ob sich diese Einschatzung andert, wenn auf
nationaler Ebene Bestrebungen in Richtung okologische Steuerreforrn eingelei
tet werden.

u Auf der Abgabenseite mUsste gepruft werden, ob sich für einzelne Abgaben
em Anpassungsbedarf ergibt. Wenn davon ausgegangen wird, dass der Kern
einer okologischen Steuerreform auf Bundesebene aus einer Energieabgabe
(und/oder allenfalls C02-Abgabe) bestehen wurde, steilt sich die Frage des
Anpassungsbedarfs bei alien ,,energienahen” Abgaben:
— Der grösste Koordinationsbedarf wUrde sich bei der Elektrizitatsabgabe er

geben. Je nach Losung aufBundesebene ware denkbar, dass der Kanton die
Kompetenz verlieren wurde, selber eine Elektrizitätsabgabe zu erheben.

- Die Emissionsabgabe bei Feuerungen setzt bei den Stickoxidemissionen an.
Sie steht damit nicht in direkter ,,Konkurrenz” zu einer nationalen Energie
abgabe. Zu prufen ware, ob der Abgabensatz angepasst werden müsste.

— Eine allfällige Differenzierung der Motorfahrzeugsteuer nach okologischen
Kriterien ware ais Erganzung zu einer Energieabgabe nach wie vor sinn
you. Tm Vordergrund würde eine Differenzierung nach dem Emissionsver
halten stehen, da die Energiebgabe bereits starke Anreize für die Verwen
dung von Fahrzeugen mit geringem Treibstoffverbrauch setzen würde.

Auf der Verwendungsseite ergaben sich em Koordinationsbedarf aber auch
Synergieeffekte, wenn auf kantonaler Ebene und auf Bundesebene die giei
chen Rückerstattungskanale bentitzt werden soilten. Dies ist in erster Linie
beim Lohnsummenbonus denkbar.

u Der verstärkte Einsatz von marktwirtschaftuichen Instrumenten im Umwelt
schutz könnte die Basis für einen Abbau bei der an ihre Grenzen angelangte
Ver- und Gebotsstrategie darstellen. Da das materielle Umweltschutzrecht
praktisch ausschliesslich Bundessache, sein Volizug aber Kantonssache ist,
wären koordinierte Bestrebungen in Richtung okologischer Steuerreform auf
beiden Ebenen em gunstiger Zeitpunkt, urn die Moglichkeiten eines soichen
Abbaus oder einer Vereinfachung der entsprechenden Bestimmungen zu pru
fen.

Schliesslich würde von einer okologischen Steuerreform auf Bundesebene
eine Signaiwirkung auf die Kantone ausgehen. Die Akzeptanz eines ver
gleichbaren Systems auf Kantonsebene dürfte davon profitieren.
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Insgesamt wiegen u,E. die positiven Synergieeffekte eines koordinierten Vorge
hens auf Bundes- und Kantonsebene die Einschrankung des kantonalen Hand
lungsspielraumes mehr als auf. Fine derartige ,,okologische Steuerreforni
Schweiz” würde insbesondere nicht den zentralen Nachteil des in diesem Papier
beschriebenen kantonalen Systems aufweisen, nämlich das Fehien einer umfas
senden Besteuerung des Energieverbrauchs als Kern einer okologischen Steuer
reform.
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P0LITIscHE UMSETZUNG:

WIE KANN EINE OKOLOGISCHE
STEUERREFORM MEHRHEITSFAHIG
WERDEN?

Hanspeter Kriesi

1. Einleitung

Es kann nicht Aufgabe dieses Beitrags sein, eine fertige Strategic zur politischen
Umsetzung einer okologischen Steuerreform bereitzustellen. Sozialwissenschaf
ten sind im ailgemeinen nicht in der Lage, Handlungsanweisungen dieser Art zu
formulieren. Das Ziel meines Beitrags ist bescheidener: ich möchte die Aus
gangslage in der Bevolkerung ftir einen allfälligen Abstimmungskampf skizzie
ren, sowie die Faktoren aufzeigen, weiche die Meinungsbildung der Schweizer
Bevolkerung zu einer okologischen Steuerreform wesentlich mitbestimmen. Da
raus kann u.U. eine politische Strategic abgeleitet werden, deren Erfoig aber
nicht nur von dieser Strategic selbst, sondern auch von der Uberzeugungskraft
alifalliger Gegenstrategien abhangig ist.

Meine Ausfiihrungen basieren auf einer Studie uber die Bereitschaft der Schwei
zer Bevolkerung zu okologischen Massnahmen im Bereich Verkehr1. In dieser
Studie haben wir u.a. die Bereitschaft der Bevolkerung zur Unterstutzung von

vgl. dazu Danielle Butschi 1996. Information et opinions: Promesses et limites du que
stionnaires de choix, These doctorale, Département de science politique, Université de
Genève, sowie Hanspeter Kriesi 1998. Opinion formation and change. The case of the
Swiss policy against air pollution caused by cars. Unpubl. ms., Department of political sci
ence, University of Geneva.
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Lenkungsabgaben getestet. Es ging dabei urn die C02-Abgabe im Ausrnass der
ursprunglichen Vorlage des Bundesrates, d.h. urn eine Abgabe in der Höhe von
rund 8 Rappen pro Liter Benzin, sowie urn eine darauf aufbauende, stufenweise
Erhohung des Benzinpreises bis zu 2 Fr/Liter. Unser Modell sah dabei jeweils
eine RUckerstattung in Form von pauschalen Pro-Kopf Beiträgen vor. Eine
okologische Steuerreform betrifft natUrlich nicht nur den Bereich des Verkehrs.
Der Verkehr kann aber als eine Art Testfall betrachtet werden, denn von einer
Benzinpreiserhohung aufgrund von okologischen Lenkungsabgaben ist em sehr
grosser Teil der Bevolkerung direkt selbst betroffen. Andererseits gibt es aber
selbst irn Bereich des Verkehrs sehr unterschiedliche Ansätze zu einer okologi
schen Steuerreform, wovon die C02-Abgabe nur eine spezifische Form darsteilt
(vgl. Burgenmeier u.a. 1997: Kapitel 8). Wie die ökonornischen Modeliberech
nungen, weiche in den vorangegangenen Kapitein vorgesteilt wurden (vgl. die
Kapitel von Iten und Muller/Suter), gezeigt haben, sind die Konsequenzen einer
okologischen Steuerreform zudern entscheidend von den Details ihrer Ausge
staltung abhangig. So ergeben sich zurn Beispiel je nach Ausgestaltung des
Ruckerstattungsmodus unterschiedliche Auswirkungen auf die Beschaftigung,
das Wachstum, die Standortgunst und die Verteilung. Es ist anzunehrnen, dass
diese unterschiedlichen Auswirkungen sich auch in unterschiedlichen Akzep
tanzniveaus niederschlagen werden. Dies bedeutet, dass meine Ausffihrungen
nicht obrie weiteres auf andere Modelle ubertragen werden können2.

Die Daten, auf denen meine Ausfhhrungen basieren, wurden in vier Interviews
mit einer reprasentativen Stichprobe von Schweizer Stimmburgerlnnen in der
Zeit zwischen Ende 1993 und Ende 1995 erhoben. Die Ausgangslage, die ich
sogleich skizzieren werde, betrifft die Situation in der Schweizer Stirnrn
bevolkerung irn Dezember 1993. Obwohl diese Ausgangslage schon beinahe
fiinf Jahre zuruckliegt, können wir, wie noch zu zeigen sein wird, davon ausge
hen, dass sich in der Zwischenzeit in dieser Beziehung nicht alizu grosse Ver
schiebungen ergeben haben.

2 Dies bedeutet u.a. auch, dass Fragen zur Zahlungsbereitschaft der Stimmburgerlnnen zur
Losung von Umweltproblemen, die unterstellen, dass die individuellen Zahiungen an einen
intemationalen Fonds erfolgen, in welchen die Haushalte anderer Industrielander gleich
hohe Einkommensanteile einzahlen wurden, nicht unbedingt aussagekraftige Hinweise auf
die Bereitschaft zur Unterstutzung von politischen Massnahmen im nationalen Rahmen
abgeben. Die Infras-Ipso-Studie (1994) zur Zahlungsbereitschaft für die Verhinderung ei
ner globalen Klimaanderung basiert auf dieser Art von Fragen.
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2. Die Bevolkerungsmeinung zu okologischen Abgaben
im Verkehr 1993

Tabelle 1 steilt die Ausgangslage der Bevolkerungsmeinung zur C02-Abgabe
im Bereich des Verkehrs Ende 1993 dar: Daraus geht hervor, dass eine be
grenzte Benzinpreiserhohung mit Ruckerstattung des Ertrags an die Bevöl
kerung in Form von pauschalen Pro-Kopf-Beitragen bei einer knappen Mehrheit
der Bevolkerung zum damaligen Zeitpunkt Zustimmung gefunden hätte. Diese
Zustimmung ist zwar nur bei einem Fünftel der Bevolkerung wirklich stark, em
weiteres Drittel neigt aber mindestens auf die befürwortende Seite. Em FUnftel
ist stark gegen eine derartige Abgabe eingestellt. Eine stufenweise Benzinpreis
erhohung bis zu 2 Fr./Liter findet naturgemäss weniger haufig Zustimmung,
aber Uberraschenderweise stimmten damals auch einer derartigen, weit drasti
scheren Massnahme immer noch rund 40% der Stimmburgerinnen und Stimm
burger zumindest in abgeschwachter Form zu3. Dies deutet zum einen bereits an,
dass die Chancen, fi.ir eine okologische Steuerreform eine Mehrheit zu gewin
nen, nicht a priori aussichtslos sind. Optimistisch stimmt auch der Umstand,
dass zwei Drittel der von Wallart und Burgenmeier (1996) und Burgenmeier u.a.
(1997) befragten Untemehmungen okologischen Lenkungsabgaben im Prinzip
beftirworten. Allerdings ergibt sich aus der Tatsache, dass die Meinungen in der
Bevolkerung in bezug auf diese Massnahmen mehrheitlich eher schwach ausge
pragt sind, em relativ breiter Spielraum für politische Kampagnen zur Beeinflus
sung dieser Meinungen: schwach ausgebildete Meinungen sind relativ leicht zu
verãndern durch neue Informationen.

Gernäss einer von Infras-Ipso (1994: 90f.) durchgefuhrten Pretest-Befragung irn Frühjahr
1993 beurteilte ebenfalls eine knappe Mehrheit (53%) der Stimmbevolkerung eine C02-
Abgabe als < sinnvoll >>. In der Hauptbefragung der Infras-Studie im Juni 1993 sank dieser
Anteil dann auf nur noch 35% ab. Während irn Pretest wie in unserer Befragung explizit
nach einer C02-Abgabe gefragt worden war, hess die Fragestellung in der Hauptbefragung
allerdings offen, ob es sich urn eine C02- oder urn eine aligemeine Energieabgabe handel
te. Die Tatsache, dass die Art der Fragestellung die Zustirnrnungsrate so stark beeinflusst,
deutet daraufflin, dass nicht nur die ökonomischen Modelirechnungen, sondern auch die
Stimrnburgerinnen und Stirnmburger sehr stark auf Details der vorgeschlagenen Modelle
reagieren. Der Schiuss der Infras-Studie, dass eine C02-Abgabe zu jenem Zeitpunkt mit
grOsster Wahrscheinhichkeit abgelehnt worden ware, kann aufrund dieser Ergebnisse aber
sicher nicht gezogen werden.
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Tabelle 1: Meinungen zur C02-Steuer und zu einer Benzinpreiserhöhung
bis 2 Fr./Liter

Meinung C02-Steuer Benzin zu 2 Fr/Liter

stark dagegen 19.9 28.1
eherdagegen 20.2 23.9

weiss nicht 7.3 7.9

eher daRk 33.2 24.0
stark dafllr 19.3 16.1

Total 100.0% 100.0%

Was sind nun die bestimmenden Faktoren der Bevolkerungsmeinung zu ökolo
gischen Lenkungsabgaben? Weiche Faktoren fiihren insbesondere zur Akzep
tanz dieser Massnahmen? Zur Beantwortung dieser Frage konzentriere ich mich
auf die radikalere der beiden Vorlagen, d.h. auf die Benzinpreiserhohung bis zu
2 Fr/Liter. Zur Vereinfachung der Darstellung sehe ich im weiteren vom Unter
schied zwischen <<schwacher>> und <<starker>> Befurwortung bzw. Ablehnung
der Massnahme ab.

Als entscheidend fir die Meinung der Stimmburgerlnnen zu dieser Vorlage er
weist sich das Ausmass ihrer Besorgtheit über die Luftqualitat. Auf der Basis
von vier Fragen haben wir einen zusammenfassenden Indikator der Besorgtheit
über die Luftqualitat ersteilt: Die erste Frage bezog sich einfach auf die Bedeu
tung, weiche jemand dieser Form der Umweltverschmutzung beimisst. Zwei
weitere Fragen gingen auf die Gefahr em, weiche die Luftverschmutzung aus
der Sicht der Befragten fir die Ailgemeinheit und fUr ihre Familien im besonde
ren darstelit. Die vierte Frage schliesslich bezog sich speziell auf die Wahr
scheinlichkeit, dass die Luftverschmutzung in den nächsten 10 Jabren zu einer
Zunahme von Krankheiten in den Schweizer Städten fuhren wird.

Figur I zeigt, dass die Bereitschaft zu einer massiven Benzinpreiserhohung
stark von der individuellen Besorgtheit über die Luftqualitat abhangig ist: je
mehr sich jemand über die Entwicklung der Luftqualitat Sorgen macht, desto
eher ist er oder sie bereit, eine derartige Benzinpreiserhohung zu akzeptieren.
Während unbesorgte Leute kaum bereit sind, eine derartige Massnahme zu un
terstutzen, ist die uberwiegende Mehrheit der Leute, die sich grosse Sorgen ma-
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chen, dazu bereit. Der Grad der individuellen Besorgtheit hangt seinerseits wie
derum in erster Linie von den aligemeinen politischen Wertvorstellungen der
betreffenden Personen, von ihrer Nähe zur Urnweltschutzbewegung sowie von
ihrem Vertrauen in die Experten ab. Dabei machen sich Personen aus dem Lin
ken Lager, und Leute, weiche Vertrauen in die Experten haben, weit mehr Sor
gen über die Luftqualitat, als Personen, die sich irn politischen Zentrurn oder auf
der Rechten positionieren, und die kein Vertrauen in die Experten haben.

Figur 1: Akzeptanz in Abhängigkeit von Besorgtheit:
Prozent UnterstUtzung für die Massnahme
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Individuelle Besorgtheit wird nun aber nicht umstandslos in Bereitschaft zur
UnterstUtzung von okologischen Lenkungsabgaben umgesetzt. Zwei Faktoren
sind in diesem Zusammenhang sehr wichtig. Zunächst einmal handelt es sich
dabei urn die individuelle Positionierung auf der Links-Rechts-Achse. Einfach
heitshalber unterscheide ich im folgenden in dieser Beziehung lediglich zwi
schen zwei Kategorien von Stimrnburgern — denjenigen, die sich eindeutig auf
der Linken einordnen, und all jenen, die sich vom Zentrurn bis zurn rechten
Rand positionieren. Wie aus Figur 2 hervorgeht, ergibt sich mit zunehmender
Besorgtheit eine zunehrnende Diskrepanz zwischen Stimmbürgerlnnen auf der
Linken einerseits, und soichen im Zentrum und auf der Rechten andererseits.
Während auf der Linken die Besorgtheit voll auf die okologische Opferbe

1 2 3 stark4
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reitschaft durchschlagt, ist dies im Zentrum und auf der Rechten viel weniger
der Fall. Bereits bei mittlerer Besorgtheit akzeptiert man auf der Linken mehr
heitlich eine Benzinpreiserhohung bis zu 2 Fr/Liter. Im Zentrum und auf der
Rechten ist dies aber nur gerade bei sehr grosser Besorgtheit der Fall.

Figur 2: Akzeptanz in Abhängigkeit von Besorgtheit und Positionierung
auf der Links-Rechts-Skala:
Prozent Unterstiitzung für die Massnahme
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Wieso schlagt sich die Besorgtheit uber die Luftqualitat bei Stimmburgerlnnen
mit einer Mitte-Rechtsorientierung nicht in gleichem Masse in der Akzeptan.z
okologischer Lenkungsabgaben nieder wie bei StimmbUrgerlnnen aus dern lin
ken Lager? Die Antwort hat damit zu tun, dass bei StimmbUrgerlnnen, die in der
politisehen Mitte oder im rechten Lager beheimatet sind, zusatzliche Kriterien
die Determinationskraft der Besorgtheit abschwächen. Dazu gehort insbesondere
die Vorstellung, dass die Schweiz bereits vie! getan hätte und nicht mehr vie! tun
müsse, urn ihre C02-Ernissionen zu reduzieren. Diese Meinung ist auf der
Rechten (68%) nicht nur weiter verbreitet als auf der Linken (51%), sondem auf
der Rechten schwächt sie zudem den Einfluss der Besorgtheit über die Luft
verschmutzung auf die Bereitschaft zur UnterstUtzung okologischer Len
kungsabgaben erheblich ab. Figur 3 macht dies deutlich. Wer sich politisch im
Zentrum bzw. auf der Rechten ansiedelt, gleichzeitig aber findet, die Schweiz
müsste noch viel mehr tun, urn die C02-Ernissionen zu reduzieren, ist mit zu
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Der zweite Faktor, weicher den Zusammenhang zwischen Besorgtheit und Ak
zeptanz modifiziert ist die Sprachregion. Dies deutet an, dass die Meinungsbil
dung in diesem Zusammenhang nicht nur politisch, sondern auch kulturell ge
pragt ist. Unsere Ergebnisse bestatigen den diesbezuglichen tiefen Graben zwi
schen der deutschsprachigen und der franzosischsprachigen Schweiz — die ha
lienischsprachige Schweiz lasse ich bei dieser Analyse ausser Betracht4. Tm
Vergleich mit der deutschsprachigen Schweiz wird in der franzosischsprachigen
Schweiz Besorgtheit nicht ohne weiteres in Akzeptanz umgesetzt. Die welschen
Schweizer reagieren mit anderen Worten weniger sensibel auf die eigene Be-

‘ Der Einfluss der Sprachregion erwies sich zum Beispiel auch als besonders stark in der
eidgenossischen Abstimmung zur Erhöhung des Treibstoffzolls vom 7. März 1993, die in
der Romandie (und im Tessin) abgelehnt, in der Deutschen Schweiz aber relativ deutlich
angenommen wurde (vgl. Schloeth und KlOti 1993).

nehmender Besorgtheit viel eher bereit, okologische Lenkungsabgaben zu ak
zeptieren, als wer sich politisch ähnlich orientiert, aber nicht der Meinung ist,
die Schweiz hätte noch viel zu tun in diesem Bereich.

Figur 3: Akzeptanz in Abhängigkeit von Besorgtheit, Positionierung auf
der Links-Rechts-Skala und Beurteilung tier bisherigen Mass
nahmen der Schweiz zur Reduktion der C02-Emissionen:
Prozent Unterstützung fur die Massnahme
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sorgtheit in Bezug auf die Luftverschmutzung. Dies wird aus Figur 4 deutlich.
Die beiden Faktoren — Links-Rechts-Orientierung und Sprachregion — verstär
ken sich gegenseitig: So schlagt sich die Besorgtheit urn die Luftqualitat nur ge
rade im linken Lager der Deutsehen Schweiz you auf die Akzeptanz okologi
scher Lenkungsmassnahmen nieder. Auf gleichem Besorgtheitsniveau sind Lin
ke in der Westschweiz und Deutschschweizer von Mitte-Rechts demgegenuber
bereits wesentlich skeptischer, wahrend welsche Stimmburgerlnnen von Mitte
Rechts weit zurückbleiben: selbst bei maximaler Besorgtheit ist nicht einrnal em
Drittel aus dieser Bevolkerungsschicht bereit, eine Benzinerhohung bis zu
2Fr./Liter zu akzeptieren (Figur 5).

Figur 4: Akzeptanz in Abhüngigkeit von Besorgtheit und Sprachregion:
Prozent Unterstutzung für die Massnahme
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Diese Faktoren sind ifir die Bestimmung der Akzeptanz okologischer Lenkungs
abgaben bei weitem am wichtigsten, wenn auch andere Faktoren wie das Alter,
das Bildungsniveau oder das Vertrauen in die Regierung ebenfalls eine Rolle
spielen. Zusammenfassend gilt: die Akzeptanz dieser Massnahmen hat in erster
Linie mit der personlichen Besorgtheit urn die Umweltsqualitat zu tun. In zwei
ter Linie hängt sie von der ailgemeinen politischen Orientierung und der Zu
gehorigkeit zu einer der vier Schweizer Sprachregionen ab. Dabei wird die Be
sorgtheit je nach politischer Orientierung und je nach sprachregionaler Zuge
horigkeit unterschiedlich interpretiert. Die Besorgtheit stelit im ailgemeinen so-

2 3 stark4
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mit nur eine notwendige, aber keine hinreichende Bedingung für die Akzeptanz
der zur Diskussion stehenden Massnahmen dar. Nur bei der Deutschschweizer
Linken ist sie auch hinreichend. Daraus ergibt sich eine erste Stossrichtung für
eine Strategie zur Gewinnung einer Mehrheit fir okologische Lenkungsabgaben
bzw. für eine okologische Steuerreform: es gilt in erster Linie die relativ be
sorgten Stimmburgerlnnen auf beiden Seiten des politischen Spektrums in der
Romandie und im burgerlichen Lager der Deutschen Schweiz anzusprechen und
ihnen plausibel zu machen, dass sie ihre Sorgen in Bezug auf die Qualitat der
Umwelt ernst nehmen soilten, dass es auch in der Schweiz noch viel zur Re
duktion der C02-Emissionen im besonderen und zur Verbesserung der Um
weltqualitat im ailgemeinen zu tun gibt, und dass die okologische Steuerreform
in dieser Hinsicht em schlagkraftiges Instrument darstelit. Dabei muss vor allem
alifalligen Bedenken aus dem burgerlichen Lager Rechnung getragen werden.

Figur 5: Akzeptanz in Abhüngigkeit von Besorgtheit, Positionierung auf
der Links-Rechts-Skala und Sprachregion:
Prozent Unterstützung für die Massnahme
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Es mag die Lesersehaft überraschen, dass bis jetzt nicht von Kostenuberlegun
gen die Rede war: es scheint doch naheliegend, dass Burgerinnen und Burger,
weichen durch die neuen Abgaben zusätzliche Kosten entstehen, soiche Mass
nahmen ablehnen. Wie wir noch sehen werden, spielen Kostenuberlegungen in

2 stark
3/4
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diesem Zusammenhang auch eine Rolle. Aber es soilte nicht übersehen werden,
dass die Opferbereitschaft im ailgemeinen nicht in erster Linie durch Kosten
uberlegungen gesteuert wird, sondern durch ailgemeine politische und kulturelle
Vorstellungen, weiche sowohi die Kostenuberlegungen, als auch die Akzeptanz
der Massnahme bestimmen.

3. Meinungsanderungen zu okologLschen
Lenkungsabgaben: 1993-1995

Bekanntlich hat der Urnweltschutz in den neunziger Jahren seine prioritäre Stel
lung in der offentlichen Meinung der Schweiz weitgehend eingebusst: bildete
der Umweltschutz seit Mitte der siebziger Jahre gemass Umfragen das wichtig
ste Problem fUr die Schweizer, so wurde er seit Beginn der neunziger Jabre als
zunebmend weniger prioritär betrachtet, während die Arbeitslosigkeit zum Pro
blem Nr. 1 avancierte. Dies bedeutet allerdings nicht, dass die Schweizer
Stimmbtirgerlnnen damit auch ihre Meinungen in Bezug auf die okologischen
Lenkungsabgaben geandert hätten. Auf aggregiertem Niveau, d.h. auf der Ebene
der gesamten Stimmburgerschaft waren die Meinungen zu den beiden ökolo
gischen Lenkungsvorlagen von 1993 bis 1995 ziemlich stabil (Figur 6). Dies
bestatigen amerikanische Studien, die ebenfalls gezeigt haben, dass die Bevölke
rungsmeinung insgesamt stabile Verlaufsmuster aufweist. Wie die Figur 6 zeigt,
gibt es allerdings eine Ausnahme von dieser allgemeinen Stabilität — im Früh
ling 1994 hat die Akzeptanz der beiden Massnahmen einen substantiellen, wenn
auch begrenzten Einbruch von 6.3% bzw. 8.8% erlitten, von dem sie sich jedoch
sehr rasch wieder erholt hat. Im weiteren Verlauf hat sich die Akzeptanz beider
Massnahmen dann gar leicht verbessert.
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Figur 6: Wandel der Bevölkerungsmeinung in Bezug auf die C02-Abgabe
und die massivere Benzinpreiserhöhung von Dezember 1993 bis
Oktober 1995:
Prozent Unterstutzung für die Massnahmen
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Wieso der Einbruch im Fruhling 1994? Wie Sie sich vielleicht erinnern, hat der
Bundesrat im März 1994 sein erstes Projekt zu einer CQ2-Abgabe veröffent
licht und in die Vernehmlassung geschickt. Dieser Vorlage wurde em sehr kri
tischer Empfang bereitet. Während man auf der Linken fand, die Vorlage gehe
zu wenig weit, wurde sie auf der Rechten aus verschiedenen Gründen regelrecht
verrissen. Angesichts dieser gebailten Ladung Kritik vor allem aus der Wirt
schaft und den bUrgerlichen Parteien erstaunt es nicht, dass sich die Bevolke
rungsmeinung bis zu einem gewissen Grade gegen die C02-Abgabe gekehrt hat.
Der darauffolgende Ruckschlag des Pendels in die Gegenrichtung hat u.a. damit
zu tun, dass wir die Mitglieder unserer Stichprobe über alle negativen und posi
tiven Konsequenzen dieser Abgabe detailliert informierten, bevor wir sie erneut
dazu befragten. Wichtig scheint mir an dieser Stelle vor allem, dass die Bevolke
rungsmeinung kurzfristig auf die Offentliche bzw. verOffentlichte Meinung Tea
giert. Wenn die politische Elite eine Kampagne für oder gegen eine Massnahme
organisiert, so zeitigt dies auf der Ebene der Bevolkerung seine Wirkung. Nicht
alle Meinungen sind im voraus gemacht. Wie wir sahen, haben die Burgerinnen
und Burger mehrheitlich nur schwache Meinungen in diesem Zusammenhang.
Sie sind entweder ambivalent in Bezug auf die Vorlage — d.h. sie haben Argu
mente dafuir und Argumente dagegen, oder sie sind indifferent — d.h. sie haben
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gar keine eigentliche Meinung dazu. Dies deutet darauf hin, dass em weiter
Spielraum ffir individuelle Meinungsanderungen bzw. fir Einflussnahme auf die
Meinungsbildung seitens der Meinungsmacher in der politischen Elite und in
den Medien besteht.

So haben in der Periode zwischen unserer ersten Befragung im Dezember 1993
und unserer zweiten Welle im Juni 1994 nicht weniger als em Drittel der Be
fragten (30.7%) ihre Meinung in Bezug auf die C02-Abgabe geandert. Für die
Benzinpreiserhohung bis zu 2Fr./Liter ergibt sich em analoger Wert (29.4%).
Auf aggregierter Ebene wird diese enorme individuelle Meinungsschwankung
nicht sichtbar, weil die individuellen Meinungsanderungen in beiden Richtungen
verlaufen vom Lager der BefI.irworter zum Lager der Gegner der Vorlage und
umgekehrt. Angesichts der gebailten Ladung Kritik erstaunt es allerdings nicht,
dass sich die Meinungen per Saldo gegen die okologischen Lenkungsabgaben
gewendet haben. Aufgrund unserer detaillierten zusätzlichen Informationen zu
den Lenkungsabgaben vor der dritten Befragung haben dann emeut rund em
Fünftel der Befragten ihre Meinung geändert — diesmal aber eher in befürwor
tender Richtung, wie wir gesehen haben.

Bei den Meinungsandernungen haben zwei zusätzliche Faktoren eine wesentli
che Rolle gespielt. Zum einen ergibt sich em besonders interessanter Zusam
menhang mit der individuellen okologischen Kompetenz der Burger. Das Kon
zept der xokologischer Kompetenz>> bezieht sich auf die individuellen Kennt
nisse uber okologische Zusammenhange, den diesbezuglichen individuellen In
formationsstand. Es zeigt sich, dass Meinungsanderungen aufgrund der Kam
pagne gegen die C02-Abgabe vor allem bei wenig kompetenten ursprunglichen
Befurwortern der Vorlage sehr haufig waren. Sie wurden durch die Kampagne
gegen die C02-Abgabe in besonderem Masse beeinflusst. Wieso das? Eine
Meinungsanderung setzt voraus, dass die betreffende Person zusätzliche rele
vante Informationen empfangt und diese auch akzeptiert. Sowohi Empfang, als
auch Akzeptanz zusatzlicher Informationen sind aber kompetenzabhangig. Je
kompetenter man ist, desto mehr Informationen empfangt man zwar, desto skep
tischer ist man aber im ailgemeinen auch gegenOber neuen Informationen: man
akzeptiert sie nur dann, wenn sie mit der eigenen Meinung ubereinstimmen. In
tensive Kampagnen zu spezifischen okologischen Vorlagen erreichen aber auch
Bürgerinnen und Burger mit einem geringen okologischen Informationsstand,
die sich noch keine starke Meinung dazu gebildet haben und die dazu neigen,
neue Informationen unkritisch zu akzeptieren.

Meinungsanderungen aufgrund einer politischen Kampagne, weiche die ökolo
gische Massnahme ins Bewusstsein der Bevolkerung rückt und einzelne ihrer
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Aspekte hervorhebt, hangen zweitens nun auch mit Kosten-Nutzen- Uberle
gungen zusammen. So werden ursprungliche Gegner der Vorlage, die nicht au
tofahren und die deshaib von der C02-Massnahme dank der vorgesehenen
Ruckerstattung der Ertrage der Abgabe nur Vorteile erwarten können, eher zu
Befürwortern als ursprüngliche Gegner, die em Auto benutzen und fUr die des
haib aus der neuen Massnahme unter Umständen zusätzliche Kosten erwachsen.
Umgekehrt veranlassen zusätzliche Informationen uber die Abgabe in erster Li
nie die Autofahrer unter den ursprunglichen Befurwortern der Massnahme zu
einer Meinungsänderung: aufgrund zusatzlicher Informationen lernen sie zum
Teil, dass ihre finanziellen Interessen direkt von der Massnahme betroffen sind.
Figur 7 zeigt, dass derartige Kosten-Nutzenuberlegungen sowohi bei der C02-
Abgabe, als auch bei der weitergehenden Benzinpreiserhohung eine Rolle ge
spielt haben.

Detailliertere Analysen ergeben, dass die öffentliche Debatte urn die C02-
Abgabe im Frühling 1994 die Unterschiede zwischen der deutschsprachigen
Schweiz und der Romandie eher noch verstärkt hat: ursprungliche Beflirworter
haben in der Romandie haufiger ins Lager der Gegner gewechselt als in der
deutschsprachigen Schweiz, während ursprungliche Gegner in der deutschspra
chigen Schweiz umgekehrt haufiger ins beffirwortende Lager wechselten — und
dies unabhangig vom Besorgtheitsgrad und von Kosten-Nutzenuberlegungen.
Dies deutet darauthin, dass die öffentliehe Debatte in der Romandie okologi
schen Lenkungsabgaben gegenUber weniger differenziert verläuft als in der
Deutschen Schweiz. Dieser Eindruck wird noch dadurch verstärkt, dass die
Westschweizer aufgrund der gezielten Informationen, die wir im Rahmen unse
rer Studie bereitstellten, später ihre Meinungen sogar noch starker als die
Deutschschweizer zugunsten derartiger Massnahmen geandert haben, und dies
erneut unabhangig von Kosten-Nutzenuberlegungen und vom urspriinglichen
Besorgtheitsgrad.
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Figur 7: Kosteneffekte bei der Meinungsänderung in Bezug auf die
C02-Abgabe und weitergehende Benzinpreiserhöhungen:
Prozent Meinungsänderungen zwischen
Dezember 1993 und Mai 1994

C02-Abgabe Benzin zu 2Fr.fLiter
Prozent Prozent

50 50

40 40

dagegen daflir

juohne Auto •mit Auto IØoA1t0 •mit Auto

4. Schlussfolgerungen

Was können wir zusammenfassend aus diesen Ergebnissen schliessen? Die
Ausgangslage zeigt, dass eine okologische Steuerreform in der Schweiz eine
realistische Chance hat, mehrheitsfhhig zu werden. Sie kann mit einem beträcht
lichen Mass an Verständnis in breiten Kreisen der Bevolkerung rechnen. Die
Unterstutzung ist aber nicht in alien Teilen der Bevoikerung gleich stark und
auch nicht ohne weiteres gegeben. Die Akzeptanz ist in der Westschweiz ganz
generell, und in der Deutschen Schweiz auf dem rechten Flugel des politischen
Spektrums probiematisch. Damit die okologische Steuerreform mehrheitsfahig
wird, muss vor allem auf der btirgerlichen Seite und insbesondere in der West
schweiz Uberzeugungsarbeit geleistet werden. Dabei kann davon ausgegangen
werden, dass die franzosischsprachigen Schweizer nicht a priori skeptischer sind
gegenuber soichen Steuem, sondem dass sie dartiber durch die Medien und die
politischen Eliten in erster Linie weniger gut informiert werden als die Deutsch
schweizer.

dagegen dafür
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Leute, die sich keine Sorgen machen urn die Umweltqualitat, sind fir eine öko
logische Steuerreform kaurn zu gewinnen. Sie bilden aber eine Minderheit in
unserer Bevolkerung, auch in der Westschweiz und auch im burgerlichen Lager.
Es gilt in erster Linie, die sehr zahireichen Stimmburgerinnen und Stimmburger
anzusprechen, die mehr oder weniger besorgt urn die Umweltqualitat sind, die
sich aber aufgrund der relativen Neuartigkeit der Idee einer okologischen Steu
erreform dazu noch keine starke eigene Meinung gebildet haben und die deshaib
besonders ausgeprägt zu Meinungsanderungen neigen. Für derartige Personen
spielen individuelle Kosten-Nutzenuberlegungen in diesern Zusammenhang eine
nicht zu vernachlassigende Rolle. Damit werden der Ruckzahlungsmodus und
die damit zusammenhangenden Beschaftigungs- und Wachstumskonsequenzen
zu entscheidenden Parametern fir die Befuirworter der Einftihrung einer soichen
Reform. Leider kann ich aufgrund meiner Daten in Bezug auf die Akzeptanz
unterschiedlicher Ruckzahlungsrnodi keine stichhaltigen Angaben machen. Es
ist aber ohne weiteres anzunehmen, dass die <<doppelte Dividende>> einer öko
logischen Steuerreform angesichts der Priorität, welche die Schweizer Bevölke
rung heute dem Problem der Arbeitslosigkeit zumisst, zu ihrer Attraktivität er
heblich beizutragen vermag.

Aufgrund bisheriger Studien kann aber schliesslich festgehalten werden, dass
die fiskalisch neutrale Ausgestaltung der okologischen Steuerreform eine ent
scheidende Voraussetzung fUr ihre Akzeptanz bildet. So wandten sich die von
Wallart und Burgenrneier (1996) befragten Untemehmen ganz kiar gegen fiska
lisch nicht neutrale okologische Lenkungsabgaben. In der Kampagne gegen die
ursprungliche Vorlage zur C02-Abgabe spielte deren unvollstandige fiskalische
Neutralität ebenfalls eine zentrale Rolle, die sich, wie wir gesehen haben, in ei
nem deutlichen Ruckgang ihrer Akzeptanz in der Stimmburgerschaft aus
gedruckt hat. Die Tatsache, dass es insbesondere besorgte Bürgerinnen und BUr
ger aus dem bUrgerlichen Lager zu gewinnen gilt, während die Linke von die
sem Anliegen bereits rnehr oder weniger Uberzeugt ist, legt noch einmai nahe,
eine okologischen Steuerreform zurnindest in einer Anfangsphase nicht zur
Aufnung der Staatskasse zu verwenden.
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